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185. Verordnung: Gerichtliche Einbringungs- und Amtswirtschaftsverordnung — GEAV.
186. Verordnung: Gerichtserlagsverordnung — GEV.

1 8 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen vom 2. Juli
1948, betreffend die Einbringung von ge-
richtlichen Gebühren, Kosten und Geld-
strafen, die Verrechnung der Amts- und
Parteiengelder und die Amtswirtschaft bei
den Gerichten (Gerichtliche Einbringungs-
und Amtswirtschaftsverordnung — GEAV.).

Auf Grund des § 17, Z. 1, des Bundesgesetzes
vom 22. April 1948, B. G. Bl. Nr. 109, über
die Einbringung der gerichtlichen Gebühren,
Kosten und Geldstrafen (Gerichtliches Einbrin-
gungsgesetz 1948 — GEG. 1948) wird verordnet:

I. Kapitel.

Berechnung der Gebühren und Kosten.
§ 1. Allgemeine Bestimmungen.

(1) Gerichtsgebühren u n d Kosten, für deren
Eingang das Gericht v o n Amts wegen zu sorgen
ha t (§ 1 GEG. 1948), sind v o n dem Kosten-
beamten des Gerichtes, erster Ins tanz zu berech-
nen. Gebühren sind jene Beträge, die v o n den
Parteien für die Inanspruchnahme de r Gerichte
zu entr ichten sind; Kosten sind alle übrigen im
§ 1 G E G . 1948 genannten Beträge m i t Ausnahme
der Geldstrafen und verfallenen Beträge (§ 1,
Z. 2, GEG. 1948).

(2) Kostenbeamte sind in der Regel die Leiter
der einzelnen Geschäftsabteilungen. Ausnahms-
weise k ö n n e n auch andere geeignete Beamte der
Geschäftsstelle v o m Gerichtsvorsteher zu Kosten-
beamten bestellt werden, erforderlichenfalls auch
für mehre re Geschäftsabteilungen.

(3) D ie Berechnung besteht in der Anführung
der einzelnen bereits ents tandenen Gebühren-
und Kostenbeträge unter Angabe der Berech-
nungsgrundlagen und der angewendeten Vor-
schriften sowie der geschuldeten Endsumme im
„Zahlungsauft rag" (§ 9). Soweit Kosten v o m
Richter oder dem dami t be t rau ten Beamten be-
messen werden, sind diese. Beträge einzusetzen.

(4) Für jeden Zahlungsauftrag ist eine Ein-
hebungsgebühr von 1 S ohne Rücksicht auf die
Zahl der Schuldner zu entrichten und im Zah-
lungsauftrag anzuführen.

§ 2. Z u s t ä n d i g k e i t .

Die Berechnung nimmt der Kostenbeamte jenes
Gerichtes erster Instanz vor, bei dem das Ver-
fahren anhängig ist. Diesem Gericht sind jene
Gebühren und Kosten, die bei einem anderen
Gerichte entstanden sind (ersuchtes Gericht,
Rechtsmittelgericht), bekanntzugeben; es be-
stimmt die Höhe der Gebühren und Kosten,
sofern es sich nicht um Auslagen handelt, die
sofort bezahlt werden müssen [§ 42, Abs. (3)].

§ 3. Zeitpunkt der Berechnung.

(1) 1. I n bürgerl ichen Rechtssachen ist die
Berechnung, abgesehen v o n den A u s n a h m e n der
Z. 2 und des § 4, Abs. (2), s p ä t e s t e n s un-
mittelbar nach Beendigung des Verfahrens in
jeder Instanz vorzunehmen, zu einem früheren
Zeitpunkt jedoch dann, wenn Zweckmäßigkeits-
gründe hiefür sprechen, insbesondere wenn die
Einbringung gefährdet ist oder das Verfahren
länger als sechs Monate gedauert hat.

2. Eine gesonderte Berechnung ist dann vor-
zunehmen, wenn für dritte Personen Beträge
einzubringen sind (§ 1, Z. 7, GEG. 1948).

3. In Strafsachen geschieht die Berechnung in
der Regel sofort nach rechtskräftiger Beendigung
des Verfahrens.

(2) Die Berechnung ist außen auf dem Akt
in auffallender Schrift oder durch Stampiglien-
aufdruck ersichtlich zu machen (zum Beispiel
„Kosten bis Bl. Z. 21 berechnet. 6. Oktober
1947, Unterschrift").

§ 4. B e r e c h n u n g im F a l l e A r m e n -
r e c h t e s .

(1) Wenn in einem Streitverfahren für eine
arme Partei Kosten aus Amtsgeldern vorgeschos-
sen wurden, so sind solche Kosten und die Ge-
richtsgebühren, von deren Entrichtung die arme
Partei vorläufig befreit war, einzubringen:

1. von der armen Partei selbst, wenn ihr das
Armenrecht entzogen oder sie sonst zur Nach-
zahlung der Beträge verpflichtet wird (§§ 68,
71, ZPO.);

2. bei ihrem Gegner, wenn diesem der Ersatz
der Prozeßkosten rechtskräftig auferlegt wurde
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oder er die Bezahlung durch Vergleich übernom-

men hat (§ 70 ZPO.).
(2) Im Falle des Abs. (1), 2 . 2, hat der Kosten-

beamte die Berechnung erst nach rechtskräftiger
Beendigung des Verfahrens vorzunehmen. Er-
forderlichenfalls hat er den Akt dem Richter zur
Entscheidung vorzulegen.

(3) Diese Best immungen gelten i m Verfahren
außer Streitsachen und i m Strafverfahren auf
G r u n d einer Privatanklage s inngemäß.

(4) Im Exekutionsverfahren berechnet der
Kostenbeamte des Exekutionsgerichtes die Ge-
bühren und Kosten nach Abschluß des Exekuti-
onsverfahrens, spätestens aber ein Jahr nach Be-
ginn der Exekution.

§ 5. E r s i c h t l i c h m a c h u n g des
A r m e n r e c h t e s .

(1) In d e n Fällen des § 4 ist sogleich nach
Ertei lung des Armenrechtes in d e r Anmerkungs -
spalte des Registers m i t Farbstift de r Vermerk
G V . anzubringen).

(2) De r Vermerk ist abzustreichen:
a) wenn das Verfahren rechtskräftig erledigt

wird, o h n e daß dem Gegner de r a rmen
Partei eine Kostenersatzpflicht auferlegt
wi rd ; z u m Beispiel durch ein die Klage
der a rmen Partei abweisendes Ur te i l :

b) wenn der Gegner der armen Partei die
Gebühren und Kosten entrichtet hat;

c) wenn die Gebühren und Kosten berechnet
wurden [§ 1, Abs. (3) und § 4, Abs. (2)].

§ 6. P e r s ö n l i c h e G e b ü h r e n f r e i h e i t
u n d G e b ü h r e n v o r m e r k u n g .

Wenn an einem Verfahren eine Person teil-
nimmt, die aus einem anderen Grunde als dem
des Armenrechtes die persönliche Gebuhrenfrei-
heit oder die Gebührenvormerkung nach den
Bestimmungen über die Gerichtsgebühren ge-
nießt, so ist in Ansehung der Gebühren wie bei
der Teilnahme einer armen Partei vorzugehen.

§ 7. V e r z e i c h n u n g der G e b ü h r e n
u n d K o s t e n .

Die im Laufe eines Verfahrens entstehenden
Gebühren und Kosten sind, soweit sie nicht so-
fort eingebracht werden, in einer in die Augen
fallenden Weise, allenfalls auf der Innenseite des
Aktendeckels oder auf einem besonderen, dem
Akte anzuschließenden Blatt, zu verzeichnen. Dies
gilt auch im Falle des Armerbrechtes, der persön-
lichen Gebührenfreiheit oder der Gebührenvor-
merkung.

§ 8. U n t e r b l e i b e n d e r B e r e c h n u n g .

(1) Die Berechnung der Gebühren u n d Kosten
entfällt, wenn einer Aufforderung zu deren Ent -
richtung in Gerichtskostenmarken (§ 10) o rd -
nungsgemäß Folge geleistet wurde.

(2) In bürgerlichen Rechtssachen kann der
Kostenbeamte von der Berechnung der Gebühren

und Kosten absehen, wenn mi t G r u n d angenom-
men werden darf, daß die Einbringung ergebnis-
los bleiben wird. Dies vermerk t de r Kosten-
beamte im Akt , wobei er den Grund hiefür kurz
angibt. Auf diesen Umstand ist außen am A k t
unter Anführung der Blattzahl hinzuweisen (zum
Beispiel „Kostenberechnung unterblieben, Bl.
Z. 25".).

(3) Im Strafverfahren unterbleibt die Berech-
nung, wenn der Richter die Kosten für unein-
bringlich erk lär t [§ 391, Abs. (3), StPO.] .

II. Kapitel .

Die Einbringung von Gebühren, Kosten und
Geldstrafen.

§ 9. Zah lungsauf t rag .
(1) Z u r Einreibung d e r i m § 1 G E G . 1948

genannten Beträge dient, sofern nicht Sonder-
best immungen für die Einhebung v o n Geld-
strafen, verfallenen Beträgen oder Zehr - und
Ganggeldern der Vollstrecker A n w e n d u n g finden,
der „Zahlungsauftrag" nach Geo.Form. N r . 15.
Das Formbla t t wird i m Großformat für umfang-
reiche Bemessungen und i m Kleinformat herge-
stellt. D e r Zahlungsauftrag enthäl t die Aufforde-
rung, den berechneten Betrag (§ 1) binnen 14 T a -
gen nach Zustellung bei sonstiger Eint re ibung
auf das Postscheckkonto de r Einbringungsstelle
(§ 12) einzuzahlen; dieser Betrag k a n n nicht m e h r
in Gerichtskostenmarken berichtigt werden. D e r
Zahlungsauftrag ist im Durchschreibeverfahren
dreifach herzustellen.

(2) K o m m e n mehrere Zahlungspflichtige in Be-
tracht, d ie für denselben Betrag z u r ungeteil ten
H a n d haften, so werden alle i n dem Zahlungs-
auftrag als Zahlungspflichtige angeführt . D i e
Aufforderung z u r Zahlung ist a n sämtliche
Zahlungspflichtige zu richten. In dem Zahlungs-
auftrag ist zu vermerken, daß durch die Zahlung
eines Zahlungspflichtigen die übrigen v o n ihrer
Verbindlichkeit gegenüber dem Bundesschatz
befreit werden. In diesem Fall s ind weitere Aus-
fertigungen für die Zustellungen an alle Zahlungs-
pflichtigen herzustellen.

(3) Ist ein Betrag zugunsten eines Dri t ten
einzuheben [§ 3, Abs. (1), Z. 2], so ist dessen
N a m e , Beruf und Anschrift a m Schlusse des
Zahlungauftrages anzuführen. Dies gilt als Auf-
t rag an die Einbringungsstelle, den eingegange-
nen Betrag an die empfangsberechtigte Person
oder Stelle zu überweisen. In diesem Falle ist
womöglich ein Erlagschein für das Postscheck-
k o n t o des Empfangsberechtigten anzuchließen.

(4) Auf der für die Einbringungsstel le b e s t i m m -
t e n Atisfert igung des Zahlungsauftrages [§ 13 ,
Abs . (3)] h a t d e r Kos tenbeamte anzugeben , was
ihm über die Einkommens- und Vermögens-
verhältnisse des Zahlungspflichtigen bekannt ist
und welche Gegenstände im Sinne des § 5 GEG.
1948 zurückbehalten wurden.
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§ 10. Aufforderung zur Entrich-
tung der Gebühren und Kosten in

Gerichtskostenmarken.

(1) Werden Gebühren, im § 1, Z. 3, GEG. 1948
angeführte Kosten des Strafverfahrens im en-
geren Sinne oder im § 1, Z. 6, GEG. 1948, an-
geführte Kosten in bürgerlichen (Rechtssachen
geschuldet, beträgt der zu entrichtende Gesamt-
betrag nicht mehr als 100 S u n d ist keine Ge-
bührensteigerung enthalten, so kann der Kosten-
beamte vor Erlassung des Zahlungauftrages den
Zahlungspflichtigen mit Geo. Form. N r . 15 b
auffordern, den geschuldeten Betrag binnen
acht Tagen nach Zustellung i n Gerichtskosten-
marken zu entrichten. Eine solche Aufforderung
soll vor allem dann ergehen, wenn mit der Ent -
richtung des Betrages gerechnet werden kann. Sie
ist in der Regel sogleich nach Entstehung des

Gebührenanspruches oder Feststellung des Kosten-
ersatzpflichtigen zu erlassen u n d mit Zustell-
ausweis zuzustellen.

(2) Der Kostenbeamte hat die Aufforderung in
ein für das Kalenderjahr zu führendes Verzeich-
nis nach Geo. Form. N r . 18 einzutragen, die
Abfertigung der Aufforderung i m Akt zu ver-
merken und das Einlangen der Gerichtskosten-
marken zu überwachen.

(3) W i r d de r Betrag v o m Zahlungspflichtigen
nicht i n Ger ich tskos tenmarken , s o n d e r n in Geld
entrichtet , so ist e r nicht z u r Anschaffung v o n
Kostenmarken zu verwenden, vielmehr in de r
Amtsrechnung zu verrechnen (§§ 46, 51).

(4) Der Zahlungspflichtige kann durch Rück-
sendung die Zahlungsaufforderung mi t d e m
Vermerk „Ersuche u m Erlassung des Zahlungs-
auftrages" außer Kraft setzen. Der Kos tenbeamte
hat in diesem Falle, ebenso wie bei fruchtlosem
Ablauf der Frist [Abs. (1)] gemäß § 9 vorzugehen.
Der Zahlungspflichtige k a n n keinen, Ant rag auf
Berichtigung (§ 23) der Zahlungsaufforderung
stellen. Er kann bei Rücksendung der Zahlungs-
aufforderung auf offensichtliche Fehler in der
Berechnung aufmerksam machen; bei Erlassung
des Zahlungsauftrages kann hierauf Bedacht
genommen werden.

§ 11. A b f e r t i g u n g d e s Z a h l u n g s -
a u f t r a g e s .

(1) Der Kostenbeamte hat die Urschrift und
sämtliche Ausfertigungen des Zahlungsauftrages
mit Rotstift deutlich zu bezeichnen und zwar:

a) in Zivilrechtssachen mit den Buchstaben
Ziv,

b) in Strafsachen mit den Buchstaben Str,
c) bei Einhebung eines Betrages zugunsten

eines Dritten [§ 3, Abs. (1), Z. 2] mit dem
Buchstaben D.

(2) Der Kostenbeamte hat sämtliche Ausferti-
gungen des Zahlungsauftrages unter dar Bezeich-
nung des Gerichtes zu unterfertigen und die Ab-

gabe zur Abfertigung bei dem Vermerk über
die Kostenberechnung [§ 3, Abs. (2)] ersichtlich
zu machen.

(3) Der Kostenbeamte hat das Rücklangen des
Zahlungsauftrages zu überwachen und zu diesem
Zwecke ein Verzeichnis der abgefertigten Zah-
lungsaufträge zu führen.

§ 12. E i n b r i n g u n g s s t e l l e .

(1) Mit der Einbr ingung, das ist d e r E inhebung
u n d der Eintreibung, is t die Einbringungsstelle
be t rau t ; sie besteht in Verb indung m i t der Ver-
wahrungsabtei lung beim Oberlandesgericht für
dessen ganzen Sprengel.

(2) Zum Leiter der Einbringungsstelle und
dessen Stellvertreter sind mi t den Verrechnungs-
vorschriften besonders ver t rau te Beamte des
Fachdienstes zu bestellen, d ie die Erfordernisse
eines leitenden Beamten der Geschäftsstelle (§ 30,
Abs. (2) Geo.] erfüllen. Zu den mi t de r Führung
der Kostenvorschreibungsbücher be t rauten Be-
amten und z u m Rechnungsführer sind Beamte
des Fachdienstes zu bestellen; erstere müssen im
Exekutions- und Grundbuchsverfahren besondere
Erfahrungen besitzen.

(3) Die Einbringungsstelle ist dem Scheck-
verkehr des Postsparkassenamtes angeschlossen.
Sie besitzt e in eigenes, von der Verwahrungs-
abteilung getrenntes Konto . Von ihrem K o n t o
wird am 10., 20. u n d Letzten jedes Monates das
Kontoguthaben in auf ganze Hunder ter abgerun-
deten Beträgen vom Postsparkassenamte selbst-
tätig auf das Postschecksubkonto des zuständigen
Oberlandesgerichtspräsidiums übertragen. Fällt
einer dieser Tage auf einen Sonntag oder gesetz-
lichen Feiertag, so erfolgt die Abbuchung a m
folgenden Werktag. Die abgebuchten Beträge
sind als Abfuhr an das Präsidium des Oberlandes-
gerichtes zu verrechnen.

(4) Über das Postscheckkonto dürfen außer
dem Leiter der Einbringungsstelle und seinem
Stellvertreter nur jene Beamten verfügen, die vom
Präsidenten des Oberlandesgerichtes als zeich-
nungsberechtigt erklär t werden; von der Zeich-
nungsberechtigung sind jene Beamten aus-
geschlossen, die mi t der Ausgabeverrechnung
betraut sind. Zu einer Verfügung über das K o n t o
ist die gemeinsame Unterschrift von zwei Zeich-
nungsberechtigten erforderlich. Die verfügungs-
berechtigten Personen haben bei allen Unterschrif-
ten im Scheckverkehr das Siegel der Einbringungs-
stelle beizusetzen; dieses ist v o m Leiter der Ein-
bringungsstelle (seinem Stellvertreter) sorgfältig
zu verwahren. Im übrigen gelten die Bestim-
mungen des V. Kapitels sinngemäß.

§ 13. E i n h e b u n g .
(1) Das Gericht hat sämtliche Ausfertigungen

des Zahlungsauftrages der Einbringungsstelle zu
übersenden. Diese trägt den einzubringenden
Betrag entsprechend, seiner Zugehörigkeit zu
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einer der in § 11, Abs. (1), genannten Gruppen,
in einer der drei Abteilungen des Kostenvor-
schreibungsbuches (§ 14) ein und vermerkt in
Spalte 5 Name und Adresse des allenfalls be-
rechtigten Drit ten. Eine Ausfertigung des Zah-
lungsauftrages wird durch Stampiglienaufdruck
mit dem Aktenzeichen der Einbringungsstelle
(§ 22) versehen und dem Gericht zurückgestellt;
der Kostenbeamte legt sie ohne Ordnungsnummer
und Blattzahl vorne im Akt ein und merkt das
Einlangen im Verzeichnis [ § 1 1 , Abs. (3)] an.

(2) Unter der Stampiglie der Einbringungsstelle
wird eine Ausfertigung von dem mit der Erledi-
gung betrauten Beamten unterfertigt und unter
Anschluß eines mit dem Aktenzeichen (§ 22)
versehenen Erlagscheines der Einbringungsstelle
an den Zahlungspflichtigen mit Zustellausweis
zugestellt. Der Zahlungsauftrag wird mi t der
Zustellung wirksam.

(3) Die mit den Angaben nach § 9, Abs. (4),
versehene Ausfertigung wird von der Einbrin-
gungsstelle vorläufig zurückbehalten.

(4) Kann dar Zahlungsauftrag d e m Zahlungs-
pflichtigen nicht zugestellt werden, so h a t die
Einbringungsstelle dessen Ausforschung einzu-
leiten. Bleibt diese ergebnislos, so ist diese Post
des Kostenvorschreibungsbuches, wenn auch spä-
terhin der Aufenthal t nicht bekann t wird, nach
Ablauf des auf die Eint ragung folgenden Jahres
zu löschen. Ist eine dr i t te Person empfangs-
berechtigt, so ist diese v o n d e m Zustellhindernis
durch die Einbringungsstelle zu verständigen.

§ 14. Kostenvorschreibungsbuch.

(1) Das Kostenvorschreibungsbuch wird nach
Geo. Form. Nr. 112 geführt. Es gliedert sich in
drei Abteilungen:

a) für Gebühren und Kosten in Zivilrechts-
sachen;

b) für Gebühren, Kosten, Geldstrafen, Ver-
fallsbeträge und Haftungsbeträge im Straf-
verfahren;

c) für Beträge, die zugunsten einer dritten
Person oder Stelle einzuheben sind.

(2) Die Eint ragung geschieht u n t e r fort laufen-
der N u m m e r , i n jeder Abtei lung jährlich mit 1
beginnend. I n Spalte 2 sind sämtliche Zahlungs-
pflichtige e inzutragen; auf eine Solidarhaftung
ist in Spalte 5 hinzuweisen. D o r t sind auch die
Kosten der Einbr ingung z u vermerken . Nach
ihrem Eingang ist der Vermerk zu streichen.
I n Spalte 3 sind das Gericht, die Geschäftszahl
des Gerichtsaktes, die Bezeichnung des Gegen-
standes u n d das D a t u m des Zahlungsauftrages
einzutragen.

§ 15. T a g e s n a c h w e i s u n g , V e r r e c h -
n u n g d e r e i n g e z a h l t e n B e t r ä g e ,

(1) Für die bei der Einbringungsstelle eingehen-
den Beträge ist für jeden Tag eine Tagesnach-
weisung nach Geo.Form. Nr. 112 a zu führen.

(2) Geh t ein i m Kostenvorschreibungsbuch ein-
getragener Betrag bei de r Einbringungsstelle ein,
so t rägt der Rechnungsführer (§ 16) d ie ein-
gegangenen Beträge in die Spalten 1 bis 4 der
Tagesnachweisung ein. Der mi t der F ü h r u n g des
Kostenvorschreibungsbuches bet raute Beamte
bucht auf G r u n d der Tagesnachweisung die ein-
gegangenen Beträge, soweit sie nicht die Einbrin-
gungskosten oder Mehrzahlungen betreffen, en t -
sprechend ihrer Zugehörigkeit zu einer der drei
Abtei lungen des Kostenvorschreibungsbuches in
der Spalte jenes (Monates, in welchem der Betrag
eingeht, streicht, wenn der Gesamtbetrag ein-
gegangen ist, die Post des Kostenvorschreibungs-
buches a b (§ 409 Geo.), setzt d e n gebuchten Be-
trag in die entsprechenden Spalten 5 bis 8 de r
Tagesnachweisung ein u n d stellt diese d e m Rech-
nungsführer zur Eintragung in der Amtsrechnung
zurück.

(3) W u r d e ein Betrag eingezahlt, der i m Kosten-
vorschreibungsbuch nicht eingetragen ist, oder
wurde eine Mehrzahlung ode r Doppelzahlung
geleistet, so sind solche Beträge i n Spalte 9 der
Tagesnachweisung einzusetzen.

(4) Ist hinsichtlich eines Betrages eine dr i t te
Person oder Stelle empfangsberechtigt (§ 1, Z. 7,
GEG. 1948), so überweist der Rechnungsführer
den eingezahlten Betrag, mit Ausnahme der
Kosten der Einbringung und allfälligier Mehr-
zahlungen, an den Empfangsberechtigten [§ 9,
Abs. (3)]. In diesem Falle ist die zurückbehaltene
Ausfertigung des Zahlungsauftrages [§ 13,
Abs. (3)] der Tagesnachweisung anzuschließen
und dient als Ausgabebeleg.

§ 16. A m t s r e c h n u n g u n d G e l d b u c h
d e r E i n b r i n g u n g s s t e l l e .

(1) Über die Ein- und Ausgänge bei der Ein-
bringungsstelle ist eine Amtsrechnung nach Geo.-
Form. Nr. 114 und ein Geldbuch nach Geo.Form.
Nr. 113 von dem hiemit betrauten Beamten
der Einbringungsstelle (Rechnungsführer) zu
führen. Spalte 5 der Amtsrechnung enthält
die Tagessummen der Spalten 5 bis 7, Spalte 8
die Tagessummen der Spalten 8 und 9 der Tages-
nachweisung (§ 15). Die in Spalte 8 angeführten
Beträge sind im Geldbuch nach den Posten der
Tagesnachweisung getrennt einzutragen. In Spal-
te 6 der Amtsrechnung sind Rückzahlungen ein-
zutragen, die infolge Berichtigung des Zahlungs-
auftrages (§ 23) oder Nachlaß von Gebühren
und Kosten (§ 24) vorzunehmen sind. „In Spal-
te 9 der Amtsrechnung sind Zahlungen an
empfangsberechtigte Dritte und Rückzahlungen
von zuviel oder irrig eingezahlten Beträgen zu
buchen. Wenn es der Umfang der Auszahlungen
erforderlich macht, können Ausgabeverzeichnisse
geführt werden. In diesem (Falle ist lediglich die
Tagessumme dieser Verzeichnisse in den Spal-
ten 6 und 9 der Amtsrechnung täglich einzu-
tragen.
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(2) Erfolgt eine Mehr - oder Doppelzah lung ,
wurde ein Betrag irrtümlich eingezahlt oder ist
ein Betrag auf ein anderes Konto der Justiz-
verwaltung zu überweisen, so sind solche Beträge
vom Rechnungsführer in ein Verzeichnis aufzu-
nehmen und mindestens einmal im Monat dem
Präsidenten des Oberlandesgerichtes oder dem
von diesem damit betrauten Richter zur Ent-
scheidung über die Rückzahlung vorzulegen.

(3) W u r d e jedoch ein Betrag eingezahlt, für
den der Zahlungsgrund nicht feststeht, so ha t der
Rechnungsführer die erforderlichen Erhebungen
zu pflegen. Sind solche Beträge zurückzuzahlen,
so ist nach Abs. (2) vorzugehen.

(4) I m übrigen sind für die F ü h r u n g der Amts -
rechnung u n d des Geldbuches die Best immungen
des IV. Kapitels s inngemäß anzuwenden .

§ 17. Einleitung der Eintreibung.

(1) Die Einbringungsstelle ha t das Einlangen
der im Kostenvorschreibungsbuch eingetragenen
Beträge zu überwachen. Nach fruchtlosem Ablauf
der Zahlungsfrist ha t sie die ordnungsgemäße
Zustellung des Zahlungauftrages z u prüfen u n d
die zwangsweise Eintreibung namens des Bundes-
schatzes beim Zahlungspflichtigen einzuleiten.

(2) V o n der Eintreibung ist abzusehen, wenn
der einzutreibende Betrag 2 S nicht übersteigt.
Diese Kleinbeträge sind am Ende eines jeden
Jahres im Kostenvorschreibungsbuch zu löschen,
sofern seit der Abfertigung des Zahlungsauftrages
bereits ein Mona t verstrichen ist. Auf Geldstra-
fen finden die vorstehenden Bestimmungen keine
Anwendung.

(3) Zum Zwecke der Eintreibung ha t die Ein-
bringungsstelle einen Exekutionsantrag unter An-
schluß des mi t der Bestätigung der Vollstreckbar-
keit versehenen Zahlungsauftrages [§ 13, Abs. (3)]
u n d eines Erlagscheines der Einbringungsstelle
dem zuständigen Exekutionsgericht zu über-
mit te ln . Die Wahl des Exekutionsmittels bleibt
der Einbringungsstelle überlassen. Von einer
Exekution durch zwangsweise Pfandrechtsbe-
gründung ist bei Einbringung v o n Beträgen un te r
50 S abzusehen. Eine Zwangsverwaltung oder
Zwangsversteigerung v o n Liegenschaften ist nur
zu beantragen, wenn deren Durchführung im
Hinblick auf die H ö h e des einzutreibenden Be-
trages u n d sonstige Umstände nicht unzweck-
mäßig ist.

§ 18. V o l l z u g d e r E i n t r e i b u n g .

(1) Verständigungen und Aufforderungen) im
Zuge der Eintreibung hat das Exekutionsgericht
an die Einbringungstelle als Vertreterin des
Bundesschatzes zu richten und ihr nach Beendi-
gung der Eintreibung die hiebei entstandenen
Gebühren und Kosten bekanntzugeben. Die der
Einbringungsstelle zukommenden Beträge sind
ohne Verzug auf ihr Postscheckkonto zu über-

weisen. Im Falle der Ergebnislosigkeit der Ein-
treibung hat der Vollstrecker anläßlich des Voll-
zuges die sonstigen Einkommens- und Ver-
mögensverhältnisse des Zahlungspflichtigen zu
erheben und das Ergebnis der Einbringungsstelle
mitzuteilen.

(2) Wenn sich im Zuge der Eintreibung beson-
dere Vorfälle ereignen, insbesondere wenn eine
Klage nach §§ 35 bis 37 EO. droht, hat die Ein-
bringungsstelle die Beschlußfassung des Präsi-
denten des Oberlandesgerichtes oder des von
diesem damit betrauten Richters einzuholen.
Zur Empfangnahme von Klagen, zur Prozeß-
führung und zur Stellung des Antrages auf Er-
öffnung des Konkurses ist nicht die Einbringungs-
stelle, sondern nur die Finanzprokuratur ermäch-
tigt. Die Einbringungsstelle kann in jedem Fall
die Finanzprokuratur um Führung der Exekution
ersuchen.

(3) Ist ein Betrag nach dem Ergebnis des Offen-
barungseidesverfahrens (§§ 47 ff. EO.) als nicht
einbringlich anzusehen, so ist die Post im Kosten-
vorschreibungsbuch zu löschen (§ 20). War ein
Dritter empfangsberechtigt, so ist er von der
Uneinbringlichkeit durch die Einbringungsstelle
zu verständigen. Derzeit uneinbringliche Beträge
über 2000 S sind in ein Überwachungsbuch zu
übertragen, das für mehrere Jahre zu führen ist.
Es hat zu enthalten Fortlaufende Zahl, Tag der
Eintragung, Aktenzeichen der Einbringungsstelle
(§ 22), Gegenstand und Betrag. Am Ende jedes
Jahres hat die Einbringungsstelle über die Ver-
mögens- und Einkommensverhältnisse des Zah-
lungspflichtigen Erhebungen zu pflegen und
allenfalls nötige Exekutionsschritte einzuleiten;
insbesondere ist der Zahlungspflichtige bei Vor-
liegen der Voraussetzungen des § 49 EO. zur
neuerlichen Ablegung des Offenbarungseides
zu verhalten. Geht der Betrag später ein, so wird
die Eintragung im Überwachungsbuch abgestri-
chen und der Betrag im Kostenvorschreibungs-
buch neu, eingetragen. Bei Eingang eines Teil-
betrages ist die Betragsangabe im Überwachungs-
buch schräg durchzustreichen und durch die
Angabe des verbleibenden Betrages zu ersetzen.
Der eingegangene Teilbetrag ist im Kostenvor-
schreibungsbuch neu einzutragen.

§ 19. E i n s t e l l u n g d e r E x e k u t i o n .

Die Einbringungsstelle hat den Antrag auf
Einstellung (Einschränkung) der Exekution beim
Exekutionsgericht insbesondere zu stellen:

a) Wienini der Betrag eingezahlt wurde;
b) wenn die Eintragung des Betrages im

Kostenvorschreibungsbuch aus den Gründen
des § 20, Abs. (1), lit. b bis d gelöscht
wurde;

c) wenn die Voraussetzungen der §§ 35 bis
37 EO. anerkannt werden [§ 18, Abs. (2)];

d) wenn der zum Empfang berechtigte Dritte
erklärt hat, auf die Forderung oder deren
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zwangsweise Eintreibung zu. "verzichten
oder die Exekution selbst zu führen.

§ 20. L ö s c h u n g im K o s t e n v o r s c h e i -
b u n g s b u c h .

(1) Die Löschung einer Eintragung i m Kosten-
vorschreibungsbuch darf n u r auf A n o r d n u n g des
Leiters der Einbringungsstelle i n folgenden Fällen
vorgenommen werden:

a) bei Uneinbringlichkeit [§ 13, Abs. (4), § 18,
Abs. (3)] ;

b) bei Kleinbeträgen [§ 17, Abs. (2)];
c) bei Berichtigung des Zahlungsauftrages

(§ 23);
d) bei Nachlaß des, Betrages (§ 24).
(2) Löschungen sind in Spalte 19 des Kosten-

vorschreibungsbuches e inzu t ragen . Bei gänzlicher
Löschung ist die betreffende Post abzustreichen.

§ 21. Rückständige Posten im
Kostenvorschreibungsbuch.

Alle am Ende des Jahres noch offenen Posten
sind in Spalte 20 des Kostenvorschreibungsbuches
einzutragen. Diese Rückstände sind im Kosten-
vorschreibungsbuch des neuen Jahres vor den neu
einzutragenden Posten unter der Überschrift
„Rückständige Posten" in der Reihenfolge der
Jahrgänge und Postzahlen der früheren Kosten-
vorschreibungsbücher vollinhaltlich zu übertragen.
Weitere Eintragungen bei den übertragenden
Posten werden im neuen Kostenvorschreibungs-
buch vorgenommen.

§ 22. A k t e n d e r Einbringungsstelle.
Alle Stücke, welche die gleiche Post des Kosten-

vorschreibungsbuches betreffen, sind unter dem
Gattungszeichen KVB und der Bezeichnung des
jeweiligen Abschnittes des Kostenvorschreibungs-
buches zu einem Akt zu vereinigen. Das Akten-
zeichen wird gebildet durch Hinzufügen der
Postnummer des Kostenvorschreibungsbuches
und der beiden letzten Ziffern des Jahres, zum
Beispiel KVB-Ziv-10/47.

§ 23. B e r i c h t i g u n g d e s Z a h l u n g s -
auftrages.

(1) D e r A n t r a g des Zahlungspflichtigen auf
Bericht igung des Zahlungsauftrages (§ 7, G E G .
1948) i s t bei d e r Einbringungsstel le e inzubr ingen .
Diese v e r m e r k t auf d e m Berichtgungsantrag un-
ter A n f ü h r u n g des Aktenzeichens (§ 22) den im
Kostenvorschreibungsbuch e inget ragenen Betrag,
die hierauf berei ts geleisteten Zah lungen u n d das
D a t u m der Zuste l lung des Zahlungsauftrages u n d
übersendet d e n Bericht igungsantrag d e m Gericht,
von dem der Zahlungsauftrag s tammt.

(2) H a t der Kostenbeamte auf Grund des Be-
richtigungsantrages die Einbringung aufgeschoben
[§ 7 Abs. (2), GEG. 1948], so hat er hievon die
Einbringungsstelle zu verständigen; sie hat diesen
Umstand in Spalte 5 des Kostenvorschreibungs-
buches zu vermerken und die Aufschiebung einer

etwa bereits eingeleiteten Exekution zu veran-
lassen.

(3) In der Entscheidung ü b e r den Berichtigungs-
ant rag ist auch die allfällige Rückzahlung b e r e i t s
eingezahlter Beträge [Abs. (1)] anzuordnen . D ie
Entscheidung ist von der zuständigen Stelle [§ 7,
Abs. (3), GEG. 1948] dem Zahlungspflichtigen,
der Einbringungsstelle u n d d e m Gericht zuzu-
stellen.

(4) Auf G r u n d de r Entscheidung h a t die Ein-
bringungsstelle d ie erforderlichen Verfügungen
zu treffen. H a t eine Zahlung zu entfallen oder
wurde de r Betrag herabgesetzt , so h a t die Ein-
bringungsstelle die betreffende Post im Kosten-
vorschreibungsbuch ganz oder teilweise zu lö -
schen (§ 20). Eine bereits eingeleitete Exekut ion
ist einzustellen ode r einzuschränken (§ 19). Auf
G r u n d d e r in de r Entscheidung en tha l tenen An-
ordnung [Abs. (3)] sind bereits eingezahlte Be-
träge ganz oder teilweise zurückzuzahlen.

(5) Ist auf G r u n d de r Berichtigung ein höhere r
Betrag, als ursprünglich berechnet wurde , einzu-
heben, so h a t der Kostenbeamte des Gerichtes
für d e n Unterschiedsbetrag einen neuen Zahlungs-
auftrag auszufertigen.

(6) Diese Best immungen sind bei Berichtigung
durch d e n Revisor ode r durch das Bundesmini-
sterium für Justiz s inngemäß anzuwenden.

§ 24. S t u n d u n g u n d N a c h l a ß v o n
G e b ü h r e n u n d K o s t e n .

(1) Gesuche um Stundung oder Nachlaß der
Gebühren und Kosten sind bei der Einbringungs-
stelle einzubringen. Diese vermerkt auf dem
Gesuche unter Anführung des Aktenzeichens
(§ 22) den im Kostenvorschreibungsbuch ein-
getragenen Betrag sowie die hierauf bereits ge-
leisteten Zahlungen und leitet das Gesuch, sofern
sie nicht selbst zur Entcheidung befugt ist, un-
mittelbar an die zuständige Stelle weiter (§ 9
G E G . 1948).

(2) H a t die Einbringungsstel le auf G r u n d eines
solchen Gesuches die E inb r ingung aufgeschoben,
so finden die Bes t immungen des § 23 , Abs . (2),
sinngemäße Anwendung .

(3) In de r Entscheidung über Gesuche um Stun-
dung oder Nachlaß ist auch eine allfällige Rück-
zahlung bereits eingezahlter Beträge [Abs. (1)]
anzuordnen. Die Entscheidung ist von de r hiezu
berufenen Stelle (§ 9 GEG. 1948) dem Zahlungs-
pflichtigen u n d der Einbringungestelle zuzustellen.

(4) Die bewilligte S tundung ist i m Kostenvor-
schreibungsbuch zu vermerken ; der Ablauf de r
Frist ist zu überwachen. Bei Nachlaß der Gebüh-
ren u n d Kosten erfolgt d ie Löschung im Kosten-
vorschreibungsbuch (§ 20) u n d die Rückzahlung
von bereits eingezahlten Beträgen. Bei S tundung
und Nachlaß h a t die Einbringungsstelle die no t -
wendigen Exekutionsschritte (insbesondere Ein-
stellung, Einschränkung oder Aufschiebung) zu
veranlassen.



Stück 39, Nr. 185. 695

§ 25. A u f f o r d e r u n g z u m E r l a g eines
K o s t e n v o r s c h u s s e s .

Die Aufforderung zum Erlag eines Kostenvor-
schusses muß enthalten, welche Folgen bei Unter-
bleiben des Erlages eintreten werden. (Der Auf-
forderung ist ein mit der Geschäftszahl versehener
Erlagschein des Gerichtes oder, falls der Betrag
bei der Verwahrungsabteilung beim Oberlandes-
gericht zu erlegen ist, dieser Stelle anzuschließen.

§ 26. E i n b r i n g u n g v o n G e l d s t r a f e n ,
f ü r v e r f a l l e n e r k l ä r t e n B e t r ä g e n

u n d H a f t u n g s b e t r ä g e n .

Für die Einbringung von Geldstrafen aller Art,
die von den ordentlichen Gerichten, den Arbeits-
gerichten und den Stellen, deren Kanzleigeschäfte
von den Gerichten besorgt werden, verhängt wer-
den oder deren Einbringung den Gerichten ob-
liegt, ferner, sofern nicht besondere Vorschriften
bestehen, für die Einbringung von Beträgen, die
vom Gericht für verfallen erklärt worden sind
und für (Haftungsbeträge nach den §§ 18, 19 des
Bedarfsdeckungsstrafgesetzes 1947, B. G. Bl.
Nr. 146, gelten die Bestimmungen des II. Kapitels
mit folgenden Abweichungen:

1. Die (Erlassung des Zahlungsauftrages ist stets
vom Richter anzuordnen.

2. Die Einbringung dieser Beträge darf mit jener
von anderen Beträgen nicht verbunden werden.

3. Die Zahlungsfrist beträgt acht Tage
(§ 409 StPO.).

4. Zur Einhebung ist der „Auftrag zur Zahlung
einer Geldstrafe" nach Geo.Form. Nr. 15 a zu
verwenden. Dieser ist vom Kostenbeamten zwei-
fach im Durchschreibeverfahren zu erlassen. Eine
Ausfertigung wird unter Anschluß eines Erlag-
scheines des Gerichtes dem Verurteilten — nicht
seinem Verteidiger — mit Zustellausweis zuge-
stellt.

5. Bei Geldstrafen und für verfallen erklärten
Beträgen, die nach besonderen Vorschriften nicht
der Justizverwaltung zufließen oder einem be-
stimmten Zwecke gewidmet sind, ist in der rich-
terlichen Verfügung, womit die Einbringung an-
geordnet wird, die Stelle zu bezeichnen, an welche
die Beträge abzuführen sind. Als solche ist bei
Geldstrafen, die zu dem im §,7 StPO. bestimmten
Zwecke zu verwenden sind, der Vorsteher des
Gerichtes anzugeben.

6. Die Geschäftsabteilung hat das Einlangen der
Beträge im Kalender zu überwachen. Wenn die
Frist fruchtlos verstreicht, stellt der Kostenbeamte
eine weitere Ausfertigung des Auftrages zur Zah-
lung der Geldstrafe her, versieht die Ausfertigun-
gen des Auftrages mit rotem Farbstift mit den
Buchstaben Str, im (Falle der Ziffer 5 mit dem
Buchstaben D, bestätigt die Vollstreckbarkeit und
übersendet beide der Einbringungsstelle. Bei Be-

trägen gemäß Z. 5 sind die vom Richter ange-
führten Stellen zu. vermerken.

7. Die Einbringungsstelle hat diese Beträge in
das Kostenvorschreibungsbuch einzutragen, ver-
sieht eine Ausfertigung des Auftrages durch
Stampiglienaufdruck mit dem Aktenzeichen des
Kostenvorschreibungsbuches und stellt sie dem
Gericht zurück (§ 13, Abs. (1)]. Die Einbringungs-
stelle hat sofort — ohne neuerliche Zustellung des
Auftrages an den Zahlungspflichtigen — die Ein-
treibung im Sinne der §§ 17 ff. durchzuführen.

8. Für die Verrechnung der in Z. 5 genannten
Beträge gelten die Bestimmungen des § 15,
Abs. (4), sinngemäß.

9. Von der Uneinbringlichkeit hat die Ein-
bringungsstelle das Gericht zu verständigen.

III. K a p i t e l .

Sonderbestimmungen für die Einbringung von
Gebühren und Kosten des Strafverfahrens und
der Unterbringung in einer Bundesanstalt für

Erziehungsbedürftige.
§ 27. A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n .

(1) Wenn der Richter die Kosten des Strafver-
fahrens für uneinbringlich erklärt (§ 391 StPO.),
ist der Beschluß in jedem Falle dem Staatsanwalt
(staatsanwaltschaftlichen Funktionär beim Be-
zirksgerichte) zuzustellen (§ 78 StPO.) .

(2) ,Für die Entscheidung über die Verpflichtung
der unterhaltspflichtigen Angehörigen eines Ver-
urteilten zum Ersatz der Kosten seiner Unter-
bringung in einem Arbeitshaus (§ 12 Arbeitshaus-
gesetz, B . G . B l . N r . 167/1932) und über die Ein-
bringlichkeit der Unterbringungskosten bei diesen
Personen, gelten die Bestimmungen des § 34,
Abs. (1) und (3), der Durchführungsverordnung
zum Arbeitshausgesetz, B. G.Bl . N r : 232/1933, in
der Fassung der Verordnung B. G. Bl. N r . 523/
1935.

(3) Sind die Kosten des Strafverfahrens nicht
als uneinbringlich erkannt worden, so hat der Rich-
ter die H ö h e des Pauschalkostenbeitrages (§ 28)
und die sonstigen Kosten zu bestimmen, deren
Bemessung ihm obliegt, und die. Einbringung der
Gebühren und Kosten des Strafverfahrens
(§ 381 StPO.) anzuordnen,

(1) Im übrigen gelten für die Einbringung
der Gebühren und Kosten die Bestimmungen des
I. und II. Kapitels mit folgender Ausnahme:
Wurde im Verfahren vor dem Volksgericht der
Vermögensverfall ausgesprochen (Volksgerichts-
verfahrens- und Vermögensverfallsgesetz 1947,
B. G. Bl. N r . 213), so sind die bis zum Zeitpunkt
der Urteilsfällung entstandenen Kosten des Straf-
verfahrens vom Volksgericht der Einbringungs-
stelle m i t dem ausgefertigten Zahlungsauftrag
bekanntzugeben u n d von dieser im Kosten-
vorschreibungsbuch einzutragen. Der. Ausspruch
über den Vermögensverfall ist im Zahlungsauftrag
zu vermerken. Ausfertigungen des Zahlungsauf-
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trages werden von der Einbringungsstelle an den
Zahlungspflichtigen und an die Verwertungsstelle
(Bundesministerium für Vermögenssicherung und
Wirtschaftsplanung) zugestellt. Diese Zustellung
gilt als Anmeldung der Forderung bei der Ver-
wertungsstelle (§ 21 des oben genannten Verfas-
sungsgesetzes). Können die Kosten auf diese Weise
nicht hereingebracht werden oder handelt es sich
um Kosten des Strafverfahrens im engeren Sinne
oder des Strafvollzuges, die erst nach Urteilsfäl-
lung entstanden sind, so sind solche Kosten aus
dem etwa später erworbenen Vermögen des Zah-
lungspflichtigen nach den Bestimmungen des I.
und II. Kapitels einzubringen.

§ 28. P a u s c h a l k o s t e n b e i t r a g , S ä t z e .
(1) Der Pauschalkostenbeitrag gemäß § 381,

Abs. (1), Z. 1, StPO. beträgt:
I. bei einem Schuldspruch

II. Falls das Strafverfahren auf andere Weise
als durch ein verurteilendes Erkenntnis beendet
worden ist und der Privatankläger, Privatbetei-
ligte oder Anzeiger kostenersatzpflichtig ist [§ 390,
Abs. (1) und (4), StPO.]:

(2) In den Fällen des Abs. {1), Abschnitt II,
lit. d, ist im Verfahren auf Grund einer Privat-
anklage kein Pauschalkostenbeitrag zu entrichten,
wenn keine Hauptverhandlung stattgefunden hat
und auch keine Zeugen- und Sachverständigen-
gebühren erwachsen sind.

§ 29. W e i t e r e B e s t i m m u n g e n ü b e r
den P a u s c h a l k o s t e n b e i t r a g .

(1) Bei Bemessung des Pauschalkostenbeitrages
im Rahmen der im § 28 festgesetzten Mindest-
und Höchstbeträge sind folgende Umstände zu
berücksichtigen:

a) die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ersatz-
pflichtigen,

b) die Belastung der Sicherheitsbehörden und
Gerichte durch das Verfahren,

c) die dem Gerichte erwachsenen, nicht beson-
ders zu ersetzenden Auslagen [§ 381,
Abs. (1), Z. 1, StPO.], insbesondere die Ge-
bühren der Zeugen und Schöffen sowie die
Gebühren für auswärtige Amtshandlungen,

und zwar in den Fällen b und c unter Bedacht-
nahme auf die in Betracht kommenden Anschuldi-
gungspunkte. Der Pauschalkostenbeitrag ist ins-
besondere dann mit einem höheren Betrag zu be-
messen, wenn der Ersatzpflichtige erfolglos ein
Rechtsmittel ergriffen hat. Vor der Entscheidung
sind etwa nötige Erhebungen über die wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Ersatzpflichtigen zu pflegen.

.(2) Ist der Beschuldigte in einem Strafverfahren
mehrerer strafbarer Handlungen schuldig erkannt
worden, so bestimmt sich der Pauschalkostenbei-
trag nach der strafbaren Handlung, auf die der
höchste Pauschalkostenbeitrag entfällt. Dies gilt
sinngemäß, wenn ein Strafverfahren gegen den-
selben Beschuldigten wegen aller strafbarer Hand-
lungen auf andere Weise als durch Schuldspruch
beendet wurde.

(3) Ist der Beschuldigte teils verurteilt , teils frei-
gesprochen oder außer Verfolgung gesetzt u n d der
Ersatz der Kosten hinsichtlich der auf andere
Weise als durch Verurtei lung erledigten Anschul-
digungspunkte dem Privatankläger , Pr ivatbete i -
ligten oder Anzeiger auferlegt worden
(§ 390 S tPO. ) , so ha t dieser denselben Pauschal-
kostenbeitrag zu entrichten, als wenn die bezeich-
neten Anschuldigungspunkte den einzigen Gegen-
stand des Verfahrens gebildet hätten.

(4) W i r d über mehrere, demselben Beschuldigten
zur Last gelegten strafbaren Handlungen abge-
sondert entschieden, so ist kein höherer Pauschal-
kostenbeitrag zu entrichten, als wenn das Ver-
fahren durch eine einzige Entscheidung beendet
worden wäre .

(5) W i r d die rechtskräftige Entscheidung nach-
träglich aufgehoben, zum Beispiel infolge" einer
Wiederaufnahme des Verfahrens, auf G r u n d einer
Nichtigkeitsbeschwerde zur W a h r u n g des Gesetzes
oder anläßlich der Überprüfung eines Erkennt-
nisses des Volksgerichtes (B. G. Bl. Nr. 4/1946),so
ist der im früheren Verfahren entrichtete Pauschal-
kostenbeitrag zurückzuerstatten, soweit er nicht
auch nach dem Ergebnis des neuen Verfahrens zu
entrichten ist. Ist der nach dem Ergebnis des neuen
Verfahrens zu entrichtende Pauschalkostenbeitrag
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höher als der im früheren Verfahren entrichtete,
so ist nur der Mehrbetrag zu ersetzen.

§ 30. E r s a t z v o n S a c h v e r s t ä n d i g e n -
g e b ü h r e n .

(1) Im Strafverfahren sind die Gebühren der
Sachverständigen [§ 381 , Abs. (1), Z. 2, S tPO. ]
von der zum Kostenersatz verpflichteten Partei
nur dann besonders zu vergüten, wenn die Ge-
bühr, die dem Sachverständigen aus Anlaß eines
einzelnen Gutachtens als Entschädigung für Zeit-
versäumnis, Ent lohnung für die. Mühewal tung und
Ersatz der Kosten und Auslagen insgesamt zuer-
kann t wird, den Betrag von 10 S übersteigt.

(2) Is t ein Sachverständiger bei einem Gerichte
bleibend als solcher bestellt u n d bezieht e r dafür
eine Entlohnung, so hat der die Beweisaufnahme
leitende Richter sofort nach der Vernehmung des
Sachverständigen die Gebühr zu bestimmen, die
ein nicht bleibend angestellter Sachverständiger
erhalten hä t t e . Diese Gebühr ist bei der Einbrin-
gung der Kosten so zu behandeln, als wäre sie
tatsächlich ausbezahlt worden. Diese Bestimmun-
gen sind sinngemäß auch auf die Übersetzungen
der Rechtshilfe- und Übersetzungskanzlei des
Bundesministeriums für Justiz anzuwenden.

(3) Sachverständigengebühren, die nach den be-
stehenden Sondervorschriften als Kosten des
Strafverfahrens anzusehen, aber nicht aus den
Amtsgeldern des Gerichtes vorzuschießen sind,
nämlich die Gebühren der staatlichen U n t e r -
suchungsanstalten für Lebensmittel, die Gebühren
für die Amtshandlungen v o n Bundeskellerei-
inspektoren (§ 40 Weingesetz, B. G. Bl. N r . 328/
1929), die Gebühren der Beschwerdeabteilung
des Patentamtes , ferner die Vergütungen für
Auskünfte, Befunde u n d Gutachten v o n Behörden
(Ämtern , Anstal ten) [§ 381, Abs. (1), Z. 3,
StPO.] , mit Ausnahme der im Abs. (2) genann-
ten Übersetzungsgebühren, sind o h n e Rücksicht
auf ihre Höhe von der zum Kostenersatz ver-
pflichteten Partei zu vergüten.

§ 31. E r s a t z d e r d u r c h d i e Beschlag-
n a h m e v o n S a c h e n v e r u r s a c h t e n

K o s t e n .

Im Strafverfahren sind die durch die Beschlag-
nahme von Sachen, insbesondere von Tieren,
verursachten. Kosten [§ 381, Abs. (1), Z. 6,
StPO.] von der zum Kostenersatz verpflichteten
Partei nur dann besonders zu vergüten, wenn sie
im einzelnen Fall den Betrag von 10 S übersteigen.

§ 32. E r s ä t z e f ü r d i e K o s t e n d e r V e r -
w a h r u n g s - u n d U n t e r s u c h u n g s h a f t ,
e i n e r v o n e i n e m G e r i c h t e v e r h ä n g -
t e n F r e i h e i t s s t r a f e o d e r H a f t u n d
f ü r d i e K o s t e n d e r U n t e r b r i n g u n g

in e i n e m A r b e i t s h a u s .

(1) Für die Kosten der Verwahrungs- und Un-
tersuchungshaft [§ 381, Abs. (1), Z. 7, und § 387

StPO.] sowie für die Kosten der Vollstreckung
einer Freiheitsstrafe [-§ 381, Abs. (1), Z. 8, und
§ 388 StPO.] werden von Zeit zu Zeit vom Bun-
desministerium für Justiz Vergütungssätze fest-
gesetzt und im Amtsblatt der österreichischen
Justizverwaltung verlautbart. Diese Sätze gelten
ohne Rücksicht darauf, ob die Haft im Gefangen-
haus eines Gerichtes oder einer anderen Behörde,
in einer Strafanstalt oder in einer Anstalt, die
keine Bundesanstalt ist {§ 48 JGG.) vollzogen
wird; wenn eine Haft auf Ersuchen einer anderen
Behörde in einem gerichtlichen Gefangenhaus voll-
zogen wird, ist nach § 36 vorzugehen.

(2) Die Vergütungssätze sind ohne Rücksicht
auf die A r t der Kost, die der Gefangene erhäl t
(gewöhnliche Kost, Krankenkost , Kostzulagen)
und ohne Rücksicht auf den Umstand, daß sich
ein Gefangener die Kos t selbst beschafft hat , an -
zuwenden. Für Krankhei ts - und Entbindungs-
kosten ist kein besonderer Ersatz zu leisten.

(3) D e r Vergütungssatz fü r die Kosten der Ver -
wahrungs- und Untersuchungshaft ist auch anzu-
wenden:

a) auf eine vorläufige Verwahrung durch die
Sicherheitsbehörde wegen Verdachtes einer
nach der Strafprozeßordnung zu verfolgen-
den strafbaren Hand lung , soweit die Ver -
wahrung nicht auf die Strafe angerechnet
wird ;

b) auf eine Arreststrafe (Haf t ) , die von einem
Gericht als Ordnungs- , Mutwillens- oder
Zwangsstrafe (Zwangsmittel) oder nach der
Verordnung, betreffend die Behandlung der
Winkelschreiber, R . G . B l . N r . 114/1857, in
der Fassung des Artikels IX. des Bundes-
gesetzes B. G. Bl. N r . 26/1948, verhängt
worden ist;

c) auf die Unterbr ingung in einem Arbeitshaus
und auf die vorläufige Verwahrung des
Unterzubringenden, sofern die zum Unte r -
hal t des Verurteil ten verpflichteten Ange-
hörigen zum Ersatz der Kosten heran-
gezogen werden.

(4) Der Vergütungssatz für die Kosten der Vol l -
streckung von Freiheitsstrafen ist auch anzu-
wenden:

a) auf die vorläufige Verwahrung durch die
Sicherheitsbehörden, die gerichtliche Ver -
wahrung und die Untersuchungshaft, soweit
sie auf die Strafe angerechnet werden;

b) auf eine vorläufige Verwahrung nach § 9

oder § 18 des Gesetzes über die bedingte
Verurteilung, St. G. Bl. N r . 373/1920}:

c) auf eine Unterbr ingung in einem. Arbeits-
haus und auf eine vorläufige Verwahrung
des Unterzubringenden, sofern der Verur-
teilte zum Ersatz der Kosten herangezogen
wird .
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(5) Bei Bestimmung der Ersatzbeträge sind Zeit-
räume, die weniger als sechs Stunden betragen,
unberücksichtigt zu lassen, größere Bruchteile eines
Tages aber als ganze Tage zu rechnen. Geh t eine
nicht auf die Strafe angerechnete Verwahrungs-
oder Untersuchungshaft unmittelbar in die Straf-
haft über, so ist der Ersatzbetrag für den Tag,
an dem die Strafhaft beginnt, nach dem für die
Kosten der Vollstreckung von Freiheitsstrafen
aufgestellten Satz zu bemessen.

(6) Für die Berechnung der Ersatzbeträge sind,
soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt
ist, ausschließlich die im Zeitpunkt ihrer gericht-
lichen Bestimmung in Geltung stehenden Vergü-
tungssätze maßgebend.

(7) Die mit der Beförderung des Verurteilten in
das Arbeitshaus verbundenen Kosten werden von
Fall zu Fall festgestellt.

§ 33 . B e s t i m m u n g u n d E i n b r i n g u n g
d e r K o s t e n d e r V e r w a h r u n g s - u n d
U n t e r s u c h u n g s h a f t , d e r K o s t e n d e s
S t r a f v o l l z u g e s u n d d e r U n t e r b r i n -

g u n g i n e i n e m A r b e i t s h a u s .

(1) Die Kosten der Verwahrungs- und Unte r -
suchungshaft sind auf G r u n d der im A k t enthal-
tenen Angaben über Beginn und Ende der Ha f t
und auf Grund der hierüber allenfalls vom Leiter
des Gefangenhauses eingeholten Auskunft nach
den Vergütungssätzen des § 32 vom Kostenbeam-
ten zu bestimmen.

(2) Die zu ersetzenden Kosten des Vollzuges von
Freiheitsstrafen, die auf Grund der allgemeinen
Strafgesetze verhängt worden sind, einschließlich
der Kosten der Vorführung zum Strafantr i t t ,
sind in der Regel (§ 34), wenn die Kosten des
Strafverfahrens nicht für uneinbringlich erklär t
worden sind, auf Grund der Berichte über den
Strafvollzug (§ 666 Geo.) nach Verbüßung der
Strafe, im Falle einer bedingten Entlassung nach
dieser, wenn aber die Freiheitsstrafe ein J ah r
übersteigt, nach und nach für je ein J ah r und so-
dann nach Verbüßung der Strafe oder nach der
bedingten Entlassung im Sinne des I. und
I I . Kapitels zu bestimmen und einzubringen.

(3) Die Kosten der Vollstreckung von anderen
als Freiheitsstrafen sind vom Rechnungsführer so-
gleich nach ihrer Auszahlung der Geschäftsabtei-
lung mitzuteilen, die ihre Bestimmung und Ein-
hebung zu veranlassen ha t .

(4) Wenn es zweckmäßig ist und ohne Gefähr-
dung der Einbringung geschehen kann, ist die
Einbringung (der Kosten des Strafverfahrens mi t
der Einbringung der Kosten des Strafvollzuges,
insbesondere der Vollstreckung kurzer Freiheits-
strafen, zu verbinden.

(5) Die Bestimmungen des Abs. (1) gelten dem
Sinne nach für die Kosten der Unterbringung in
einem Arbeitshaus [§ 32, Abs. (3), lit. c, Abs. (4),

lit. c] und für die Kosten der Beförderung des
Verurtei l ten in das Arbeitshaus [§ 32, Abs. (7 ) ] .

(6) Die Geschäftsabteilung hat die Fristen für.
die Bestimmung der Kosten des Strafvollzuges im
Kalender zu überwachen.

(7) Z u m Ersatz von Haftkosten sind auch, so-
weit die Exekut ion zulässig ist, Renten aus der
Sozialversicherung und nach den Versorgungs-
gesetzen sowie Unters tü tzungsbet räge , die einem
Verhafteten während der Ha f t angewiesen wor-
den sind, zu verwenden, während Arbeitsbeloh-
nungen der Gefangenen zu diesem Zwecke, nicht
herangezogen werden dürfen. Werden einer Straf-
vollzugsanstalt für einen Strafgefangenen Geld-
beträge oder andere Gegenstände, auf die zur Her -
einbringung des Kostenersatzes gegriffen werden
darf, übergeben, so hat sie hievon das erkennende
Gericht zu benachrichtigen und diese Gegenstände
bis zur Entscheidung des Gerichtes zurückzu-
behalten.

(8) Strafkostenersätze dürfen n u r insoweit ein-
getrieben werden, als dadurch weder der notdürf-
tige Unte rha l t des Ersatzpflichtigen und der Pe r -
sonen, zu deren U n t e r h a l t ihn das Gesetz ver-
pflichtet, noch die Erfüllung der aus der straf-
baren H a n d l u n g entspringenden Pflicht zur
Schadensgutmachung gefährdet wi rd [§ 391 ,
Abs. (1), StPO.].

(9) D i e Bestimmungen der Abs. (6) bis (8) finden
dem Sinne nach auf die Ersa tzbet räge für die
Kosten der Unte rbr ingung in einem Arbeitshaus
Anwendung .

§ 34. V o r l ä u f i g e B e s t i m m u n g d e r
K o s t e n d e s V o l l z u g e s v o n F r e i -

h e i t s s t r a f e n .

(1) Besteht die Gefahr, daß die Einbringung der
Kosten des Vollzuges von Freiheitsstrafen gefähr-
det w ü r d e , so können auch bereits vo r Ablauf der
im § 33 , Abs. (2), angeführten Fristen sofort nach
rechtskräftiger Beendigung des Strafverfahrens
diese Kosten vorläufig best immt werden. Zu
diesem Zwecke ha t der Kos tenbeamte unter Zu-
grundelegung der Dauer der Freiheitsstrafe, im
Falle des § 12, Abs . (1), J G G . des Mindestmaßes
der Freiheitsstrafe, und des Vergütungssatzes
(§ 32) die voraussichtlich entstehenden Kosten
vorläufig zu bestimmen. Der Zahlungsauftrag ist
in diesem Falle als „Vorläufiger Zahlungsauf t rag"
zu bezeichnen.

(2) Auf das weitere Verfahren finden die Be-
st immungen des I I . Kapitels Anwendung . Geht
der Betrag ein, so h a t die Einbringungsstelle hie-
von das Gericht z u verständigen.

(3) Die Kosten sind in dem im §. 33, Abs . (2),
angebenen Ze i tpunk t endgültig zu bemessen; hie-
bei ist auf den "Vorläufigen Zahlungsauf t rag"
Bedacht zu nehmen. I m Zahlungsauf t rag ist das
ursprüngliche Aktenzeichen der Einbringungsstelle
anzuführen.
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(4) Die Einbringungsstelle ha t eine E in t ragung
im Kostenvorschreibungsbuch nu r dann vo rzu -
nehmen, wenn auf G r u n d der endgült igen Be-
messung eine Einhebung stat tzufinden ha t , wenn
also der endgült ig bemessene Betrag höher ist, als
der ursprünglich bemessene. In diesem Falle, f inden
in Ansehung des Unterschiedes die Bestimmungen
des I I . Kapi te ls über die Einbringung A n w e n -
dung.

(5) Ist der endgült ig bemessene Betrag gleich
dem vorläufig bemessenen, so ist dem Zahlungs-
pflichtigen ein vom Kostenbeamten ausgestellter
Bescheid über die Verrechnung durch die Einbrin-
gungsstelle zuzustellen; § 7, Abs. (1) , G E G . 1948,
findet s inngemäß A n w e n d u n g . Das gleiche gilt,
wenn der endgült ig bemessene Bet rag geringer ist
als der vorläufig bemessene; in diesem Fal le sind
zuviel bezahl te Beträge auf Anweisung des
Kostenbeamten zurückzuzahlen, allfällig no twen-
dig gewordene Löschungen im Kostenvorschrei-
bungsbuch durchzuführen.

§ 35. K o s t e n d e r V o l l z i e h u n g d e r
v o n e i n e m G e r i c h t e v e r h ä n g t e n
O r d n u n g s - , M u t w i l l e n s - u n d

Z w a n g s s t r a f e n .

Die Kosten de r Vol ls t reckung einer Arres t -
strafe (Haf t ) , die von einem Gericht als O r d -
nungs- , Mutwi l lens- o d e r Zwangsstrafe (Zwangs-
mittel) oder nach der Verordnung betreffend die
Behandlung der Winkelschreiber, R. G. Bl.
Nr. 114/1857, in der Fassung des Artikels IX des
Bundesgesetzes, B. G. Bl. Nr. 26/1948,. verhängt
werden, sind von dem Gerichte, zu dem das
Gefangenhaus gehört, nach dem für die Verwah-
rungs- und Untersuchungshaft festgesetzten Ver-
gütungssatz [§ 32, Abs. (3), lit. b], zu bestimmen.
Für die Einbringung gelten die Bestimmungen
des II. Kapitels, sofern nicht die Kosten der Haft
von einer Partei vorgeschossen wurden.

§ 36. K o s t e n d e r A n h a l t u n g in e i n e m
g e r i c h t l i c h e n G e f a n g e n h a u s a u f
E r s u c h e n a n d e r e r B e h ö r d e n a l s d e r

G e r i c h t e .

Wird eine von einer anderen Behörde ver-
hängte Arreststrafe oder Haft in einem gericht-
lichen Gefangenhaus vollzogen, so hat das Ge-
richt den Ersatzbetrag für die Kosten des Voll-
zuges nach dem für die Verwahrungs- und Unter-
suchungshaft festgesetzten Vergütungssatz zu
berechnen [§ 32, Abs. (1)] und dessen Einbrin-
gung im Sinne des II. Kapitels zu veranlassen.
Hievon ist abzusehen, wenn die Behörde dem
Gerichte mitteilt, daß nach ihrem Dafürhalten
der Bestrafte nicht in der Lage ist, die Kasten
zu ersetzen oder wenn das Gericht auf Grund
der ihm bekannten Verhältnisse des Bestraften
den Ersatz der Kosten im Sinne des § 391 StPO.
für uneinbringlich erklärt. Ein Ersatz dieser
Kosten durch die Behörde findet nicht statt.

§ 37. K o s t e n d e r U n t e r b r i n g u n g i n
e i n e r B u n d e s a n s t a l t f ü r E r z i e -

h u n g s b e d ü r f t i g e .

(1) Die mit der Beförderung des Zöglings in
die Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige ver-
bundenen Kosten werden von dieser. Anstalt be-
zahlt und dem Vormundschaftsgericht zur Ein-
bringung bekanntgegeben. Bei Überstellung durch
Justizangestellte sind die damit verbundenen
Kosten vorschußweise aus den Amtsgeldern jenes
Gerichtes zu bezahlen, dessen Angestellter die
Überstellung durchführt. Ist dieses Gericht nicht
zugleich das zur . Kostenentscheidung berufene
Vormundschaftsgericht (§ 5 JGG.), so hat es das
Vormundschaftsgericht von der Zahlung zu Ver-
ständigen.

(2) Für die Kosten der Verpflegung und Er-
ziehung des Zöglings einschließlich des Anteiles
an den Kosten der Verwaltung der Anstalt
(§ 5 JGG., § 13 der Verordnung zur Durch-
führung des Jugendgerichtsgesetzes) werden von
Zeit zu Zeit vom Bundesministerium für Justiz
Ersatzbeträge festgesetzt und im Amtsblatt der
österreichischen Justizverwaltung verlautbart.

(3) Über den Ersatz der Kosten der Unter-
bringung in einer Bundesanstalt für Erziehungs-
bedürftige entscheidet das Vormundschaftsgericht
am Verfahren außer Streitsachen durch Beschluß
(§ 5 JGG.). Dieser Beschluß hat die mit der Be-
förderung des Zöglings verbundenen Kosten
unter Anführung jener Stelle, die diese Kosten
bezahlt hat [Abs. (1)], und die auf einen Monat
entfallenden Kosten der Verpflegung und Er-
ziehung, einschließlich des Anteiles an den Kosten
der Verwaltung der Anstalt [Abs, (2)], den
Zahlungspflichtigen und die Aufforderung zu ent-
halten, die bereits fälligen Kosten binnen
14 Tagen, die künftig hin fällig werdenden Kosten
jeweils am 1. der folgenden Monate, bei sonstiger
Eintreibung ah die für das Vormundschaftsgericht
zuständige, Einbringungsstelle keim Oberlandes-
gericht zu bezahlen. Die Einbringungsstelle ist
anzuweisen, die eingehenden Ersatzbeträge für
die von der Bundesanstalt für Erziehungsbedürf-
tige bezahlten Überstellungskosten [Abs. (1)] und
die in Abs. (2) genannten Kosten an diese An-
stalt zu überweisen. Dauert die Anhaltung länger
als ein Jahr, so sind die Kosten nach Ablauf eines
Jahres neuerlich zu bestimmen.

(4) Dieser (Beschluß ist d e m Zahlungspflichtigen
und der Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige
v o m Vormundschaftsgericht zuzustellen. Der für
den Zahlungspflichtigen bes t immten Ausfertigung
ist die erforderliche Anzah l von Erlagscheinen
der Einbringungsstelle anzuschließen. Auf den
Er lagsche ien ist das Vormundschaftsgericht und
dessen Geschäftszahl anzuführen.

(5) Nach Rechtskraf t des Beschlusses h a t das
Vormundschaf tsger icht e ine mi t der Bestä t igung
der Rechtskraft und Vollstreckbarkeit versehene
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Ausfertigung an die Einbringungsstelle zu über-
senden. Diese bat die bereits fälligen Beträge
unverzüglich im Kostenvorschreibungsbuch ein-
zutragen und zwar, soweit es sich um Über-
stellungskosten handelt, die aus den Amtsgeldern
eines Gerichtes vorschußweise berichtigt wurden
[Abs. (1)], im Abschnitt Ziv, in den übrigen
Fällen am Abschnitt D. Die künftig hin fällig
werdenden Beträge sind monatlich im Nach-
hinein einzutragen.

(6) Nach frucht losem Ablauf de r Leistungsfrist
ist d i e E inb r ingung nach d e n Bes t immungen d e r
§§ 17 ff. einzulei ten. V o n de r Erfolglosigkeit der
Eintreibung ha t die Einbringungsstelle das Vor -
mundschaftsgericht zu verständigen.

(7) Die Entlassung ist von der Anstalt der Ein-
bringungsstelle unverzüglich bekanntzugeben.

IV. Kapitel.

Amts- und Parteiengelder, Amtswirtschaft.

§ 38. Übers icht über die Amtsgel-
dergebarung.

(1) Die mi t d e m Amtsbet r iebe der Gerichte
verbunden Auslagen werden teils auf G r u n d von
Anweisungen des Zentralbesoldungsamtes oder
des Oberlandesgerichtspräsidenten v o n d e n Buch-
hal tungen dieser Stellen, teils v o m Rechnungs-
führer de r Gerichte auf G r u n d v o n Anweisungen
der h iezu befugten Organe [§ 52, Abs. (2)] aus
den Amtsgeldern bestrit ten.

(2) D ie Auslagen d e r Gerichte s ind i n de r Regel
aus den ihnen zufließenden Einnahmen zu bestrei-
ten; d e r Oberlandesgerichtspräsident bes t immt
jedoch Höchstbeträge a n Ausgabemitteln, die von
den Gerichten nicht überschrit ten werden dürfen
(§ 40).

(3) Für die Gefangenhäuser bei den Gerichts-
höfen und für die Bezirksgerichte in Wien mi t
eigener Gefangenhausverwal tung werden diese
Höchs tbe t räge v o m Bundesminis te r ium für Just iz
best immt. Dieses k a n n diese Vorschrift durch Er -
laß auch auf andere Gerichte ausdehnen .

(4) Wenn ein Gerichtshof und ein ihm unter-
stelltes Bezirksgericht in demselben Gebäude
untergebracht sind, kann der Oberlandesgerichts-
präsident verfügen, daß die für das Bezirks-
gericht erforderlichen Auslagen aus den Ausgabe-
mitteln des Gerichtshofes zu bestreiten sind. In
diesem Falle entfällt die Bestimmung der Aus-
gabemittel, für das Bezirksgericht und eine
Rechnungsführung des Bezirksgerichtes.

§ 39. A u s g a b e r e c h t .

(1) Welche Ausgaben der Gerichtsvorsteher
bewilligen darf und. welche Ausgaben dem Ober-
landegerichtspräsidenten zur Bewilligung vorbe-
halten sind, ergibt sich aus dem vom Bundesmini-
sterium für Justiz erlassenen „Verrechnungs-
schema für die Gerichte und Buchhaltungen".

(2) De r Oberlandesgerichtspräsident k a n n die
Bewilligung v o n Ausgaben, d ie i n d e n Wirkungs -
kreis des Gerichtsvorstehers fallen, dauernd oder
i m einzelnen Fall sich selbst vorbehal ten; e r k a n n
auch das i h m zustehende Recht zu r Bewilligung
von Ausgaben an den Gerichtsvorsteher über-
tragen.

(3) Die Personalausgaben für d e n Sprengel des
Oberlandesgerichtes W i e n — sowei t es sich u m
solche für d ie Bediensteten d e r Vol lzugsansta l ten
handel t , für das ganze Bundesgebiet — werden
durch das Zent ra lbeso ldungsamt angewiesen.

§ 40. Ausgabemittel.

(1) A n Ausgabemitteln werden jedem Gericht
i n regelmäßigen Zei t räumen, die v o m Ober -
landesgerichtspräsidenten bestimmt werden, auf
G r u n d einer „Bedarfsnachweisung" des Gerichtes
bes t immte Beträge festgesetzt. Die Bedarfsnach-
weisung ist o h n e Rücksicht auf die vorhandenen
Zahlungsmit tel aufzustellen. Sie h a t eine Auf-
gliederung de r voraussichtlichen Ausgaben nach
d e m Verrechnungsschema [§ 39, Abs. (1)] zu en t -
hal ten. Zahlungsmit tel werden v o m Oberlandes-
gericht n u r d a n n zugewiesen, wenn die Ausgaben
nicht durch d e E innahmen des Gerichtes gedeckt
werden können. In diesem Falle sind die benötig-
ten Zahlungsmit tel gesondert anzusprechen.

(2) D e r v o m Oberlandesgerichtspräsidenten be-
willigte Höchstbetrag (§ 38) darf ohne seine
Genehmigung nicht überschri t ten werden, auch
d a n n nicht, wenn Zahlungsmit te l hiefür z u r Ver-
fügung stehen. Werden die für einen bestimmten
Zeitraum [Abs. (1)] vom Oberlandesgerichts-
präsidenten festgesetzten Ausgabemittel nicht er-
schöpft, so darf der Restbetrag in einem späteren
Zeitraum nicht ausgenützt werden.

(3) Die Übertragung von Ausgabemitteln zwi-
schen den einzelnen Verrechnungsposten, für die
best immte Beträge zugewiesen sind, ist i m allge-
meinen zulässig. Dieses Übertragungsrecht kann
durch Erlaß des Oberlandesgerichtspräsidenten
beschränkt werden.

(4) Zahlungsmittel werden in der Regel durch
Gutschrift auf das Postsparkassenkonto des Ge-
richtes zugewiesen. Die Gebarung bei den Ge-
richten ist tunlichst bargeldlos z u führen.

(5) Zu r Verhinderung einer Überschreitung der
Ausgabemittel haben die Gerichte ein „Verzeich-
nis der Haushaltsausgaben" zu führen. In
diesen sind die vom Oberlandesgericht bestimm-
ten Ausgabemittel u n d sämtliche Ausgaben, ohne
Rücksicht auf die Einnahmen, ge t rennt nach den
einzelnen Posten des Verrechnungsschemas
[§ 39, Abs. (1)] vor ihrer Auszahlung einzu-
tragen.

(6) Diese Eintragung ist von dem mit der
Führung des Verzeichnisses betrauten Beamten
auf der Zahlungsanweisung (§ 52) durch Angabe
der laufenden Nummer des Ausgabenverzeich-
nisses und durch Anführung der Verrechnungs-
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post des Verrechnungsschemas zu vermerken.
Ohne diesen Vermerk darf aus Amtsgeldern
nichts ausgezahlt werden.

§ 41. E i n n a h m e n d e r G e r i c h t e .

(1) Einnahmen der Gerichte sind:

1. Gerichts-, Just izverwaltungs- und Verwah-
rungsgebühren, einschließlich der Erlöse aus dem
Verkäufe von Gerichtskostenmarken;

2. Ersätze in gerichtlichen Strafsachen, Geld-
strafen u n d Verfallsbeträge, einschließlich der Haf-
tungsbeträge nach den §§ 18, 19 des Bedarfs-
deckungsstrafgesetzes 1947, B. G. Bl. N r . 146;

3. Ersätze in bürgerlichen Rechtssachen; und
zwar die unter Z . 1 bis 3 genannten Beträge, so-
fern sie vor Abfertigung des Zahlungsauftrages
eingegangen sind;

4. Zuweisungen des Oberlandesgerichtes [§ 40,
Abs. ( 4 ) ] ;

5. alle anderen Beträge, die im Zusammenhang
mit dem Amtsbetrieb eingehen.

(2) Beträge, die irrtümlich bei Gericht eingezahlt
wurden, obwohl sie bereits im Kostenvorschrei-
bungsbuch der Einbringungsstelle eingetragen sind,
werden nicht als Amtsgelder, sondern wie Par -
teiengelder verrechnet. Sie sind unverzüglich auf
das Postscheckkonto der Einbringungsstelle zu
überweisen.

§ 42. A u s g a b e n d e r G e r i c h t e .

(1) Ausgaben der Gerichte sind alle Aufwendun-
gen, die von den Gerichten im Rahmen der ihnen
gemäß § 40 zugewiesenen Ausgabemittel zu be-
zahlen sind. Welche Ausgaben als solche im ein-
zelnen Falle anzusehen sind, bestimmt das „Ver-
rechnungsschema für die Gerichte und Buchhal-
tungen" [§ 39, Abs. (1)].

(2) Bis zum Betrage von 200, S können Aus-
lagen, deren Bewilligung dem Oberlandesgerichts-
präsidenten zukommt, bei Gefahr im Verzuge,
und Reisegebührenvorschüsse im Falle ihrer Dr ing-
lichkeit, ohne Anrechnung auf die zugewiesenen
Ausgabemittel vom Gerichte bezahlt werden.

(3) Die bei Gewährung von Rechtshilfe für ein
inländisches Gericht aus den Amtsgeldern zu be-
streitenden Kosten ha t das ersuchte Gericht zu
t ragen ; . sie sind dem ersuchenden Gerichte be-
kanntzugeben und von diesem einzubringen; eine
wechselseitige Vergütung derartiger Kosten, ins-
besondere auch von Kosten des Strafverfahrens
und Strafvollzuges, findet zwischen inländischen
Gerichten, ferner zwischen inländischen Gerichten
einerseits, Strafanstalten, Bundesanstalten für Er-
ziehungsbedürftige und Arbeitshäusern anderseits
nicht statt .

(4) Die bei Gewährung von Rechtshilfe für ein
ausländisches Gericht entstehenden Kosten sind
aus den Amtsgeldern des ersuchten Gerichtes zu

bestreiten. Solche Beträge sind, soweit nicht ab-
weichende Bestimmungen bestehen, dem auslän-
dischen Gerichte mitzuteilen, wobei um deren Er-
satz zu ersuchen ist.

§ 43 . G e b a r u n g b e i d e n G e r i c h t s h o f -
g e f ä n g n i s s e n u n d b e i d e n b e z i r k s -
g e r i c h t l i c h e n G e f ä n g n i s s e n i n
W i e n m i t e i g e n e r G e f a n g e n h a u s -

v e r w a l t u n g .

(1) Der Aufwand für die Gefängnisse bei den
Gerichtshöfen und bei den Bezirksgerichten in
Wien mi t eigener Gefangenhausverwaltung wird,
soweit er nicht unmittelbar vom Bundesministe-
rium für Just iz getragen wird, aus den Ausgabe-
mitteln des Gefangenhauses [§ 38, Abs. (3)] be-
zahlt . Reichen die vorhandenen Zahlungsmittel
zur Bestreitung der Auslagen im Rahmen der zu-
gewiesenen Ausgabemittel nicht aus, so ergänzt sie
das Bundesministerium für Justiz nach Bekannt-
gabe des voraussichtlichen Geldbedarfes durch die
Gerichtshofpräsidenten und durch die Bezirks-
gerichte in Wien durch Zuweisung der erforder-
lichen Zahlungsmittel . Die mit dem Betrieb dieser
Gefangenhäuser im Zusammenhang stehenden
Einnahmen und Ausgaben sind nicht in der A m t s -
rechnung (§ 46), sondern im „Staatsgeldertage-
buch" des Gefangenhauses zu verrechnen. Aus den
den Gerichtshöfen für den Gefangenhausbetrieb
zugewiesenen Ausgabemitteln sind auch die ge-
samten Auslagen für die Gefangenen der Bezirks-
gerichte in den Gerichtshoforten, soweit sie nicht
eine eigene Gefangenhausverwaltung haben, und
überdies die Kosten der Einrichtung der im Ge-
richtshofsprengel befindlichen Gefängnisse der
ländlichen Bezirksgerichte zu bestreiten.

(2) Die besonderen Vorschriften über das von
den Verwaltungen aller Gefängnisse bei den Ge-
richtshöfen erster Instanz sowie den bezirks-
gerichtlichen Gefängnissen in Wien mit eigener
Gefangenhausverwaltung zu führende Staatsgel-
dertagebuch und Gefangenengeldertagebuch, ins-
besondere die Verordnung vom 8. Juni 1918,
JMVBl . N r . 19, bleiben unberühr t .

§ 44. P a r t e i e n g e l d e r .

(1) Alle nicht zu den Amtsgeldern gehörenden
Beträge werden Parteiengelder genannt. Auf diese
finden auch die Bestimmungen der Gerichtserlags-
verordnung Anwendung. Hieher gehören u. a.:

a) Erlagsbeträge nach § 1425 ABGB. und § 45
AusstreitG.;

b) Vermögen Pflegebefohlener;
c) Vadien und Meistbotsbeträge;
d) gepfändete Geldbeträge und Verkaufserlöse;
e) Vorschüsse aller Art;
f) Sicherheitsleistungen;
g) Geldbeträge, die als Verfallsgegenstände

oder Verwahrnisse der Gefangenen dem
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Rechnungsführer zum Erlag auf das Scheck-
konto des Gerichtes übergeben wurden
[§ 46, Abs. (2), lit. b].

(2) Wie Parteiengelder werden behandelt: irr-
tümlich bei Gericht eingezahlte Beträge [§ 41,
Abs. (2)] und Beträge, deren Zahlungsgrund nicht
feststeht, ferner Beträge, für welche dritte Per-
sonen oder Stellen empfangsberechtigt sind (§ 1,
Z.7, GEG. 1948), einschließlich jener Geldstrafen,
die nach besonderen Vorschriften nicht der Justiz-
verwaltung zufließen (§ 26, Z. 5), falls diese Be-
träge bei Gericht bezahlt werden, ehe noch der
Zahlungsauftrag an die Einbringungsstelle über-
sendet wurde.

§ 45. R e c h n u n g s f ü h r e r .

(1) Der Rechnungsführer ist zur Übernahme,
Verwahrung , Ausfolgung u n d Verrechnung der
Amtsgelder des Gerichtes sowie der Parteiengelder
und Wertgegens tände berufen, die bei Gericht er-
legt werden können. Er verwal te t das Postscheck-
kon to des Gerichtes. Der Rechnungsführer darf
nicht mi t der Verfügung über Geld und W e r t -
gegenstände [§ 48, Abs. (2), u n d § 52, Abs. (2)
und {6)] be t rau t werden. Für die Arbeitsgerichte
besorgt die Geschäfte der Rechnungsführer des
Bezirksgerichtes [Gerichtshofes, § 38, Abs. (4)]
am Sitze des Arbeitsgerichtes.

(2) Zum Rechnungsführer ha t der Gerichtsvor-
steher den Vorsteher der Geschäftsstelle, allenfalls

einen anderen Beamten des Fachdienstes zu be-
stellen. F ü r den Fall der Verhinderung des Rech-
nungsführers ist ein anderer Beamter zu bestim-
men, der seine Geschäfte zu übernehmen ha t .
Dieser ha t sich mi t dem Aufgabenkreis des Rech-
nungsführers soweit ve r t r au t zu machen, d a ß er
seinen Dienst nötigenfalls ohne Aufschub über-
nehmen k a n n . Im Bedarfsfalle kann der Gerichts-
vorsteher mi t Genehmigung des Ober landes-
gerichtspräsidenten einen geeigneten Beamten des
mitt leren Dienstes zum Rechnungsführer bestellen.

§ 46 . A m t s r e c h n u n g .

(1) Über A m t s - u n d Parteiengelder ist die Amts-
rechnung nach Geo.Form. N r . 114 zu führen. Für
die Arbeitsgerichte werden diese Gelder in der
Amtsrechnung des Bezirksgerichtes oder Gerichts-
hofes [§ 45, Abs. (1)] verrechnet.

(2) A b g e n o m m e n von der Amtsrechnung sind:

a) vom Zentralbesoldungsamt oder vom P r ä -
sidenten des Oberlandesgerichtes angewie-
sene Personalausgaben und Reise- und Über -
siedlungsgebühren;

b) Geldbeträge, die zu den Beweisgegenstän-
den, Verfallsgegenständen oder Verwahrn is -
sen der Gefangenen gehören, es sei denn,
daß sie dem Rechnungsführer zur V e r w a h -
rung oder zum Erlag auf das Scheckkonto

des Gerichtes übergeben wurden [§ 671 ,
Abs. (2), § 694, Abs. (3), Geo.] .

(3) Die Amtsrechnung ist, mi t Ausnahme der im
Abs. (4) genannten Fälle, laufend zu führen. Es
ist unzulässig, lediglich die Rechnungsbelege zu
sammeln und die Eint ragungen auf gelegenere Zeit
zu verschieben.

(4) Gerichte, bei denen regelmäßig im Laufe
eines Tages eine größere Anzah l von Zeugen-
gebühren auszuzahlen sind, können diese, sofern
nicht ein Kostenvorschuß hiefür erliegt, in ein
„Verzeichnis der bezahlten Zeugengebühren" ein-
tragen. Dieses Verzeichnis h a t die fort laufende
Zahl , das Aktenzeichen, den N a m e n des Zeugen
u n d den ausbezahlten Botrag zu enthal ten . Diese
Beträge sind am Ende jedes Tages zusammenzu-
rechnen. Das Ergebnis ist in der Amtsrechnung als
eine einzige Pos t un te r Anschluß des Verzeichnis-
ses samt Belegen durchzuführen. Gerichte, bei
denen regelmäßig im Laufe eines Monats eine
größere Anzah l v o n Einschaltungen vorzunehmen
ist, können die Auszahlung dieser Beträge an die
Zei tungen, sofern die Einschaltungskosten nicht
aus einem Kostenvorschuß, zu berichtigen sind, am
Schlusse eines jeden Monates vornehmen. In
diesem Falle sind die Einschaltungskosten, ge-
t renn t nach den einzelnen Zeitungen, in das nach
Geo.Form. N r . 116 a zu führende „Verzeichnis
der Einschaltungskosten" e inzutragen. Diese Be-
t räge sind am Ende jedes Monats zusammenzu-
rechnen. D a s Ergebnis ist in der Amtsrechnung als
eine einzige Pos t un te r Anschluß des Verzeichnis-
ses u n d sämtlicher Belege durchzuführen.

(5) Die (Eintragungen in der Amtsrechnung und
in den nach Abs . (4) zu führenden Verzeichnissen
sind mit Tintenstift unter Herstel lung einer
Durchschrift zu machen. Die fortlaufende Zahl
der Amtsrechnung beginnt jährlich mit 1. Amts-
und Parteiengelder sind in getrennte Spalten ein-
zutragen. Die Bezeichnung des Gegenstandes in
Spalte 4 ist auf die wesentlichen Merkmale des
Empfanges oder der Ausgabe zu beschränken, die
Auffindung des allenfalls zugrunde liegenden Ge-
richtsstückes ist durch Anführung des Akten-
zeichens oder der Geschäftszahl zu sichern. In der
Spalte 7 ist auf die betreffende Post des Buchungs-
ausweises (§ 50) zu verweisen. Bei Parteiengeldern
ist in der Anmerkungsspalte die Postzahl des
Geldbuches, unter der die Eintragung durchgeführt
wurde, anzuführen (§ 47). Werden Ausbesserun-
gen vorgenommen, so müssen die ursprünglichen
Eintragungen lesbar bleiben, der Änderung ist das
Namenszeichen des Rechnungsführers und das
Datum beizusetzen.

(6) Zwischen Gebarungen, die in barem, und
Gebarungen, d i e auf dem Scheckkonto vollzogen
werden, ist in der Amtsrechnung nicht zu unter-
scheiden; Ausgaben, die über das Scheckkonto er-
folgen, sind in der Amtsrechnung mit dem Tage
der Ausstellung des Schecks (der Überweisung)
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einzutragen. Überschüssige Barbeträge sind vom
Rechnungsführer ohne neue Verbuchlang auf das
Postscheckkonto des Gerichtes einzuzahlen; dies
ist im Kontoauszug ersichtlich zu machen. Post-
scheckguthaben, die den Bestand an Parteiengel-
dern und den voraussichtlichen Bedarf für die
beiden folgenden Monate übersteigen, sind bis zum
15. jedes Monats auf das Postschecksubkonto des
Oberlandesgerichtspräsidiums zu überweisen.

(7) Der Rechnungsführer hat neben der Amts-
rechnung eine Aufschreibung über die täglichen
Einnahmen und Ausgaben in der Form eines mit
Seitenzahlen versehenen Buches zu führen, aus der
der Kassenbestand, insbesondere der Bestand an
Bargeld, jederzeit festgestellt werden kann. Sie ist
durch zehn Jahre, nachdem sie außer Gebrauch
gesetzt wurde, aufzubewahren.

§ 47. G e l d b u c h .

(1) Neben der Amtsrechnung führt der Rech-
nungsführer für Parteiengelder das Geldbuch nach
Geo.Form. Nr . 115.

(2) Die einlangenden Beträge sind unter fort-
laufenden, jährlich mit 1 beginnenden Postzahlen
einzutragen. In den Spalten 4 und 9 ist die fort-
laufende Nummer anzuführen, unter welcher der
Betrag in der Amtsrechnung gebucht ist.

(3) Auszahlungen sind in den Spalten 7 bis 10
des Geldbuches unter derselben Postzahl wie der
Empfang einzutragen. Wenn ein Betrag in Teilen
an mehrere Personen zu überweisen ist, ist unter
gegenseitiger Verweisung eine neue Geldbuchpost
zu eröffnen. Nach gänzlicher Auszahlung einer
Geldbuchpost ist die Post abzustreichen (§ 409
Geo.). Nach Auszahlung nur eines Teilbetrages
ist, die Betragsangabe schräg durchzustreichen und
durch Angabe des verbleibenden Betrages zu er-
setzen.

(4) Fü r die V o r n a h m e v o n Ausbesserungen gilt
§ 46, Abs. (5), letzter Satz .

§ 48 . B u c h u n g u n d V e r w a h r u n g v o n
b e s t i m m t e n M ü n z e n u n d b e s t i m m -
t e n B a n k n o t e n ; a u s l ä n d i s c h e m
G e l d , W e r t p a p i e r e n u n d a n d e r e n

W e r t g e g e n s t ä n d e n .

(1) Wenn bei Gericht als Gegenstand eines un-
mittelbaren Erlages [§ 2, Abs. (1), Z. 2, GEV.,
§ 671 Geo.] b e s t i m m t e Münzen oder be-
s t i m m t e Banknoten, ausländisches Geld, Wert-
papiere oder andere Wertgegenstände übernom-
men wurden, sind sie in einen Umschlag zu legen,
der die Geschäftszahl des mit dem Erlag im Zu-
sammenhang stehenden Aktenstückes trägt, oder
sie sind auf andere verläßliche Weise mit dem
Aktenzeichen zu versehen und von der Verwechs-
lung (Vermischung) mit anderen Gegenständen
auszuschließen.

<2) Die in Abs. (1) genannten Gegenstände sind
in einem besonderen Abschnitt (besonderen Band)
des Geldbuches einzutragen, für den eine beson-
dere Gruppe von Postzahlen vorzubehalten ist.
Verfügungen über diese Werte darf nur der Rich-
ter (der damit betraute Beamte) treffen (§31
GEV.). Als Beleg für die Ausgabe dient die Unter-
schrift des Empfängers oder des Beamten, der den
Wertgegenstand zur weiteren Amtshandlung über-
nimmt, oder der Aufgabeschein über die Absen-
dung mit der Post.

(3) In dem besonderen Abschnitte des Geld-
buches sind auch die Beweisgegenstände und die
Verwahrnisse der Gefangenen einzutragen, die
dem Rechnungsführer zur Verwahrung übergeben
wurden [§ 671, Abs. (2), Geo. und § 694,
Abs. (4), Geo.].

(4) Die in Abs. (1) bis (3) genannten Wer te sind

in der Amtsrechnung nicht einzutragen.

(5) Über jeden solchen Erlag h a t der Rechnungs-
führer eine Amtsbestätigung nach Geo.Form.
N r . 114 b auszustellen. Dieses Formular wird in
Großformat für den Erlag einer größeren Anzahl
von Gegenständen und in Kleinformat hergestellt.
Diese Bestätigung ist sowohl im Falle des persön-
lichen Erlages als auch bei Übersendung durch die
Post auszustellen. Im übrigen finden die Bestim-
mungen über das Bestätigungsheft des Rechnungs-
führers (§ 51) sinngemäß. Anwendung.

(6) Für die Vornahme von Ausbesserungen im
besonderen Abschnitt (Band) des Geldbuches und
in der Amtsbestätigung [Abs. (5)] gilt § 46,
Abs. (5), letzter Satz.

(7) Zur Erhal tung oder Ausübung von Rechten
aus erlegten Papieren (§ 297 EO. ) sind sie dem
Richter unverzüglich nach (Erlag vorzulegen.

§ 49. B e r e i n i g u n g d e s G e l d b u c h e s
v o n ü b e r j ä h r i g e n P o s t e n .

(1) Im Oktober jedes Jahres ha t der Rechnungs-
führer die schon seit dem Vorjahre bestehenden,
noch nicht abgestrichenen Geldbuchposten, allen-
falls unter Angabe der Pos tzahl der Amtsrech-
nung, den Leitern der Gerichtsabteilungen z u r
Prüfung bekanntzugeben. Diese haben nach der
Sachlage anzuordnen, daß diese Beträge ausge-
folgt, zurückgestellt oder, wenn der Erlag voraus-
sichtlich noch längere. Zeit wahren wird (§ 4
GEV.) , in die Verwahrungsabtei lung beim Ober-
landesgericht übertragen werden.

(2) Finden sich hiebei Beträge, die nur deshalb
nicht ausgefolgt werden können, weil der Bezugs-
berechtigte oder sein Aufen tha l t sich nicht ermit-
teln l äß t , ode r hinsichtlich deren der Zweck des
Erlages unbekann t oder inzwischen entfallen ist,
die aber dem Erleger nicht zurückgestellt werden
können oder dürfen, so ist hierüber dem Gerichts-
vorsteher zu berichten. D e r Gerichtsvorsteher h a t
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ein Verzeichnis dieser Beträge dem Oberlandes-
gerichtspräsidenten einzusenden und dem Rech-
nungsführer den Auftrag zu erteilen, daß diese
Beträge ohne Rücksicht auf ihre Höhe auf das
Postschecksubkonto des zuständigen Oberlandes-
gerichtspräsidiums abgeführt werden.

(3) W e n n eine Partei die Ausfolgung eines auf
diese Weise eingezogenen Geldbetrages verlangt,
hat das Gericht , wenn de r Anspruch begründet
und nicht ver jähr t ist, das Oberlandesgerichts-
präsidium u m Flüssigmachung des Betrages zu
ersuchen.

(4) Zu Begann des neuen Jahres ha t der Rech-
nungsführer alle seit m e h r als zwölf Monaten
offenen Geldbuchposten in das Geldbuch des
nächsten Jahres v o r den neu einzutragenden
Posten vollinhaltlich zu übertragen.

(5) F ü r den besonderen Abschnitt des Geld-
buches (§ 48) gelten die Best immungen des
Abs. (1) s inngemäß.

§ 50. B u c h u n g s a u s w e i s .

(1) Die Gerichte haben zur Amtsrechnung
einen Buchungsausweis nach Geo.Form. N r . 116
in zweifacher Ausfertigung zu führen. Das F o r m -
bla t t wird in Groß fo rma t für umfangreiche Amts -
rechnungen u n d i n Kleinformat hergestellt. D e r
Buchungsausweis ist monatl ich abzuschließen und
der Buchhal tung des Oberlandesgerichtes zugleich
mi t der Amtsrechnung vorzulegen (§ 57); die
Durchschrift ist zurückzubehalten.

(2) I n dem Buchungsausweis s ind die Einnah-
men und Ausgaben de r Amtsrechnung, m i t Aus-
n a h m e d e r Parteiengelder, nach dem Verrech-
nungsschema [§ 39, Abs. (1)] zu zergliedern. In
Spalte 7 der Amtsrechnung ist auf die bezügliche
Verrechnungspost des Buchungsausweises z u ver-
weisen. Ist eine Einnahme- oder Ausgabepost im
Vordruck des Buchungsausweises nicht vo r -
gesehen, so geschieht die Ein t ragung in einer der
nicht überschriebenen Spalten.

§ 5 1 . B e s t ä t i g u n g s h e f t d e s R e c h -
nungsführers.

(1) Über jeden, sowohl baren als nicht baren
Erlag hat der Rechnungsführer Hinter Benützung
des Bestätigungsheftes nach Geo.Form. N r . 114 a
eine Amtsbestätigung in dreifacher Ausfertigung
im Durchschreibeverfahren herzustellen und bei
Barerlägen vom Erleger, ebenfalls im Durch-
schreibeverfahren, fertigen zu lassen.

(2) Das Bestätigungsheft wird in Blockform
hergestellt, wobei je drei aufeinanderfolgende
Blätter die gleiche Blat tnummer führen. Das je-
weils dr i t te Blatt ist von blauer Farbe.

(3) Die Amtsbestätigung wird mit der laufenden
Nummer der Amtsrechnung (ARP. Nr . ) , bei nicht
barer Zahlung auch mit der N u m m e r des Post-
scheckkontoauszuges und allenfalls mit der Ge-

schäftszahl des Aktes, zu dem der Erlag erfolgte,
versehen. Das erste Blatt wird bei Barerlägen
dem Erleger als Zahlungsbestätigung ausgefolgt,
das zweite Blatt — bei nicht baren Erlägen auch
das erste Blatt — dient als Kassenbeleg, das
dri t te Blatt (in blauer Farbe) ist der Geschäfts-
abteilung zum Akt, bei Beträgen, über die bereits
ein Zahlungsauftrag abgefertigt wurde, der Ein-
bringungsstelle, und bei Beträgen, die an die
Verwahrungsabteilung beim Oberlandesgericht
zu übersenden sind, a n diese zu übermitteln.
Trifft keiner dieser Fälle zu, so ist das drit te Blatt
ebenfalls zu den Kassenbelegen zu nehmen. Steht
der Grund der Zahlung nicht fest, so ha t der
Rechnungsführer das dr i t te Blatt vorläufig geson-
der t zu verwahren.

(4) Die noch unverwendeten Bestätigungshefte
ha t der Gerichtsvorsteher zu verwahren, nach
Bedarf an den Rechnungsführer auszufolgen und
über die Verwendung einen V o r m e r k zu führen.
Jedes Bestätigungsheft ist bei der Abgabe an den
Rechnungsführer m i t der fortlaufenden N u m m e r
des Vormerkes und dem Tage der Ausfolgung zu
versehen. Hiebei ist festzustellen, o b alle Blätter
vorhanden sind; dies ist auf dem Umschlag des
Bestätigungsheftes zu vermerken. De r Gerichts-
vorsteher darf dem Rechnungsführer ein neues
Bestätigungsheft erst ausfolgen, wenn feststeht,
daß das zuletzt benützte Heft für den folgenden
Tag voraussichtlich nicht mehr ausreicht. Be-
stätigungshefte dürfen nu r durch den Gerichts-
vorsteher angefordert werden.

(5) Für die Vornahme von Ausbesserungen gilt
§ 46, Abs. (5), letzter Satz.

§ 52. Gebarungsvorschriften.

(1) Langt ein Betrag, für dessen Eingang das
Gericht von Amts wegen zu sorgen hat (§ 1,
G E G . 1948), bei Gericht ein, so ha t der Rech-
nungsführer hierüber an die betreffende Ge-
schäftsabteilung durch Übersendung des blauen
Mattes des Bestätigungsheftes [§ 51, Abs. (3)] zu
berichten.

(2) Zahlungen aus Amtsgeldern darf der Rech-
nungsführer n u r auf Grund einer, schriftlichen
Zahlungsanweisung des Gerichtsvorstehers (sei-
nes Stellvertreters) leisten. Bei Zahlungen, die
im Zuge eines gerichtlichen Verfahrens zu leisten
sind, steht dieses Anweisungsrecht dem zustän-
digen Richter oder Beamten zu. Die für den
Rechnungsführer bestimmte Ausfertigung der
Zahlungsanweisung ist v o m Anweisenden eigen-
händig zu unterfertigen. Der Anweisende haftet
dafür, d a ß die von ihm angeordneten Zahlungen
dem Grunde u n d der H ö h e nach notwendig sind
und den bestehenden Vorschriften entsprechen.

(3) Die Beträge, die erforderlich sind, um vom
Gericht aufzugebende Postsendungen — soweit
sie nicht unter die monatliche Gebührenstundung
fallen (Verordnung B . G . B l . N r . 111/1947) —
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freizumachen, sind aus dem im Abs. (5) genannten
Verlag ohne Zahlungsanweisung auszuzahlen,
wenn die freizumachenden Sendungen vorige-
wiesen werden.

(4) Der Rechnungsführer haftet für die Richtig-
keit der Ein- u n d Auszahlungen, für die Richtig-
keit, Vollständigkeit und Rechtzeitigkeit der
Rechnungseintragungen sowie für die sichere
Verwahrung der Barbestände und Wertgegen-
stände, der Rechnungsstücke u n d Beilege, der für
den Verkehr auf dem Scheckkonto erforderlichen
Drucksorten und der in Verwendung stehenden
Bestätigungshefte.

(5) Zur Bezahlung von häufig wiederkehrenden
Auslagen einer bestimmtem Ar t oder für einen
best immten Zweck, vo r allem v o n solchen, die
zur Freimachung von Postsendungen dienen
[Abs. (3)], hat der Rechnungsführer mi t Zustim-
mung des Gerichtsvorstehers einem Beamten des
Gerichtes einen Barbetrag als Verlag zur selbst-
verantwortl ichen Gebarung gegen wöchentliche
oder monatliche Abrechnung zu übergeben (§ 55).
Für diesen Verlag gelten hinsichtlich der Aus-
zahlung dieselben Vorschriften wie für die Ge-
barung mit Amtsgeldern überhaupt. Der Rech-
nungsführer haftet für die pflichtgemäße Sorg-
falt bei der Abrechnung über den Verlag.

(6) Zahlungen aus Parteiengeldern darf der Rech-
nungsführer nu r auf Grund eines schriftlichen
Auftrages des Richters oder des hiezu befugten
Beamten leisten. Die für den Rechnungsführer
bestimmte Ausfertigung dieses Beschlusses ist vom
Richter oder dem hiezu befugten Beamten eigen-
händig zu unterschreiben.

(7) Bare Auszahlungen sind gegen Empfangs-
bestätigung zu bewirken. Die Auszahlung darf
nu r an den in der Zahlungsanweisung angeführten
Empfangsberechtigten geleistet werden.

§ 53. Rechnungsbelege.

(1) Jeder Empfang u n d jede Ausgabe muß der-
ar t belegt sein, daß bei einem Empfang die zif-
fernmäßige Höhe und womöglich der Rechtstitel,
der dem Empfang zu Grunde liegt, bei einer
Ausgabe aber alle Umstände einwandfrei dar-
getan erscheinen, die zur Prüfung der Richtig-
keit, Vorschriftsmäßigkeit u n d Gebührlichkeit
der Zahlung nötig 6ind. Auf Rechnungen ist zu
bestätigen, o b das, was in Rechnung gestellt wur-
de, auch geliefert oder geleistet wurde und ob
die Rechnungssumme richtig ist, das heißt, der
Vereinbarung, den Tarifen oder den ortsüblichen
Preisen entspricht, weitere ist auf der Rechnung
die laufende N u m m e r der Materialverrechnung
anzuführen (§ 62).

(2) Die Rechnungsbelege sind vom Rechnungs-
führer sofort nach der Gebarung mi t fortlaufen-
den N u m m e r n zu versehen, die den Pos tnum-
mern de r Amtsrechnung entsprechen; dieser

N u m m e r sind die beiden letzten Ziffern! des
Buchungsjahres anzufügen, z u m Beispiel 33/47.
Mehrere Belege, die zu einer Rechnungspost ge-
hören, sind zusammenzuheften; die Kontoaus-
züge sind getrennt von den übrigen Belegen zu
sammeln.

(3) Für die Vornahme von Berichtigungen gilt
§ 46, Abs. (5), letzter Satz, sinngemäß.

§ 54. B e s o n d e r e V o r s c h r i f t e n f ü r
e i n z e l n e R e c h n u n g s b e l e g e .

Für einzelne Belege gilt folgendes:

1. Bei der Aufrechnung von Zehr- und Gang-
geldern sowie von Fahrpreisvergütungen und
Kilometergeldern für Dienstverrichtungen im
Dienstorte ist eine Bestätigung beizubringen,
welche die Bezeichnung der Rechtssache (Straf-
sache), gegebenenfalls die Höhe der vollstreck-
baren Forderung, Art der Amtshandlung, Tag
und Ort ihrer Vornahme, ferner nach Lage des
Falles dm eingeschlagenen Weg, die Entfernung,
das benützte Beförderungsmittel und den Fahr-
preis zu enthalten hat. Bei der Verrechnung von
Ganggeldern und Übernachtungsgebühren ist
auch die Bestätigung erforderlich, daß die Verbin-
dung mit anderen Amtshandlungen, für die diese
Gebühren von einer Partei berichtigt werden,
nicht stattgefunden hat und nicht möglich war,
oder daß eine Amtshandlung aus besonderen
Gründen gesondert vollzogen werden mußte.
Werden Gebühren dieser Art nicht von Fall zu
Fall, sondern in Zeitabschnitten ausgezahlt [§ 79,
Abs. (2), Geo.], so kann ein gemeinsamer Beleg
errichtet werden. Die Bestätigung wird vom Leiter
der Vollzugsabteilung (bei Gebühren nach der
Reisegebührenvorschrift vom Gerichtsvorsteher)
auf Grund der Aktenlage ausgestellt.

2. Bei der Verrechnung von Reisegebühren,
die im Zuge eines Verfahrens entstanden sind,
dient die Reiserechnung als Zahlungsbeleg. In
bürgerlichen Rechtssachen hat der Rechnungs-
führer über die Zahlung solcher Reisegebühren
einen Bericht zu dem Akt, in dem die Reise-
gebühren entstanden sind, zu erstatten und dies
auf der Reiserechnung zu vermerken.

3. ALS Beleg für die Verrechnung des Vor-
schusses, der bei der Überstellung eines Verhafte-
ten durch Gendarmerie-, Justizwache- oder
Bundespolizeibeamte ausgezahlt wird, dient eine
Ausfertigung des offenen Befehles, die den Be-
stimmungen des § 668 Geo. zu genügen hat. Bei
der Abrechnung des Vorschusses ist die zweite
Ausfertigung des offenen Befehles beizubringen,
auf deren Rückseite die Überstellungskosten unter
Berücksichtigung des Vorschusses und unter An-
schluß der Belege zu beredinen sind. Auf diese
Ausfertigung dieses offenen Befehles hat der
Eskorteführer den Empfang der den Vorschuß
übersteigenden Kosten zu bestätigen. Eine Ab-
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rechnung ist auch dann vorzunehmen, wenn der
Vorschuß gleich ist den tatsächlich erwachsenen
Kosten; in diesem Falle entfällt eine Eintragung
in der Betragsspalte der Amtsrechnung.

4. a) Bei der Aufrechnung der Gebühren der
Zeugen, Sachverständigen und Dolmetsche
ist die durch den Richter oder Beamten
unterfertigte Gebührenbestimmung und,
wenn die Gebühr nicht vom Richter be-
stimmt wurde, überdies eine Ausfertigung
dar Ladung oder eine Bestätigung des
Richters beizubringen, der die Vernehmung
geleitet hat. Aus der Gebührenbestimmung
sowie aus der Ladung oder Bestätigung
muß die Rechtssache (Strafsache) ersichtlich
sein, ferner Name, Beruf und Wohnort der
Person, der die Gebühr angewiesen worden
ist. Die Gebührenbestimmung hat in jedem
Falle eine Zahlungsanweisung an den Rech-
nungsführer zu enthalten, in der der Emp-
fangsberechtigte zu benennen ist. Die zu-
erkannte Gebühr ist nach Reisekosten,
Aufenthaltskosten (Zehrungskosten und
Übernachtungsgebühr), Entschädigung für
Zeitversäumnis, Entlohnung für Mühe-
waltung und Ersatz sonstiger Kosten und
Auslagen zu zergliedern. Dabei sind die für
die Bemessung der einzelnen Beträge maß-
gebenden Umstände anzuführen und bei-
gebrachte Gebührenberechnungen und Be-
scheinigungen über den regelmäßigen Er-
werb, über den Betrag des Erwerbsentganges
usw. anzuschließen. Die gesetzlichen Be-
stimmungen, nach denen die Gebühr be-
stimmt wird und, wenn die Gebühr nach
einem Tarif bemessen wird, auch die ange-
wendete Tarifpost sowie die hienach ent-
fallenden Beträge sind anzuführen.

b) Zeugengebühren sind gemäß lit. a in der
Regel auf der Rückseite der Ladung zu be-
stimmen. Hiebei ist der Zeitpunkt, für den
der Zeuge geladen war, wenn er aber erst
später oder ohne Ladung erschienen ist,
der Zeitpunkt seines Erscheinens sowie in
jedem Falle der Zeitpunkt seiner Entlassung
anzugeben. In bürgerlichen Rechtssachen hat
der Rechnungsführer von der Zahlung der
Zeugengebühren einen Bericht zum Akt zu
erstatten und dies bei der Gebührenbestim-
mung zu vermerken.

c) Bei der Bestimmung der Gebühren der Sach-
verständigen und Dolmetsche gemäß lit. a
ist der Gegenstand der Verrichtung anzu-
führen. Die für die Entschädigung für Zeit-
yersäumnis maßgebende Zeit ist nach Stun-
den unter Angabe der in Betracht kommen-
den Tage anzuführen. Die Dauer der auf
die Mühewaltung entfallenden Zeit ist nur
anzugeben, wenn sich nach den geltenden Be-

stimmungen die Entlohnung für Mühe-
waltung nach der Zeitdauer richtet. Es ist
auch anzugeben, ob der Dolmetsch das
(Protokoll selbst geschrieben hat. Die Bestim-
mung von Reise- und Aufenthaltskosten der
in öffentlichen Diensten stehenden Sachver-
ständigen und Dolmetsche erfolgt auf Grund
der von seiner zuständigen Dienststelle be-
stätigten Reiserechnung, die der Anspruchs-
berechtigte vorzulegen hatte. Übersteigt
eine Sachverständigengebühr den nach § 20
des Gebührenanspruchsgesetzes, B. G. Bl.
Nr. 136/1946, festgesetzten Betrag, so muß
der Nachweis vorliegen, daß sie durch den
übergeordneten Gerichtshof bestimmt wurde.

5. Bei der Bestimmung von Gebühren der
Schöffen und der zur Anlegung der Schöffenlisten
berufenen Vertrauenspersonen und von Beisitzern
sind die Vorschriften der Z. 4 sinngemäß anzu-
wenden.

6. Für die Verrechnung der Postbeförderungs-
gebühren, die bei der Postaufgabe zu berichtigen
sind, genügt ein Verzeichnis, das die Geschäfts-
zahlen der Sendungen und die verwendeten Be-
träge enthält und vom Leiter der Vollzugs-
abteilung unterfertigt ist.

7. Bei Verrechnung der Kosten der Verpflegung
der Gefangenen ländlicher Bezirksgerichte sind die
in Betracht kommenden Erlässe, insbesondere
Justizamtsblatt 19/1929, 2/1948, zu beachten; doch
ist die Verpflegskostenrechnung nach StPO. Form.
Nr. 18 zu legen. Als Grundlage der Verrechnung
haben die Tagesberichte des Leiters des Gefangen-
hauses über den Verpflegsstand zu dienen. Diese
Tagesberichte sowie die Anordnungen des Ge-
richtsvorstehers und des Gefangenhausarztes über
die Gewährung von Kostzulagen und Kranken-
kost sind der Rechnung in Urschrift anzuschließen.

8. Bei Verrechnung der Kosten für den ärzt-
lichen Dienst bei den Gefangenhäusern der länd-
lichen Bezirksgerichte sind die Vorschriften des Er-
lasses Justizamtsblatt 9/1946, zu beachten.

§ 55. V e r r e c h n u n g des V e r l a g e s .

(1) Der v o m Rechnungsführer ausgefolgte Ver-
lag [§ 52, Abs. (5)] ist zunächst nur in der A n -
merkungsspalte der Amtsrechnung anzuführen
und vom Verlagsführer zu bestätigen. Über die
Gebarung mit dem Verlag h a t der Verlagsführer
ein Ausgabenverzeichnis mi t Spalten für laufende
Nummer , Tag , Gegenstand und Betrag der Aus-
gaben zu führen. Für die Gebarung und die Belege
gelten im übrigen dieselben Vorschriften wie für
Zahlungen durch den Rechnungsführer.

(2) Der Verlag ist wöchentlich oder monatlich
abzurechnen, das Ergebnis ist in der Amtsrechnung
als eine einzige Post unter Anschluß des Aus-
gabenverzeichnisses [Abs. (1)] samt seinen Belegen
durchzuführen. Der in der Anmerkungsspalte ein-
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gesetzte Vermerk über die Ausfolgung des Ver-
lages ist zu streichen, ein dem Verlagsführer be-
lassener Rest wie ein neuer Verlag zu behandeln.

§ 56. A b s c h l u ß d e r A m t s r e c h n u n g .

(1) Die Amtsrechnung ist mit dem le tz ten Tage
jedes Monats in den Betragsspalten abzuschließen.
Die Spaltensummen auf der Empfangs- und auf
der Ausgabenseite sind einander gegenüberzustel-
len und ist der Kassenrest zu ermitteln; sodann
ist dieser mit dem vorhandenen Vor ra t (Bar-
bestand, vermehrt um das Guthaben auf dem
Scheckkonto, vermindert um die Beträge, die zur
Zahlung aus dem Konto angewiesen, aber noch
nicht v o m K o n t o abgebucht wurden) abzust immen
und in die Rechnung des nächsten Monats vor -
zutragen. Der Abschluß ist vom Gerichtsvorsteher
zu prüfen und sodann von ihm und vom Rech-
nungsführer zu unterfertigen.

(2) Ein solcher Abschluß ist auch bei einem
Wechsel in der Person des Gerichtsvorstehers oder
des Rechnungsführers sowie bei jeder Prüfung der
Amtsrechnung, insbesondere gelegentlich der
Amtsuntersuchung des Gerichtes, zu ziehen. Der
Abschluß ist in diesen Fäl len nicht in der Betrags-,
sondern in der Gegenstands- oder Bemerkungs-
spalte durchzuführen u n d die Rechnung nicht neu
zu beginnen (der Kassenrest nicht vorzu t ragen) .
Die Spalten sind vielmehr bis zum Schluß des
Monats fortzuführen.

(3) Nach Vornahme eines Abschlusses darf eine
Änderung von Beträgen nicht mehr vorgenommen
werden; eine Berichtigung geschieht durch N e u -
eintragung des Fehlbetrages oder Überschusses.

(4) Überschüsse, die nicht innerhalb von sechs
Mona ten aufgeklärt werden können, sind als E in-
nahmen des Bundesschatzes zu verrechnen; Fehl-
beträge sind grundsätzlich sogleich zu ersetzen.

§ 57. V o r l a g e d e r A m t s r e c h n u n g .

(1) Die Urschrift der Amtsrechnung ist nach
ihrem Abschluß samt allen nach Rechnungsposten
geordneten Belegen, einschließlich der Kontoaus-
züge, un te r Anschluß des Buchungsausweises (§ 50)
am ersten Werk tag des folgenden Monats in der
Regel ohne Bericht an die Buchhaltung des Ober -
landesgerichtes einzusenden; die Durchschrift ist
zurückzubehalten.

(2) Die Buchhaltung des Oberlandesgerichtes ha t
die Rechnung z u überprüfen, d ie in der Rech-
nungsführung oder in der Gebarung beobachteten
Mängel dem Gerichtsvorsteher mitzutei len u n d die
erforderliche Berichtigung, Ergänzung oder Auf-
klärung zu veranlassen. Das Gericht h a t die Be-
richtigungen, Ergänzungen u n d Aufklärungen
binnen 14 T a g e n an die Buchhaltung des Ober -
landesgerichtes gelangen zu, lassen. Können die
Mängel auf diesem Wege nicht behoben, die
Zweifel nicht geklärt werden, so ha t die Buchhal-
tung dem Oberlandesgerichtspräsidenten zu be-

richten. Im übrigen findet eine Rechnungserledi-
gung nicht s ta t t .

(3) Alle das Verwal tungs jahr betreffenden Ge-
barungen sind tunlichst vo r Ablauf des Jahres
durchzuführen. A m Schluß des Jahres bestehende
Zahlungsrückstände sind in ein Rückstandsver-
zeichnis aufzunehmen, das mit der Amtsrechnung
für den Mona t Dezember vorzulegen ist. Un te r
Zahlungsrückständen sind bereits angewiesene,
aber bis z u m Schluß des Jahres nicht vollzogene
Auszahlungen zu verstehen.

§ 58 . V e r r e c h n u n g d e r G e r i c h t s -
k o s t e n m a r k e n , V e r k a u f s s t e l l e n .

(1) Die Gerichtskostenmarken werden auf Ver -
anlassung des Bundesministeriums für Just iz von
der dami t be t rau ten staatlichen Druckerei her -
gestellt und den Einbringungsstellen bei den Ober -
landesgerichten zugeteilt . D ie Oberlandesgerichts-
präsidenten haben die für ihren Sprengel erforder-
lichen Gerichtskostenmarken beim Bundesministe-
rkim für Justiz anzufordern.

(2) Bei jedem Gericht besteht eine Kostenmar-
kenverkaufsstelle. Sind mehrere Gerichte in dem-
selben Gebäude untergebracht, so kann auf Ver-
fügung des Oberlandesgerichtspräsidenten eine ge-
meinsame Kostenmarkenverkaufsstelle bei einem
dieser Gerichte errichtet werden. Die Verwaltung
besorgt ein Beamter des mittleren Dienstes, den
der Gerichtsvorsteher bestimmt (Kostenmarken-
verwalter). Sämtliche Gerichte haben ihren vor-
aussichtlichen Bedarf an Gerichtskostenmarken für
einen Monat bei der Einbringungsstelle des zu-
ständigen Oberlandesgerichtes anzufordern. Die
Anforderung geschieht durch den Gerichtsvor-
steher, an den auch die Lieferung erfolgt.

(3) Wenn ein Bedürfnis hiefür besteht, können
private Kostenmarkenverkäufer widerruflich zum
Verkauf von Gerichtskostenmarken zugelassen
werden. Über die Zulassung entscheidet der Präsi-
dent des Oberlandesgerichtes auf Vorschlag des
Gerichtes, für das der Verkäufer bestellt werden
soll. Hiedurch bleibt die Verpflichtung des Kosten-
markenverwalters zum Verkauf an Parteien un-
berührt.

(4) D i e pr iva ten Kostenmarkenverkäufer haben
ihren Bedarf an Gerichtskostenmarken in der
Regel einmal wöchentlich durch Ankauf bei dem
zuständigen Gericht gegen Entr ichtung des Gegen-
wertes zu decken. Jede Bestellung m u ß in ihrem
Gesamtbetrag auf einen durch 10 S teilbaren Be-
trag lauten. Zur Anforderung der Gerichtskosten-
marken haben die pr iva ten Kos tenmarkenver -
käufer ein „Fassungsbuch für Gerichtskostenmar-
ken" nach Geo.Form. Nr. 117 zu verwenden.
Dieses wird ihnen vom Gericht kostenlos zur Ver-
fügung gestellt. Es enthält Fassungsblätter, die für
jede Bestellung mit fortlaufenden Nummern zu
versehen sind. Bei jeder Bestellung ist nebst Art
und Zahl der angeforderten Kostenmarken der
gesamte Geldwert der seit 1. Jänner des laufenden
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Jahres gefaßten Gerichtskostenmarken anzufüh-
ren. An Hand dieser vom Kostenmarkenverwalter
zu prüfenden Angaben wird die Vergütung
[Abs. (5)] verrechnet. Die Auszahlung der Ver-
gütung ist durch den Gerichtsvorsteher anzuord-
nen. Der Empfang der Gerichtskostenmarken und
der Vergütung ist vom privaten Kostenmarken-
verkäufer auf dem Bestellblatt zu bestätigen. Die
Bestellblätter sind im Durchschreibeverfahren mit
Tintenstift auszufüllen. Die Blätter sind perfo-
riert, die Urschrift ist nach Beifügung der Bestäti-
gung dem Fassungsbuch zu entnehmen und dient
für die Vergütung als Rechnungsbeleg zur Amts-
rechnung. Die Durchschrift verbleibt im Fassungs-
buch. Verdorbene oder unbrauchbar gewordene
Fassungsblätter sind mit Srichen zu durchkreuzen
und im Fassungsbuch zu belassen.

(5) Die privaten Kostenmarkenverkäufer er-
halten für ihre Tätigkeit eine Vergütung. Sie
wird nach dem Gesamtbetrag der im Laufe des
Jahres bei dem Gerichte gefaßten Gerichtkosten-
marken berechnet und beträgt:

Die Vergütung ist anläßlich des Ankaufes von
Gerichtskostenmarken vom privaten Kosten-
markenverkäufer bei Gericht anzusprechen und
vom Rechnungsführer aus den Amtsgeldern zu
bezahlen [Abs. (4)]. Den Empfang der Vergütung
hat der Verkäufer auf dem Fassungsblatt
[Abs. (4)] zu bestätigen.

§ 59. E i n z e l b e s t i m m u n g e n ü b e r d i e
V e r r e c h n u n g d e r G e r i c h t s k o s t e n -

m a r k e n .
(1) Bei jeder Kostenmarkenverkaufsstelle [§ 58,

Abs. (2)] ist eine Kostenmarkenrechnung nach
Geo.Form. Nr. 117 a zu führen. In Spalte 4 sind
die Geldwerte der vom Vormonate verbliebenen
und der von der Einbringungsstelle gefaßten
Kostenmarkenbestände, in Spalte 5 die Tages-
summen der Markenerlöse und die Bruttoerlöse
der an private Kostenmarkenverkäufer abge-
gebenen Bestände und in Spalte 6 die an den
Rechnungsführer abgeführten Geldbeträge einzu-
tragen.

(2) Die Geldablieferung muß durch eine
Quittung des Rechnungsführers (Geo.Form.
Nr. 114 a), die Neufassung durch den Lieferschein
der Einbringungsstelle belegt sein. Der Liefer-
schein ist nicht als Beleg zur Kostanmarken-
rechnung, sondern zu den Justizverwaltungsakten
über die Bestellung der Kostenmarken zu neh-
men. Die Übernahme der Kostenmarken durch
den Kostenmarkenverwalter ist auf dem Liefer-
schein zu bestätigen.

(3) Die Kostenmarkenerlöse sind jedenfalls am
letzten Werktag jedes Monats an den Rechnungs-
führer abzuführen. Im Laufe des Monats ist der
Erlös nur dann abzuliefern, wenn er einen vom
Gerichtsvorsteher unter Rücksichtnahme auf den
Umsatz und die Sicherung der Aufbewahrung
festgesetzten Betrag übersteigt; das ist jedenfalls
dann der Fall, wenn der Erlös bei ländlichen Be-
zirksgerichten 200 S, bei Bezirksgerichten am
Sitze des Gerichtshofes erster Instanz 400 S, bei
den übrigen Gerichten 600 S übersteigt.

(4) Die Erlöse der verkauften Kostenmarken
sind in der Amtsrechnung bei den ausschließlich
m i t Strafsachen befaßten Gerichten als Gebühren
in Strafsachen, bei den anderen Gerichten als Ge-
bühren in Zivilrechtssachen zu verrechnen. Die
Vergütungen an private Kostenmarkenverkäufer
sind auf der Ausgabenseite als „Sonstige Aus-
gaben" zu buchen.

(5) Die Kostenmarkenrechnung ist monatlich
abzuschließen. Die Summe der Spalte 6 ist der
Summe der Spalte 5 gegenüberzustellen und darf
keinen Saldo (Restbetrag) ergeben. Ferner ist die
Summe d e r Spalte 6 der Summe der Spalte 4 gegen-
überzustellen u n d der verbliebene Marken-
bestand (Sollbestand) zu ermit te ln . Diesem A b -
schluß ist de r tatsächlich vorhandene Marken-
bestand (Istbestand), getrennt nach den einzel-
nen Wertstufen, gegenüberzustellen. Ergibt sich
hiebei ein Mehrbestand, so ist dieser im beson-
deren Abschnitt des Geldbuches [§ 48, Abs. (2)]
einzutragen. Kann der Mehrbestand innerhalb
von sechs Monaten nicht aufgeklärt werden, so
ist er in Spalte 4 der Kostenmarkenrechnung zu
verrechnen. Ergibt sich ein Fehlbestand, so ist de r
Geldwert grundsätzlich sogleich zu ersetzen und
in Spalte 5 der Kostenmarkenrechnung zu ver-
rechnen. Der Abschluß ist vom Gerichtsvorsteher
zu prüfen und sodann von i h m und vom Kosten-
markenverwalter zu unterfertigen.

(6) Die Bestimmungen der §§ 46, Abs. (5),
letzter Satz, 56, Abs. (2) u n d (3), galten sinn-
gemäß.

(7) Die Kostenmarkenrechnung ist vom Kosten-
markenverwalter durch zehn Jahre, nachdem sie
außer Gebrauch gesetzt wurde, aufzubewahren.

§ 60. V e r w a l t u n g d e r n a c h § 7 StPO.
z u v e r w e n d e n d e n B e t r ä g e ,

(1) Beträge, die an den Gerichtsvorsteher zur
Verwendung zu dem im § 7 StPO. angegebenen
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Zwecke abgeführt worden sind (§ 26, Z. 5), sind
von ihm oder von dem Richter (Beamten), den
er dazu bestellt hat, zu verwahren und zu ver-
rechnen. Die Rechnung hat außer den Betrags-
spalten je eine Spalte für den Tag des Einlangens
sowie für den Tag und die Art der Verwendung
zu enthalten. Als Ausgabenbeleg genügt die in
die (Rechnung selbst zu setzende Unterschrift des
Empfängers, andere Rechnungsbelege sind bei
der Rechnung aufzubewahren.

(2) Über die Verwendung entscheidet bei den
Bezirksgerichten der Gerichtsvorsteher, bei Ge-
richtshöfen der Präsident nach Anhörung des
Leiters der Gefangenhausverwaltung oder, wo
eine solche nicht bestellt ist, des mit der Aufsicht
über das Gefangenhaus betrautem Richters; Be-
zirksgerichte, bei denen solche Strafgelder keine
ihrer Zweckbestimmung entsprechende Verwen-
dung finden, haben sie an den mit Strafsachen
befaßten übergeordneten Gerichtshof erster In-
stanz abzuführen. Der Präsident des Gerichts-
hofes erster Instanz kann die zur Verfügung
stehenden Beträge einem Sträflingsfürsorgeverein
oder dem Unterstützungsfonds des Gefangen-
hauses zuwenden.

§ 61. K a s s e n b e h ä l t n i s s e d e r
Gerichte.

(1) Die Gerichte sind nach Bedarf mit den
nötigen Kassenbehältnissen auszustatten. Ist nur
eine Kasse vorhanden, so ist diese dem Rech-
nungsführer zuzuweisen. In der Kasse des Rech-
nungsführers sind zu verwahren: alle die Amts-
rechnung betreffenden Gelder, die Wertgegen-
stände des Geldbuches, die vorrätigen und in Ver-
wendung stehenden Scheck- und Überweisungs-
hefte sowie die laufende Amtsrechnung und das
Geldbuch mit sämtlichen Belegen. Stehen dem
Gericht weitere Kassenbehältnisse nicht zur Ver-
fügung, so sind überdies die Barbestände des nach
§ 7 StPÖ. zu bildenden Fonds, die laufende
Kostenmarkenrechnung samt Kostenmarken und
Geldbestand und der Vorrat der vom Gerichts-
vorsteher verwahrten Bestätigungshefte in diesem
Kassenbehältnis zu verwahren.

(2) Die Kassen sind stets, auch während der
Amtsstunden, verschlossen zu halten. Die Kassen-
schlüssel sind von dem mit der Sperre betrauten
Beamten sorgfältig zu verwahren. Doppelstücke
der Schlüssel sind von ihm nicht in den Amts-
räumen, sondern in der Wohnung aufzube-
wahren.

(3) D i e Anhäufung größerer Barbestände ist un -
bedingt z u vermeiden . Wenn Amtsge lder auf
e inem Postscheckkonto erliegen, s ind entsprechen-
d e Bet räge in angemessenen Zei t räumen so a b -
zuheben, daß größere Barbeträge womöglich
erst unmit te lbar v o r dem Bedarf einlangen.

(4) D e n Richtern u n d Beamten, die Verläge
aus den Barbeständen de r Amtsgelder zu ver-

wahren u n d zu verwal ten haben sowie den
Kostenmarkenverwal tern , sind versperrbare Be-
hältnisse (Handkassen) z u r Verfügung zu stellen.

(5) D e r Rechnungsführer ha t die Gesamtscheck-
(überweisungs)Verzeichnisse, die Zahlungs- u n d
Gutschriftsanweisungen u n d die sonstigen V o r -
drucke des Postspankassenamtes so zu verwahren ,
daß Mißbräuche ausgeschlossten sind.

(6) Das Abhandenkommen eines Scheck- oder
Überweisungsheftes oder einzelner Scheck- oder
Überweisungsblätter ist sofort dem Postsparkas-
senamte anzuzeigen.

§ 62. M a t e r i a l v e r r e c h n u n g .

(1) Jedes Gericht hat folgende Materialverrech-
nungen zu führen:

a) Über den Bestand an Einrichtungs- und G e -
brauchsgegenständen, deren Einzelwert 10 S
übersteigt, mit Ausnahme der Einrichtungs-
gegenstände des Gefangenhauses;

b) über Kanzlei- und Reinigungsmaterial;
c) über Papier und Formblät ter ;
d) über Brennstoffe.
Außer dem Verzeichnis über den Gesamtbestand

an Einrichtungsgegenständen (lit. a) ist für jeden
Raum ein eigenes Einrichtungsverzeichnis zu füh-
ren, das in dem betreffenden Raum anzuschlagen
ist.

(2) Die Materialien werden, gesondert nach Ein-
richtungs- und Gebrauchsgegenständen einerseits
und Verbrauchsgegenständen anderseits, verrech-
net. Innerhalb dieser Abteilungen ist die Eröff-
nung weiterer Unterabtei lungen zulässig.

(3) Als Eingänge werden gebucht:
a) der Rest aus einer früheren Materialabrech-

nung, beziehungsweise Bestandsaufnahme;
b) die Neulieferungen, und zwar sogleich bei

der Lieferung, auch wenn sie zum sofortigen
Verbrauch bestimmt sind. Als Beleg hiefür
dienen:

zu a) die frühere Materialabrechnung, be-
ziehungsweise Bestandsaufnahme;

zu b) der Lieferschein oder eine Abschrift
der Rechnung.

(4) Als Ausgänge werden gebucht:
a) im Verzeichnis der Einrichtungsgegenstände

jede Ausgabe oder Ausscheidung;
b) in den Verrechnungen der übrigen Gegen-

stände am Ende jeder Woche oder jedes
Monats die Summe der verbrauchten oder
ausgegebenen Materialien auf Grund der
hiefür vorhandenen Belege.

Als Belege dienen:
zu a) die Empfangsbestätigung der belie-

ferten Stelle oder die Ausscheidungsgeneh-
migung;

zu b) die Empfangsbestätigung des Emp-
fängers oder die Abschreibungsverfügung
des Gerichtsvorstehers, wenn anläßlich des
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Abschlusses sich ein Abgang am vorhande-
nen Material ergibt.

(5) V o n den Materialverrechnungen werden ab-
geschlossen:

a) das Verzeichnis über die Einrichtungsgegen-
s tände nu r bei Übersiedlung des Gerichtes,
bei einem Wechsel in der Person des G e -
richtsvorstehers oder des Leiters der Ge-
schäftsstelle oder bei besonderen Vorfällen,
zum Beispiel bei einem Einbruch im Ge-
richtsgebäude;

b) alle übrigen Verzeichnisse anläßlich der
Vornahme größerer Bestellungen, bei Über -
prüfungen, beim Wechsel der verwal tenden
Person u n d am Jahresschluß.

(6) D i e Materialverrechnungen über Einrich-
tungsgegenstände sind dauernd, die übrigen durch
drei Jahre , nachdem sie außer Gebrauch gesetzt
wurden, aufzubewahren.

§ 63. Amtsbücherei.

(1) D e r Bestand der Amtsbüchereien ist nach
Sachgruppen zu ordnen, e twa in Gesetz- und Ver-
ordnungsblä t ter , Gesetzesausgaben, W e r k e des
Fächschrifttums, Entscheidungssammlungen, Zei t-
schriften, ausländisches Recht u . a. Hiebei sind die
einzelnen Abtei lungen bei Bedarf nach Rechts-
gebieten weiter zu gliedern. Größere Büchereien
sind nach wissenschaftlichen G r u n d s ä t z e n einzu-
richten. Ü b e r jede Bücherei ist ein Bücherverzeich-
nis zu führen.

(2) D i e Aufsicht über die Bücherei ist, wenn sie
nicht vom Gerichtsvorsteher selbst geführt wird,
einem Richter zu übertragen.

(3) Die Bücherei ist sorgfältig in O r d n u n g zu
halten, die Bücherverzeichnisse sind fort laufend
zu ergänzen; über die Ent lehnungen sind geeignete
Vormerke zu führen.

V. K a p i t e 1.

Postscheckverkehr der Gerichte.

§ 64. A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n .

(1) Sämtliche Gerichte, die eine Amtsrechnung
führen [§§ 38 , Abs. (4), 46 , Abs. ( 1 ) ] sind dem
Scheckverkehr des Österreichischen Pos t sparkas-
senamtes angeschlossen.

(2) Für die Gefangenhäuser der Gerichtshöfe und
für die Verwahrungsabtei lungen und Einbrin-
gungsstellen (§ 12) bei den Oberlandesgerichten
bestehen besondere Scheckkonten. Auch V e r w a h -
rungsstellen im Sinne der §§ 675 ff. Geo. können
ein eigenes Postscheckkonto besitzen. Zur Anmel -
dung oder Auflassung eines Postscheckkontos ist
die Genehmigung des Bundesministeriums für
Just iz einzuholen.

(3) Die Richter u n d die Beamten, deren Dienst
sich auf die Amtsrechnung erstreckt, haben sich
mit den „Geschäftsbestimmungen für den Scheck-

verkehr" des Österreichischen Postsparkassenamtes
vollständig ve r t r au t zu machen.

(4) Über die Postscheckkonten der Gerichte dür -
fen außer dem Gerichtsvorsteher u n d seinem Stell-
ver t re ter n u r der Rechnungsführer u n d sein Stel l-
vertreter verfügen. D ie verfügungsberechtigten
Personen haben bei allen Unterschriften im Scheck-
verkehr das Gerichtssiegel (Amtssiegel) beizu-
setzen. D i e Unterschriften der verfügungsberech-
tigten Personen h a t der Gerichtsvorsteher dem
Postsparkassenamt auf dem hiezu bestimmten
Vordruck unter Beidrückung des Gerichtssiegels
mitzutei len. Ist die Unterschrift des Gerichtsvor-
stehers dem Postsparkassenamt noch nicht be-
kannt , so ist sie vom Präsidenten des Oberlandes-
gerichtes zu beglaubigen.

§ 65 . B e s o n d e r e V o r s c h r i f t e n f ü r
d e n S c h e c k v e r k e h r .

(1) Für den Scheckverkehr der Gerichte gelten
die von dem Postsparkassenamt für den allgemei-
nen Verkehr festgesetzten Geschäftsbestimmungen,
soweit nicht in den folgenden Absätzen Abwei-
chendes verfügt ist .

(2) D i e zu den Scheckkonten der Gerichte auf-
laufenden Gebühren (Buchungs-, Auszahlungs-
gebühr usw., § 67 Scheckverkehrsbestimmungen)
sowie die Kosten der von den Gerichten bezoge-
nen Drucksorten werden nicht den Konten der
Gerichte, sondern einem besonderen K o n t o der
Hohe i t sve rwa l tung angelastet.

(3) Kassenschecks dürfen nur von den Gerichten
in W i e n und am Si tze v o n Außenzahlstel len des
Österreichischen Postsparkassenamtes (Fernscheck-
verkehr) und z w a r nur in dr ingenden-Ausnahme-
fällen mi t Zust immung des Gerichtsvorstehers
oder des Richters ausgestellt werden ; der Empfang
eines Kassenschecks ist von der Par te i auf dem
Beleg für die Amtsrechnung zu bestätigen.

(4) Sind für einen Empfänger mehrere Beträge
bestimmt, so sind sie bei der Überweisung tun-
lichst zu vereinigen.

(5) W e n n gleichzeitig fünf oder mehr Zahlungen
zu leisten sind, die alle auf gleiche A r t (alle durch
Zahlungsanweisung oder alle durch Gutschrift auf
andere Scheckkonten) zu vollziehen sind, ist dies
in der Regel durch Gesamtscheck oder Gesamt-
überweisung nach den §§ 48, 49 der Scheckver-
kehrsbestimmungen zu bewirken. Dem Gesamt-
scheck (der Gesamtüberweisung) ist ein „Verzeich-
nis" u n d für jede Barzahlung eine „Zahlungsan-
weisung", für jede Gutschrift eine „Gutschrif tan-
weisung" beizugeben. Dabei gilt für die Gerichte
folgendes:

a) In den Verzeichnissen zu Zahlungsanweisun-
gen ist der Zahlungsempfänger nur mit dem
Famil iennamen, sein W o h n o r t nur mit dem
Best immungspostamt anzugeben;
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b) in den Verzeichnissen zu Gutschrif tanwei-
sungen ist außer dem Betrag u n d dem Fami-
l iennamen des Empfängers nur dessen
Kon tonummer anzuführen ;

c) der Schillingbetrag ist hiebei derar t zwischen
Doppelquerstr iche ( = ) zu setzen, d a ß die
Anfügung einer weiteren Betragsziffer oder
eines Zahlwortes nicht möglich ist, ohne d a ß
die Änderung sofort auffällt, zum Beispiel
S = 123 = g 05 (auf Zahlungsanweisungen
ist beizufügen = Hunde r t zwanz igd re i S = ) .

(G) H a t der Zahlungsempfänger beim Postspar-
kassenamt ein Scheckkonto, so ist die Zahlung
durch Überweisung auf dieses K o n t o zu bewirken,
wenn nicht aus besonderen G r ü n d e n eine Ba rzah -
lung stattfinden m u ß . Zum Zwecke der Überwei -
sung auf das Scheckkonto ist en tweder die K o n t o -
nummer des Empfängers auf allen drei Tei len des
Überweisungsvordruckes anzuführen oder es ist
der Überweisung ein Erlagschein anzuschließen
(§ 50 der Scheckverkehrsbestimmungen — Er lag-
scheinüberweisung). D ie Erlagscheinüberweisung
ist besonders d a n n anzuwenden, wenn ein Bedarf
nach einem Zahlungsbeleg besteht. Zu diesem
Zwecke sind die (Empfänger z u veranlassen, dem
Gericht Erlagscheine zu übergeben. S ind gleich-
zeitig mehrere Überweisungen un te r Verwendung
von Erlagscheinen zu bewirken, so sind sie in einer
Erlagscheinüberweisung zusammenzufassen. In
diesem Falle sind die einzelnen beigegebenen Er -
lagscheine un te r Anführung von K o n t o n u m m e r
u n d Betrag auf der Rückseite der eigentlichen
Überweisung aufzuzählen und die Beträge zusam-
menzurechnen.

(7) Bei Einzelschecks oder Einzelüberweisungen
sind auf dem Abschnitte für den Empfänger durch
Anführung von Geschäftszahlen oder entsprechen-
den Schlagwörtern die erforderlichen Angaben zu
machen, um den Empfänger über Grund, u n d
Zweck der Überweisung zu unterrichten. Bei G e -
samtschecks oder Gesamtüberweisungen [Abs. (5)]
sind diese Angaben auf die Abschnitte für E m p -
fänger der Gutschrift- u n d Zahlungsanweisungen
zu setzen. Bei Erlagscheinüberweisungen [Abs. (6)]
sind diese Angaben auf den Erlagscheinen anzu-
bringen.

(8) Bei d e n Postscheckkonten der Gerichte,
die eine der N u m m e r n 1.000—1.999 tragen, wer -
den Stammeinlagen auf dem K o n t o nicht ausge-
wiesen; das Gericht kann daher über ein solches
K o n t o restlos verfügen und ha t eine Stammeinlage
nicht zu verrechnen.

§ 66. V o r m e r k u n g ü b e r d i e V e r w e n -
d u n g d e r S c h e c k ( Ü b e r w e i s u n g s ) -

b l ä t t e r .

(1) Der mit der Ausstellung der Schecks (Über-
weisungen) betraute Beamte hat auf den im
Scheck(Überweisungs)heft zurückbleibenden Vor-
merkblättern den Tag der Anweisung, den Namen

der Empfänger, die angewiesenen Beträge und die
Postzahlen, unter denen sie in der Amtsrechnung
eingetragen sind, vorzumerken. Wenn mit einem
Einzelscheck (einer Einzelüberweisung) eine grös-
sere Anzahl von. Beträgen an denselben Empfän-
ger überwiesen wird, ist dem Scheck(Überwei-
sungs)heft eine Zusammenstellung anzuschließen,
die den Namen des Empfängers, die einzelnen Be-
träge und die Postzahlen der Amtsrechnung ent-
hält, und in den Vormerkblättern auf diese Zu-
sammenstellung zu verweisen.

(2) V o n den Gesamtscheck(überweisungs)ver-
zeichnissen [§ 65 , Abs. (5)] u n d von dem Ver -
zeichnis mehrerer Erlagscheine auf der Rückseite
von Erlagscheinüberweisungen [§ 65, Abs. (6)]
sind Durchschriften oder Abschriften herzustellen
und beim Scheck(Überweisungs)heft zurückzu-
behal ten. Auf diesen Durchschriften oder A b -
schriften sind die Postzahlen der Amtsrechnung
ersichtlich zu machen.

(3) Schecks (Überweisungen) , die der Gerichts-
vorsteher nicht selbst ausgestellt h a t , sind nach
ihrer Ausstellung, aber vor der Abt rennung aus
dem Scheck(Überweisungs)heft dem Gerichtsvor-
steher oder einem v o n ihm hiezu dauernd bestell-
ten Richter oder (Beamten zur Prüfung vorzulegen.
Der prüfende Richter (Beamte) ha t die Übere in-
st immung der Vormerkungen m i t dem Scheck (der
Überweisung) hinsichtlich des Empfängers und der
H ö h e des Betrages festzustellen und durch sein
Namenszeichen im Vormerkb la t t e zu bestätigen.
V o r Beisetzung des Namenszeichens darf kein
Scheck oder Überweisungsbla t t aus dem H e f t ab -
getrennt werden .

(4) Wenn ein Gesamtscheck (eine Gesamtüber -
weisung) [§ 65, Abs. (5) ] ausgestellt wird, ha t sich
die Prüfung im Sinne des Abs. (3) auf die Über -
einst immung der dem Scheck (der Überweisung)
beizugebenden Zahlungs- oder Gutschrif tanwei-
sungen mi t der beim Scheck(Überweisungs)heft
zurückbleibenden Abschrift des Verzeichnisses zu
erstrecken. N a c h der Prüfung ist auch diese A b -
schrift mi t dem Namenszeichen zu versehen.

(5) D e r Gerichtsvorsteher (der von ihm bestellte
Richter oder Beamte) , dem ein Scheck (eine Ü b e r -
weisung) zur Prüfung [Abs. (3)] vorgelegt wird,
hat sich durch Einsicht in das Vormerkbla t t zu
überzeugen, daß auch alle vorangehenden Schecks
(Überweisungen) überprüft worden sind; er h a t
stichprobenweise zu prüfen, ob die Anweisungen
des Schecks (der Überweisung) den hiezu er-
gangenen Aufträgen entsprechen. Zu diesem Zweck
sind ihm mit den Schecks (Überweisungen) stets
die bezüglichen Aufträge vorzulegen.

(6) Der prüfende Richter oder Beamte hat die
geprüften Schecks (Überweisungen) sowie die
Zahlungs- und Gutschriftanweisungen mit den in
zweifacher Ausfertigung hergestellten Gesamt-
scheck(überweisungs)verzeichnissen selbst in einem
Umschlag zu verschließen und weiterzuleiten; an
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den Aussteller dürfen die Schecks (Überweisungen)
sowie die Zahlungs- und Gutschriftanweisungen
nicht mehr ausgehändigt werden.

§ 67. B e h a n d l u n g d e r K o n t o a u s z ü g e
u n d i h r e r B e i l a g e n .

(1) D i e v o m Postsparkassenamt einlangenden
Kontoauszüge s ind sogleich auf ihre Richtigkeit zu
prüfen. Für diese Prüfung sind bezüglich des
früheren Guthabens der letzte anerkannte K o n t o -
auszug, bezüglich der Gutschriften die dem K o n t o -
auszug beiliegenden Erlagscheine und Abschnitte
der Schecks (Überweisungen), der Post-, Zahlungs-
und Gutschriftanweisungen, endlich bezüglich der
Auszahlungen die beiliegenden Lastschriftzettel,
allenfalls Empfangscheine sowie die Vormerkungen
im Scheck(Überweisungs)heft [die beim Scheck-
(Überweisungs)heft zurückbehaltenen Verzeichnis-
abschriften, § 66, Abs. (2)] maßgebend.

(2) Den im Kontoauszug enthaltenen Gut - und
Lastschriften — bei Lastschriften auf Grund von
Gesamtschecks (Gesamtüberweisungen) im Gesamt-
scheck(Überweisungs)verzeichnis — sind die Post-
nummern, unter denen die Eintragungen in der
Amtsrechnung erfolgten, beizusetzen.

(3) Die in Abs. (1) und (2) angeführten Bei-
lagen der Kontoauszüge einschließlich des Gesamt-
scheck(überweisungs)verzeichnisses sind den Rech-
nungsbelegen beizuheften. Die Kontoauszüge sind
gesammelt der Amtsrechnung anzuschließen [§ 53,
Abs. (2 ) ] .

(4) Die Mitteilungen, welche die Parteien auf
die Erlagscheine, auf die Empfängerabschnitte der
Schecks (Überweisungen) oder auf die Abschnitte
der Post-, Zahlungs- u n d Gutschriftanweisungen
gesetzt haben, sind vom Rechnungsführer in seinen
Bericht über den Erlag [§ 52, Abs. (1)] aufzu-
nehmen, nötigenfalls sind diese Mitteilungen dem
Richter in Urschrift vorzulegen.

(5) Die Vormerkblä t ter mi t Abschriften der
Gesamtscheck(überweisungs)verzeichnisse und mit
den Zusammenstellungen nach § 66, Abs. (1), sind
vom Rechnungsführer durch zehn Jah re versperrt
aufzubewahren.

V I . K a p i t e l .

Gebarungs- und Verrechnungsprüfung.

§ 68. Z e i t p u n k t d e r P r ü f u n g .

(1) D e r Gerichtsvorsteher ha t sich einmal mona t -
lich zu einem vorher nicht bestimmten Ze i tpunk t
von der laufenden u n d richtigen Führung der
Amtsrechnung, des Geldbuches und der Kos ten-
markenrechnung sowie von der Richtigkeit der
Gebarung zu überzeugen.

(2) Außerdem h a t er oder ein von ihm fallweise
bestimmter Richter oder Beamter mindestens ein-
mal im Jahr , bei den Gerichtshöfen und bei den
Bezirksgerichten m i t mehr als fünf Gerichts-

abteilungen mindestens zweimal im J a h r zu vor -
her nicht bestimmten Ze i tpunk ten die A m t s -
rechnung, das Geldbuch und die Kos tenmarken-
rechnung unter Hers te l lung eines Abschlusses ge-
nau zu prüfen u n d d i e Bestände vollständig zu
erheben.

(3) Jährlich einmal h a t der Revisor (§ 71) eine
Prüfung z u einem vorhe r nicht bes t immten Zeit-
p u n k t vorzunehmen.

§ 69. M o n a t l i c h e P r ü f u n g .

(1) Zunächst ist der Kassenbestand (Istbestand)
derartig festzustellen, daß der Rechnungsführer
vor dem Prüfer das vorhandene Bargeld abzählt;
zu dem ermittelten Barbetrag ist vom Prüfer das
Guthaben aus dem letzten Kontoauszug der
Postsparkasse hinzuzurechnen; von der Summe
sind die aus der Amtsrechnung festzustellenden
Beträge abzuziehen, die zur Zahlung aus dem
Konto angewiesen, aber noch nicht vom Konto
abgebucht sind.

(2) Hierauf ist in der Amtsrechnung ein. Prü-
fungsabschluß derar t vorzunehmen, d a ß dem bei
der letzten Prüfung festgestellten Bestand die
Summe der seither eingetragenen Einnahmen zu-
gezählt u n d hievon die Summe der seither ein-
getragenen Ausgaben abgezogen wird. Der Unte r -
schied beider Summen ergibt den Betrag, der vor -
handen sein soll (Sollbestand). Dieser Betrag m u ß
mit dem nach Abs. (1) ermittelten Kassenbestand
übereinstimmen. Der ermittelte Istbestand und
Sollbestand sind in der Anmerkungsspalte der
Amtsrechnung zu vermerken.

(3) D a n n sind die Posten des Geldbuches u n d
des Buchungsausweises seit der letzten Prüfung
durchzusehen. Hiebei ist zu prüfen, o b die Ein-
tragungen über Parteiengelder im Geldbuch mit
jenen in de r Amtsrechnung übereinstimmen und
ob die Eintragungen i m Buchungsausweis jenen
der Amtsrechnung, insbesondere den Hinweisen
in Spalte 7, entsprechen. Bei den Einnahmen ist
zu prüfen, o b sie laut Kontoauszug der Postspar-
kasse und laut Amtsbestätigung (§ 51) richtig
sind. Die durch die Postsparkasse bewirkten Aus-
gaben sind in gleicher Weise an H a n d der K o n t o -
auszüge, die Barauszahlungen an H a n d der
Empfangsbestätigungen .zu prüfen. Bei Barerlägen
auf das Postsparkassenkonto [§ 46, Abs. (6)] ist
festzustellen, o b der Betrag bereits in einem
Kontoauszug des Postsparkassenamtes als Empfang
angewiesen ist. Wenn der entsprechende Kon to -
auszug noch nicht vorliegt, ist diese Feststellung
bei der nächsten Prüfung vorzunehmen.

(4) Nunmehr ist stichprobenweise zu prüfen,
ob die Eintragungen mit den allenfalls von der
Buchhaltung des Oberlandesgerichtes beizuschaf-
fenden Rechnungsbelegen übereinstimmen. In
einzelnen Fällen sind die Posten mit den Gerichts-
akten zu vergleichen.
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(5) Bei Überprüfung der Kostenmarkenrech-
nung ist der Bestand an vorhandenen Kosten-
marken und Bargeld festzustellen (Istbestand).
Sodann ist der Sollbestand zu ermitteln; hiezu
ist von der Summe des Geldwertes der Kosten-
marken die Summe der Verkaufserlöse abzu-
ziehen, dies ergibt den verbleibenden Kosten-
markensollbestand; dann ist von der Stimme der
Verkaufserlöse die Summe der an den Rechnungs-
führer abgeführten Beträge abzuziehen; dies
ergibt den Sollbestand an Bargeld. Hierauf ist an
Hand der Eintragungen zu prüfen, ob die Ein-
nahmen und Ausgaben durch die Belege gedeckt
sind. Weiters ist die ordnungsgemäße und recht-
zeitige Abfuhr der Kostenmarkenerlöse an den
Rechnungsführer [§ 59, Abs. (3)] zu prüfen.
Schließlich hat sich der Prüfer von der ordnungs-
gemäßen Aufbewahrung der Gerichtskosten-
marken zu überzeugen. Die richtige Errechnung
der Verkaufsprovision des privaten Kosten-
markenverkäufers ist an Hand der Amtsrechnung
[§ 58, Abs. (4)] zu prüfen.

§ 70. J a h r e s ( H a l b j a h r s ) p r ü f u n g .
(1) Zunächst ist durch Prüfung der ziffern-

mäßigen Gebarung ein Abschluß herzustellen und
sodann in gleicher, Weise wie bei der monatlichen
Nachschau (§ 69) eine stichprobenweise Prüfung
vorzunehmen. Bei mindestens zehn aufeinander-
folgenden Posten der Amtsrechnung ist an der
Hand der Rechnungsbelege oder der zugrunde-
liegenden Akten eine genaue, ins einzelne gehende
Prüfung vonzunehmen. Dies ist bei den geprüf-
ten (Posten durch Angabe des Tages der Prüfung
und Beisetzung des Namenszeichens des Prüfers
ersichtlich zu machen. Zur Herstellung eines Ab-
schlusses sind sämtliche Einnahmen und Aus-
gaben an Amts- und Parteiengeldern zusammen-
zurechnen und einander gegenüberzustellen. Das
Ergebnis muß gleich sein dem Endguthaben im
letzten Kontoauszug, vermehrt um die vorhan-
denen Barbeträge, abzüglich der Ausgaben, für
die ein Kontoauszug noch nicht eingelangt ist.

(2) Im Abschnitt des Geldbuches für die im
§ 48, Abs. (1), genannten Gegenstände ist die
Buchung stichprobenweise so weit zu prüfen, daß
ein verläßlicher Überblick über die Gesamt-
gebarung gewonnen werden kann; ferner ist fest-
zustellen, ob die noch nicht verausgabten Gegen-
stände vorhanden und ordnungsgemäß verwahrt
sind.

(3) Über das Ergebnis der Prüfung ist ein Pro-
tokoll aufzunehmen. Dieses hat zu enthalten:
die anwesenden Personen, die Dauer der Prüfung,
den Zeitraum, auf den sich die Prüfung erstreckt,
die Höhe des Kassenbestandes (Istbestand und
Sollbestand), eine kurze Darstellung das Um-
fanges der Prüfung und die hiebei gemachten Be-
merkungen. Dieses Protokoll ist vom Gerichts-
vorsteher (dem Richter oder Beamten, der die
Prüfung vorgenommen hat), vom Rechnungs-
führer und vom Kostenmarkenverwalter zu

unterschreiben, dem Präsidenten des Oberlandes-
gerichtes zu übersenden und nach seinem Rück-
langen bei den Justizverwaltungsakten zu ver-
wahren. Der Oberlandesgerichtspräsident kann
anordnen, daß die Einsendung des Protokolls
bei einzelnen Gerichten durch bestimmte Zeit zu
unterbleiben hat. Eine Abschrift des Protokolls
ist vom Rechnungsführer zu verwahren. Anläß-
lich der nächsten Jahres(Halbjahrs)prüfung hat
sich der Prüfer zu überzeugen, ob die Prüfungs-
bemerkungen einer Erledigung zugeführt wurden.

§ 71. P r ü f u n g d u r c h d e n R e v i s o r ,
Zuständigkeit.

(1) Als Revisoren werden durch den Ober-
landesgerichtspräsidenten Beamte des gehobenen
Fachdienstes bestellt:

a) bei den Oberlandesgerichten mit der Be-
zeichnung „Revisor beim Oberlandes-
gericht"; dieser n i m m t die Prüfung bei den
Oberlandesgerichten, insbesondere bei der
Einbringungsstelle vor ;

b) bei den Gerichtshöfen I. Instanz mit der
Bezeichnung „Bezirksrevisor"; dieser n i m m t
die Prüfung bei den übrigen Gerichten vor .

(2) Auf Anordnung des Oberlandesgerichts-
präsidenten können mehrere Bezirksrevisoren
verschiedener Sprengel am Sitz eines Landes-
gerichtes zusammengezogen werden, um sie je nach
Bedarf verwenden zu können. In diesem Falle
haben die Präsidenten der Gerichtshöfe die Ent -
sendung des Bezirksrevisors beim Oberlandes-
gerichtspräsidenten zu beantragen, der das wei-
tere veranlaßt.

(3) Die Prüfung bei den Strafanstalten, Gefan-
genhäusern der Gerichtshöfe und den Wiener
Bezirksgerichten mi t eigener Gefangenhausver-
waltung erfolgt durch das Bundesminisiterium
für Justiz.

§ 72. P r ü f u n g s g e s c h ä f t e .

(1) Der Revisor ha t folgende Prüfungen vor -
zunehmen:

a) Prüfung der Gebarung mit Amts- und Par-
teiengeldern, einschließlich der Verläge und
der Kostenmarkenrechnung;

b) Prüfung der verwahr ten Gegenstände;
c) Prüfung der Materialverrechnung und der

Bücherverzeichnisse über die Amtsbücherei;
d) Nachprüfung der Gerichtsgebühren und

Kosten;
e) Prüfung der ordnungsgemäßen Beibringung

und Verwendung der Gerichtskostenmarken;
f) Prüfung der Gebührenverrechnung nach

der Zehr- und Ganggelderverordnung und
der vom Gerichtsvorsteher bestimmten
Gebühren nach der Reisegebührenvorschrift;

g) Prüfung der Tagesberichte über den Ver-
pflegsstand bei den ländlichen bezirks-
gerichtlichen Gefangenhäusern.

(2) Zur Vornahme dieser Prüfungen steht dem
Revisor die Einsicht in sämtliche Akten, Bücher,
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Register, Verzeichnisse und Rechnungsbelege
offen.

(3) Der Revisor is t verpflichtet, anläßlich de r
Prüfung der Gebühren und Kosten die erforder-
lichen Berichtigungen der Aufforderungen (§ 10)
und der Zahlungsaufträge vorzunehmen [§ 23,
Abs. (6)]. Eine Entscheidung des Präsidenten des
Gerichtshofes erster Instanz hat er n u r herbei-
zuführen, wenn es wegen der grundsätzlichen
Bedeutung der Sache angezeigt ist.

(4) Der Revisor soll sich nicht auf die schrift-
liche Beanstandung von Mängeln beschränken,
sondern durch mündliche Erörterung wichtiger
Fälle mit dem Rechnungsführer, dem Kosten-
markenverwalter und dem Kostenbeamten, durch
Anregungen und Belehrungen auf die Beobach-
tung einheitlicher Grundsätze bei der Tätigkeit
der genannten Personen hinwirken.

§ 73. B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n ü b e r
d i e P r ü f u n g d u r c h d e n R e v i s o r .
(1) Der (Revisor hat besonders darauf zu achten:

1. ob die Eintragungen in der Amtsrechnung,
im Geldbuch und in der Kostenmarkenrechnung
richtig und laufend erfolgen, ordnungsgemäß
belegt sind und dem tatsächlichen Stand ent-
sprechen;

2. ob die erlegten Wertpapiere, Urkunden,
Kostbarkeiten und sonstigen verwahrten Gegen-
stände vorhanden und ordnungsgemäß verwahrt
sind;

3. ob die in den Materialverrechnungen ange-
führten Gegenstände (§ 62) unter Berücksichti-
gung der Ausgaben vorhanden sind und ob ord-
nungsgemäße Bücherverzeichnisse über die Amts-
bücherei geführt. werden (§ 63);

4. ob die Gebühren und Kosten rechtzeitig,
richtig und vollständig bemessen und der Zah-
lungsauftrag (§ 9) der Einbringungsstelle zur Ein-
ziehung übersendet wurde;.

5. ob die Kosten ordnungsgemäß vorgemerkt
und das Rücklangen des Zahlungsauftrages von
der Einbringungsstelle überwacht wurde;

6. ob die Aufforderung zur Entrichtung aus-
ständiger Gebühren und Kosten in Gerichts-
kostenmarken (§ 10) erlassen und in das Ver-
zeichnis [§ 10, Abs. (2)] eingetragen wurde, ob
die Kostenmarken beigebracht, ordnungsgemäß
verwendet und entwertet wurden.

(2) Im übrigen gelten für die Vornahme der
Prüfung durch den Revisor die Bestimmungen
des § 70 sinngemäß. Die durchgeführte Prüfung
ist vom Revisor in der Anmerkungsspalte der
geprüften Geschäftsbehelfe zu vermerken und zu
unterschreiben.

(3) Übe r das Prüfungsergebnis i n Ansehung
der Punkte a und b des § 72, Abs. (1), hat der
Revisor sofort nach beendeter Prüfung bei Ge-
richt ein Protokoll in zweifacher Ausfertigung
anzufertigen, das vom Revisor, dem Gerichts-
vorsteher, dem Rechnungsführer und dem
Kostenmarkenverwalter zu unterfertigen ist.

Dieses Protokoll ist dem Gesamtbericht des Revi-
sors über die vorgenommene Prüfung anzu-
schließen. Dieser Gesamtbericht ist vom Beziirks-
revisor dem Präsidenten des Gerichtshofes erster
Instanz, vom Revisor beim Oberlandesgericht
dem Oberlandesgerichtspräsidenten in zweifacher
Ausfertigung vorzulegen. Der Präsident über-
sendet eine Ausfertigung dieses Berichtes an den
Gerichtsvorsteher, der die erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen und hierüber an den zustän-
digen Präsidenten zu berichten hat. Der (Bericht
ist vom Gerichtsvorsteher zu den Justizverwal-
tungsakten zu nehmen.

(4) Bis zum 31. März des folgenden Jahres
erstattet der Bezirksrevisor auf dem Dienstwege
einen (Bericht über die Wahrnehmungen anläß-
lich der Prüfungen des abgelaufenen Jahres an
den Präsidenten des Oberlandesgerichtes; dieser
trifft die erforderlichen Anordnungen, um die
wahrgenommenen Mängel zu beseitigen.

VII. K a p i t e l .

Übergangs- und Schlußbestimmungen.
§ 74. Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n ,

(1) a) Die Gerichtskassen beenden ihre Tätig-
keit mit 31. Dezember 1948. Aus den Ge-
richtskassen am Sitze der Oberlandesgerichte
werden die Einbringungsstellen beim Ober-
landesgericht gebildet.

b) Die Gerichtskassen beenden die Eintragun-
gen in den Kostensollbüchern mit 20. De-
zember 1948; die nicht eingetragenen
Kostenrechnungen übersenden sie an die
Gerichtskassen am Sitze der Oberlandes-
gerichte (Einbringungsstellen), die sie in das
ab 1. Jänner 1949 zu führende Kostenvor-
schreibungsbuch eintragen.

c) Die Postsparkassenkonten der Gerichts-
kassen werden mit 31. Dezember 1948 auf-
gelassen. Die Guthaben werden auf das
Postschecksubkonto des zuständigen Ober-
landesgerichtspräsidiums übertragen. Diese
Übertragung ist als Ablieferung an das
Oberlandesgericht zu buchen. Die vorhan-
denen Barbeträge sind ebenfalls auf dieses
Konto abzuführen und dementsprechend zu
buchen.

d) Die Eintragungen im Kostensollbuch sind
in das Kostenvorschreibungsbuch vor den
Eintragungen des neuen Jahres zu über-
tragen. Hiebei sind Eintragungen im Ab-
schnitt 6 des Kostensollbuches in den Ab-
schnitt Ziv, Eintragungen, die Einhebungen
für Dritte betreffen, in den Abschnitt D
zu übertragen.

(2) Die Gerichtszahlstellen schließen ihre
Bücher mit 31. Dezember 1948 ab. Der Rech-
nungsführer überträgt den verbleibenden Kassen-
rest als Restbetrag an Amtsgeldern in die neue
Amtsrechnung. Die im Zeitpunkt des Abschlusses
in der Spalte 6 der Einzahlungsliste eingetragenen
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und an die Gerichtkasse noch nicht abgeführten
Beträge sind vor Abschluß der Bücher auf das
Konto der Verwahrungsabteilung des Ober-
landesgerichtes zu Überweisen, die sie wie Hinter-
legungen, die nach dem 1. Jänner 1949 erfolgt
sind, behandelt. Die in Spalte 7 gebuchten Be-
träge sind auf das Postsparkassenkonto der Ein-
bringungsstelle beim Oberlandesgericht zu über-
weisen.

(3) Mit. dem. Stande vom 1. Jänner 1949 sind
bei sämtlichen Gerichten Bestandaufnahmen
über die Gebrauchs- und Verbrauchsgegenstände
durchzuführen; das Ergebnis ist in den Material-
verrechnungen als Anfangsbestand für das Jahr
1949 einzutragen. Die Bestandaufnahme ist vom
aufnehmenden Beamten und vom Gerichtsvor-
steher zu unterschreiben.

(4) Die vorhandenen Formblä t te r u n d Druck-
sorten sind, soweit dies möglich ist, aufzu-
brauchen u n d den Best immungen dieser Ve ro rd -
nung anzupassen. Die Formblä t te r für den ersten
Bedarf sind den Gerichten u n d Einbr ingungs-
stellen rechtzeitig zu übermi t te ln . De r Wor t lau t
der neuen Formblätter ist einem Erlaß zu ent-
nehmen, der vor Inkrafttreten dieser Verord-
nung im Amtsblatt der österreichischen. Justiz-
verwaltung bekanntgemacht werden wird.

(5) Die abgeschlossenen Bücher sind durch zehn
Jahre aufzubewahren.

§ 75 . Die Bestimmungen dieser Verordnung
sind, soweit nicht in besonderen Vorschriften eine
andere Regelung getroffen wird, von jenen
Stellen s inngemäß anzuwenden, de ren Kanzlei-
geschäfte v o n Gerichten besorgt werden.

§ 76. Die Verrechnung d e r Amtsgelder u n d die
Amtswirtschaft beim Obersten Gerichtshof wird
durch Er laß des Ersten Präsidenten geregelt.

§ 77. S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1949

in Kraft. Mit dieser Verordnung treten gleich-
zeitig die §§ 1 bis 16 und 19 des Bundesgesetzes
über die Einbringung der gerichtlichen Gebühren,
Kosten und Geldstrafen (Gerichtliches Einbrin-
gungsgesetz 1948 — GEG. 1948) vom 22. April
1948, B. G. Bl. Nr. 109, in Wirksamkeit.

(2) Gleichzeitig werden alle Vorschriften auf-
gehoben, die mit den Bestimmungen dieser Ver-
ordnung in Widerspruch stehen. Insbesondere ver-
lieren ihre Wirksamkeit:

1. die §§ 213 bis 265 der Geschäftsordnung für
die Gerichte I. und II. Instanz, in der Fassung der
Verordnung B. G. Bl. Nr. 4/1937 sowie die frühe-
ren GeoForm. Nr. 15, 15 a, 15 b, 16, 16 a, 16 b,
17, 17.a, 17b, 18, 19, 112, 113, 113 a, 113 b, 114,
114 a, 115, 115 a, 115 b, 115 c, 116, 117 und
117 a;

2. die §§ 1 bis 5 und 7 des Erlasses vom
29. Juni 1945, JABl. Nr. 3, betreffend vorläufige
Bestimmungen über die Einbringung von Geld-
strafen und Strafkostenersatzbeträgen;

3. die Rundverfügung vom 26. September

1939, 5.600 Ostm.-VI d 322, in der Fassung der
Allgemeinen Verfügung vom 30. November 1944,
Deutsche Justiz S. 317, über Einforderung und
Beitreibung der Geldstrafen und der Kosten des
Strafverfahrens in den Alpen- und Donau-Reichs-
gauen;

4. die Rundverfügungen vom 27. Februar 1939,
2332-VI a12 278; vom 21. April 1942, 2331-
VI a10 678; vom 26. Mai. 1942, 2332-VIII a 10

957, und vom 12. Dezember 1944, 2332-VIII a 10

1143, über den Geschäftskreis und die Geschäfts-
führung der Bezirksrevisoren;

5. die Allgemeinen Verfügungen
a) vom 23. November 1937, Deutsche Justiz

S. 1834, in der Fassung der Allgemeinen
Verfügungen vom 21. Juni 1943, Deutsche
Justiz S. 322, und vom 7. September 1944,
Deutsche Justiz S. 238, über die Behandlung
von Kleinbeträgen;

b) vom 20. Juni 1938, Deutsche Justiz S. 979;
vom 22. Juni 1939, Deutsche Justiz S. 1114;
vom 30. November 1940, Deutsche Justiz
S. 1357, und vom 13. Juli 1944, Deutsche
Justiz S. 219, betreffend Führung von Sach-
rechnungen bei den Justizbehörden;

c) vom 27. Jänner 1940, Deutsche Justiz
S. 151, betreffend Einhebung von Gerichts-
gebühren in der Ostmark, wenn einer Partei
persönliche Gebührenfreiheit zusteht;

d) vom 2. März 1940, Deutsche Justiz S. 292,
in der Fassung der Allgemeinen Verfügung
vom 7. September 1942, Deutsche Justiz
S. 589, betreffend Geschäftsübersichten der
Gerichtskassen;

e) vom 20. September 1940, Deutsche Justiz
S. 1085, betreffend Einforderung und Bei-
treibung von Vermögensstrafen und Ver-
fahrenskosten;

f) vom 21. Mai 1941, Deutsche Justiz S. 630,
über Berechnung und Einziehung der Haft-
kosten;

g) vom 17. Juli 1941, Deutsche Justiz S. 791,
über Gerichtsgebühren in den Reichsgauen
der Ostmark;

h) vom 8. Jänner 1943, Deutsche Justiz S. 45,
über Ansatz und Einziehung der Strafvoll-
zugskosten in den Oberlandesgerichtsbezir-
ken Graz, Innsbruck, Linz und Wien;

i) vom 26. Mai 1944, Deutsche Justiz S. 167,
betreffend Erteilung, laufender Kassenan-
weisungen und Sollstellung der Anord-
nungsbeträge.

(3) Insoweit in anderen Vorschriften auf Be-
stimmungen verwiesen wird, die durch diese Ver-
ordnung geändert oder aufgehoben wurden, treten
die entsprechenden Bestimmungen dieser Verord-
nung an deren Stelle. Einer Verweisung steht es
gleich, wenn die Anwendbarkeit der neuen Vor-
schriften an Stelle der aufgehobenen vorausgesetzt
werden kann.

Gerö
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186 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen vom 2. Juli 1948
über gerichtliche Erläge, die Ausfolgung von
Geld und Geldeswert und die Behandlung
der Wertsendungen an die Gerichte (Ge-

richtserlagsverordnung-GEV.).

Auf Grund des § 2, Z. 1 des Bundesgesetzes
vom 22. Apri l 1948, B. G . B l . N r . 110, über Maß-
nahmen auf dem Gebiete des Gerichtserlags-
wesens, wi rd verordnet :

I. Allgemeine Best immungen.

G e g e n s t ä n d e d e s g e r i c h t l i c h e n
E r l a g e s .

§ 1. (1) Z u m gerichtlichen Erlag (Hinter legung
im engeren Sinne) sind geeignet:

1. in- und ausländisches Geld,

2. Wertpapiere , Sparkassen- und sonstige Ein-
lagebücher, andere in Geld oder Geldeswert um-
setzbare Urkunden ,

3 . Juwelen und andere Kostbarkeiten.

(2) Gerichtlicher Erlag und gerichtliche Ver-
wahrung bilden zusammen die gerichtliche
Hinterlegung im weiteren Sinne.

(3) Urkunden, die sich nicht zum gerichtlichen
Erlag eignen, weil sie nicht in Geld umsetzbar
sind, sind bei den Akten, nötigenfalls nach den
Vorschriften über die Aufbewahrung wichtiger
Urkunden (§ 170 Geo.) zu verwahren oder einem
zu bestellenden Verwahrer zu übergeben.

(4) Sonstige Sachen, die sich nicht zum gericht-
lichen Erlag eignen, können n u r durch Übergabe
an einen vom Gericht zu bestellenden Verwahrer
in gerichtliche Verwahrung genommen werden.

(5) Auf die Ve rwahrung v o n Sachen, die als Be-
weisgegenstände in einem Strafverfahren in Be-
tracht kommen, finden die Bestimmungen der
§§ 670 bis 681 Geo . Anwendung; für die Ver-
wahrung von Sachen, die in einem Zivilverfahren
als Augenscheinsgegenstände oder Auskunfts-
sachen oder zur Begutachtung durch Sachver-
ständige zu Gericht gebracht werden, sind die
Bestimmungen der §§ 671 und 672 Geo. sinn-
gemäß anzuwenden.

S t e l l e n d e s g e r i c h t l i c h e n E r l a g e s .

§ 2. (1) Der gerichtliche Erlag findet s ta t t :

1. bei der Verwahrungsabteilung des Ober-
landesgerichtes für alle Gerichte des Oberlandes-
gerichtssprengels;

2. beim Rechnungsführer oder auf das Post-
scheckkonto des Gerichtes (unmittelbarer Erlag);

3. beim Österreichischen Postsparkassenamt.

(2) Gerichtlich gesperrte Spareinlagebücher
können auch bei der Sparkasse, die die Einlage-
bücher ausgestellt hat , in Verwahrung gegeben
oder belassen werden.

(3) Das Gericht, für das ein Erlag geschieht, ist
allein berechtigt, über den Erlagsgegenstand, Ver-
wahrnis genannt, zu verfügen und heißt Ver-
wahrschaftsgericht. Die Verwahrungsabtei lung ist
für das Verwahrnis dem Verwahrschaftsgericht
untergeordnet und h a t dessen Aufträge zu voll-
ziehen. Im übrigen unterstehen die Verwahrungs-
abteilungen den Präsidenten der Oberlandes-
gerichte.

(4) W i r d die Rechtssache, zu der der Erlag
erfolgte, einem anderen Gerichte zur Wei ter -
führung überwiesen, so h a t das überweisende
Gericht hievon die Verwahrungsabteilung zu
verständigen. Von diesem Zei tpunkt an wird das
übernehmende Gericht Verwahrschaftsgericht.
Liegt das übernehmende Gericht in dem Sprengel
eines anderen Oberlandesgerichtes, so sind die
Verwahrnisse in der Regel auf Anordnung des
überweisenden Gerichtes an die für das über-
nehmende Gericht zugeordnete Verwahrungs-
abteilung zu übersenden; hievon sind das über-
nehmende Gericht und die diesem zugeordnete
Verwahrungsabteilung vom überweisenden Ge-
richt zu verständigen.

E r l a g b e i d e r Ö s t e r r e i c h i s c h e n
P o s t s p a r k a s s e .

§ 3. (1) Auf Anordnung des Verwahrschafts-
gerichtes können Erläge auch bei dem Öster-
reichischen Postsparkassenamt vorgenommen
werden.

(2) Auf Geldeinlagen bei der Postsparkasse
finden die Geschäftsbestimmungen dieses Amtes
mit folgenden Ergänzungen und Abänderungen
Anwendung: Besteht noch kein Einlagebuch, so
bedarf es nicht der Unterschrift des Gerichtes in
dem. Einlagebuch. Das Gericht hat an das Post-
sparkassenamt die Anordnung zu. erlassen, daß
die Kündigung, Rückzahlung oder eine andere
Verwertung des Guthabens oder eines Teiles nur
nach Maßgabe der gerichtlichen Bewilligung
durchgeführt werden darf. Diese Sperre ist vom
Postsparkassenamt auf dem Einlagebuch vorzu-
merken. Das gleiche gilt, wenn ein bereits be-
stehendes Einlagebuch vom Gericht in Verwah-
rung genommen wird oder zur Verfügung des
Gerichtes zu sperren ist. Im letzteren Falle hat
das Gericht bei Anordnung der Sperre zugleich
das Einlagebuch dem Postsparkassenamt zu über-
mitteln und diesem mitzuteilen, wem das Ein-
lagebuch nach vollzogener Sperre auszufolgen ist.
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Das Einlagebuch kann auch in Verwahrung des
Posteparkassenamtes belassen werden. Das Post-
sparkassenamt hat von der vollzogenen Sperre
das Gericht zu benachrichtigen und das Einlage-
buch, sofern es nicht in Verwahrung des Post-
sparkassenamtes verbleibt, je nach erhaltener
Weisung dem Gerichte einzusenden oder die
Übersendung an eine andere Person zu be-
stätigen. Die Anordnung der Sperre ist von dem
Zeitpunkt, in dem sie, und zwar im Falle der
Sperre eines bereits bestellenden Einlagebuches,
nebst diesem, dem Postsparkassenamt zukommt,
für dieses Amt maßgebend. Die Sperre erstreckt
sich, sofern vom Gericht nicht etwas anderes
verfügt wird, auch auf die späteren Einlagen des
betreffenden Einlagebuches. Nacheinlagen auf ein
gesperrtes Einlagebuch können von jedermann
unter Vorlage des Einlagebuches ohne Nachweis
einer gerichtlichen Erlagsverfügung bewirkt
werden. Beschlüsse, womit über das Guthaben
oder einen Teil verfügt wird, sind mit dem für
Ausfolgeaufträge vorgeschriebenen besonderen
Gerichtssiegel [§ 70, Abs. (2) Geo.] zu versehen.
Das Postsparkassenamt hat dem Gericht auf Ver-
langen Kontoauszüge mitzuteilen.

(3) Wertpapiere, die das Postsparkassenamt
nach einem gerichtlichen Beschluß in Verwahrung
und Verwaltung nimmt (gerichtsmäßige Depots),
werden zur ausschließlichen Verfügung des be-
treffenden Gerichtes gesperrt. Depotbücher wer-
den nicht ausgegeben. Verfügungen über die
Depots müssen vom Verwahrschaftsgericht aus-
gehen. Das Postsparkassenamt besorgt für die ge-
richtsmäßigen Depots die üblichen Verwaltungs-
geschäfte. Die für fällige Zinsscheine und aus-
geloste oder gekündigte Wertpapiere eingehenden
Beträge werden in einer zum Depot geführten
laufenden Rechnung gutgeschrieben, Gebühren
und Spesen werden dieser angelastet. Näheres,
insbesondere über die Zusendung von Buchungs-
anzeigen und die Abfertigung von Auszügen aus
der laufenden Rechnung, enthalten die „Geschäfts-
bestimmungen für das Wertpapiergeschäft" des
Postsparkassenamtes.

E r l a g b e i d e r V e r w a h r u n g s a b t e i -
l u n g u n d u n m i t t e l b a r e r E r l a g .

§ 4. Ob bei der Verwahrungsabteilung oder
unmittelbar zu erlegen ist, richtet sich nach fol-
genden Grundsätzen:

a) Gegenstände und Geldbeträge, die für vor-
aussichtlich längere Zeit gerichtlich erlegt
werden, also insbesondere Vermögen Pflege-
befohlener, Erlagsgegenstände nach § 1425
ABGB. und § 45 AusstreitG., ferner Vadien
und Meistbotsbeträge, die nach den Be-
stimmungen der Exekutionsordnung frucht-
bringend anzulegen sind, sind bei der Ver-
wahrungsabteilung (auf deren Postscheck-

konto) zu erlegen, soweit sie nicht bei dem
Postsparkassenamt, gesperrte Einlagebücher
allenfalls auch bei einer anderen Sparkasse
oder beim gesetzlichen Vertreter des Pflege-
befohlenen zu verwahren sind.

b) (1) Gegenstände und Geldbeträge, die nur
für die Dauer eines voraussichtlich kürzeren
Verfahrens bei Gericht zu verwahren sind,
zum Beispiel Sicherheitsleistungen nach
§ 44 oder § 390 EO., gepfändete Geld-
beträge, Wertpapiere und Wertgegenstände
[§§ 259, Abs. (3), 261, Abs. (4) und (5),
296 EO.], Verkaufserlöse (§§ 284, 285
EO.), Vorschüsse für die Kosten von Lie-
genschaftsschätzungen, Vorschüsse nach den
§§ 366, 386, 393 EO., §§ 328, 332 oder
365 ZPO. usw., sind beim Rechnungs-
führer (auf das Scheckkonto des Gerichtes)
zu erlegen, wenn sie den Wert von 4000 S
nicht übersteigen. Sonst sind sie bei der
Verwahrungsabteilung (auf deren Post-
scheckkonto) zu erlegen.

(2) Wertpapiere, an denen Umsatzge-
schäfte zu besorgen sind, sollen i n der Regel
bei der Verwahrungsabteilung erlegt werden.

(3) Vollstrecker dürfen Wertgegenstände
und Wertpapiere über 4000 S unmit telbar
nur erlegen, wenn die Entfernung der zu-
ständigen Verwahrungsabtei lung den sofor-
t igen Erlag bei dieser ausschließt.

(4) "Wenn es die örtlichen Verhältnisse,
insbesondere die Notwendigkei t , die Rech-
nungsführung zu entlasten, gebieten, kann
der Präsident des Oberlandesgerichtes aus-
nahmsweise für einzelne Gerichte anordnen,
d a ß auch Beträge unter 4000 S, jedoch nicht
unter 1000 S, auf das Postscheckkonto der
Verwahrungsabteilung erlegt (überwiesen)
werden müssen; er k a n n ferner anordnen,
d a ß auch Erläge gewisser Ar t über 4000 S
bis zum Höchstbet rag von 10.000 S unmittel-
bar erlegt werden dürfen.

§ 5. (1) Die Parteien sind erforderlichenfalls
anzuleiten, daß sie an de r richtigen Stelle er-
legen; hiezu s ind ihnen die nöt igen Erlagscheine
. kostenlos beizustellen.

(2) Ist e in z u r Verwahrungsabtei lung gehöriger
Erlag v o m Rechnungsführer ü b e r n o m m e n wor-
den, so ha t das Gericht diesem die Abgabe a n die
Verwahrungsabte i lung oder die Überweisung auf
deren Postscheckkonto aufzutragen. Wird ein zu
Gericht gehöriger Erlag bei der Verwahrungs-
abteilung gemacht, so ha t das Verwahrschafts-
gericht die Abgabe a n den Rechnungsführer des
Gerichtes z u verfügen; doch ist die Abgabe v o n
Beträgen, die bei de r Verwahrungsabtei lung er -
lagt wurden , deshalb allein, weil sie die für die
Verwahrungsabtei lung festgesetzte Wertgrenze
(§ 4, lit. b) nicht erreichen, nicht anzuordnen.
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(3) In den Amtsräumen der Gerichte und der
Verwahrungsabteilungen ist in auffälliger Weise,
allenfalls an mehreren Stellen, durch Anschlag be-
kanntzumachen, welche Erläge bei der Ver-
wahrungsabteilung. des Oberlandesgerichtes er-
folgen müssen, und daß andere Einzahlungen
und Erläge nur beim Rechnungsführer statt-
finden dürfen. Hiebei sind die Amtsstunden der
Verwahrungsabteilung sowie Name und Amts-
zimmer des Rechnungsführers anzugeben.

A r t e n des g e r i c h t l i c h e n E r l a g e s .

§ 6. Ein Erlag, gleichviel ob bei einer Ver-
wahrungsabteilung oder unmittelbar, kann be-
wirkt werden:

1. durch Einzahlung oder Überweisung von
Geldbeträgen auf das Scheckkonto des Gerichtes
oder der Verwahrungsabtetilung (§ 8);

2. durch Postanweisung oder durch Zahlungs-
anweisung im Scheckverkehr zur Barzahlung
(§§ 9 bis 11);

3. durch Wertsendung (Wertbrief, Paket mit
Wertangabe, §§ 12 bis 14);

4. durch Übergabe des Erlagsgegenstandes an
die Verwahrungsabteilung, an den Rechnungs-
führer oder, wo dies ausnahmsweise zugelassen
ist, zum Beispiel bei Vadien, an den Richter (per-
sönlicher Erlag, §§ 15 bis 19). Ein Erlag beim
Richter ist so rasch wie möglich an die Verwah-
rungsabteilung oder den Rechnungsführer weiter-
zugeben oder in ein zu sperrendes Einlagebuch
einer Sparkasse einzulegen.

F ö r d e r u n g des b a r g e l d l o s e n Ver-
kehres .

§ 7. (1) Rechnungsführer und Verwahrungs-
abteilungen dürfen Bargeld nur annehmen,

a) wenn der Zweck des Erlages einen Barvor-
rat erfordert,

b) wenn das Ablehnen des Erlages der Partei
Nachteile oder besonderen Zeitverlust
brächte oder die Geschäftsführung des Ge-
richtes erschwerte, insbesondere wenn
anders nicht mehr rechtzeitig oder nicht
rasch genug erlegt werden könnte. In allen
anderen Fällen ist der Erleger auf den Post-
scheckverkehr zu verweisen und sind ihm
Erlagscheine der Verwahrungsabteilung
oder des Gerichtes kostenlos beizustellen.

(2) Barbeträge, die ein Rechnungsführer über-
nimmt, hat er, soweit sie nicht wie. Vorschüsse
für Zeugengebühren, Haftkosten usw., bar vor-
rätig 6ein müssen oder sofort den Bezugsberech-
tigten bar ausgefolgt werden können, spätestens
am folgenden Werktage mit Erlagschein auf das
Scheckkonto des Gerichtes einzuzahlen, allenfalls
nach richterlicher Weisung auf ein zu sperrendes
Einlagebuch einer Sparkasse einzulegen.

II. Besondere Bestimmungen über Erläge.

E r l a g z u r G u t s c h r i f t a u f S c h e c k -
k o n t o .

§ 8. (1) Bei der Einzahlung mit Erlagschein
sind auf dem hiefür bestimmten Abschnitt der
Zweck der Einzahlung, die Geschäftszahl und das
Gericht, für das der Erlag bestimmt ist, genau
anzugeben.

(2) Bei der Überweisung v o n e inem Scheck-
kon to ohne Verwendung eines Erlagscheines
sind die nach Abs. (1) notwendigen Angaben auf
dem Empfängerabschnitt der Einzelüberweisung
oder der Gutschriftsanweisung zu machen.

(3) Wenn das Gericht einer weiteren Mitteilung
über Grund u n d Zweck des Erlages bedarf, zum
Beispiel bei Erlägen nach § 1425 ABGB., ist diese
in einer Eingabe a n das Gericht zu machen, die
zur Beisetzung der Buchungsangaben bei der Ver-
wahrungsabteilung überreicht werden kann.

(4) Hängt eine gerichtliche Verfügung davon
ab, daß ein Erlag innerhalb bestimmter Frist
bewirkt wird, so kann das Gericht annehmen,
daß nicht erlegt wurde, wenn ihm nicht
spätestens am letzten Tag der Frist der vom
Postamt mit der Einzahlungsbestätigung ver-
sehene Empfangsschein vorgewiesen wird.

E r l a g mit Postanweisung oder Zah-
lungsanweisung.

§ 9. (1) Bei Erlägen mit Postanweisung sind die
im § 8, Abs. (1), genannten Angaben auf der
Rückseite des Abschnittes der Postanweisung zu
machen. Der Erlag gilt schon vor dem Eintreffen
der Postanweisung als bewirkt, wenn der Auf-
gabeschein bei Gericht vorgewiesen wird. Die
Abs. (3) und (4) des § 8 sind sinngemäß anzu-
wenden.

(2) Die Gerichte halben durch Überreichen einer
entsprechend ausgefertigten Vollmacht das Ab-
gabepostamt ein für allemal zu ersuchen, Post-
anweisungen, mi t Ausnahme der mi t dem Ver-
merk „Bar auszuzahlen" versehenen, der tele-
graphischen u n d der sonstigen durch Eilboten
zuzustellenden Postanweisungen auf ihr Scheck-
konto zu überweisen. Auch in diesem Falle
k o m m t dem Gericht der Abschnitt der Postan-
weisung zu.

(3) W i r d der zu erlegende Be t rag aus e inem
Scheckkonto z u r Ba rzah lung angewiesen, so s ind
die nach § 8, Abs . (1), n o t w e n d i g e n Angaben
auf dem Empfängerabschni t t d e s Einzelschecks
oder der Zahlungsanweisung zu machen.

§ 10. Langen bei Gericht Zahlungsanweisungen
der Postsparkasse ode r Pos tanweisungen [siehe
die A u s n a h m e n in § 9, Abs. (2)] e in , so ha t sie
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der abholende Beamte (der Postzusteller) dem
Rechnungsführer vorzulegen. Dieser prüft nach
den Angaben auf dem Abschnitt, ob der ange-
wiesene Betrag vom Gericht zu übernehmen oder
an die Verwahrungsabteilung zu leiten ist (§ 4).

a) Ist der Betrag vom Gericht zu übernehmen
und wird er bar benötigt, so versieht der
Rechnungsführer die Post- oder Zahlungs-
anweisung unter Beidruck des Gerichts-
siegels mit der Empfangsbestätigung und
läßt den Betrag sich auszahlen oder ab-
holen. Ist der Betrag vom Gericht zu über-
nehmen, wird er aber nicht bar benötigt
und liegt auch nicht der Fall des § 7;
Abs. (1), lit. b, vor, so fügt der Rechnungs-
führer der Anschrift der Postanweisung mit
rotier Tinte die Worte „Durch das Post-
sparkassenamt (zur Gutschrift auf Konto
Nr. . . des . . . . Gerichtes . . . .)" bei
oder versieht die Zahlungsanweisung mit
dem Vermerk „Zur Gutschrift auf Konto
Nr. . . des . . . . Gerichtes . . . ." und
stellt die Anweisung der Post zurück.

b) Ist dagegen der Erlag an die Verwahrungs-
abteilung zu leiten, so fügt der Rechnungs-
führer der Anschrift der Postanweisung mit
roter Tinte die Worte „Durch das Post-
sparkassenamt (zur Gutschrift auf Konto
Nr. . . der Verwahrungsabteilung beim
Oberlandesgericht . . . .)" bei oder ver-
sieht die Zahlungsanweisung mit dem Ver-
merk „Zur Gutschrift auf Konto Nr. . .
der Verwahrungsabteilung beim Ober-
landesgericht . . . ." und stellt die An-
weisung der Post zurück.

§ 11. (1) Läßt das Gericht oder die Verwah-
rungsabteilung einen Betrag, der 10.000 S über-
steigt, abholen oder vom Abholer auf das Konto
einzahlen, so ist der Abholer von einem zweiten
Beamten zu begleiten.

(2) Wird im Falle des § 10, lit. a, der Betrag
bar übernommen, so ist er sofort, bei Gutschrift
auf das Scheckkonto des Gerichtes erst auf Grund
des Kontoauszuges in die Amtsrechnung (Spalte
für Parteiengelder) einzutragen. Im Falle des
§ 10, lit. b, entfällt eine Eintragung bei Gericht.

E r l a g m i t W e r t s e n d u n g .

§ 12. (1) Langt für das Gericht eine Wertsen-
dung ein (Wertbrief oder Paket mit Wert-
angabe), so legt der abholende Beamte den Bezug-
schein zu dieser Sendung (bei Wertbriefen Ab-
gabeschein, bei Paketen Paketkarte) dem Rech-
nungsführer vor. Dieser prüft nach den Angaben
auf dem Bezugschein, ob die Sendung vom Ge-
richt zu übernehmen oder an die Verwahrungs-

abteilung zu übersenden ist. In letzterem Falle
fügt der Rechnungsführer der Anschrift auf dem
Bezugschein mit roter Tinte die Worte „An die
Verwahrungsabteilung beim Oberlandesgericht
. . . ." bei und stellt den Bezugschein der Post
zurück.

(2) Die Bezugscheine m i t der Empfangsbes tä-
t igung zu versehen, ist bei Gerichten de r Rech-
nungsführer oder, wenn die Sendung zu H a n d e n
des Gerichtsvorstehers gestellt ist, de r Gerichts-
vorsteher berufen, bei den Verwahrungsabtei -
lungen sind hiezu die Beamten de r Einlaufstelle
berufen.

(3) Die Abs. (3) u n d (4) des § 8 sind s inngemäß
anzuwenden.

A . Bei Abholung der Sendung von der Post.

§ 13 . (1) Zur Abholung der Bezugscheine haben
sich die Gerichte und Verwahrungsabteilungen
der Postabholbücher zu bedienen. Die abzu-
holenden Sendungen sind, wenn ihr W e r t zu-
sammen 10.000 S übersteigt, durch zwei Beamte
abzuholen.

(2) Der Abholer ha t in Gegenwart des Pos t -
beamten die Unverletzthei t der Verpackung (des
Umschlages) und des Verschlusses (der Siegel) der
Wertsendung zu prüfen. Wertbriefe, die offen,
das heißt unter postamtlicher Gegensiegelung auf-
gegeben wurden, ha t er in Gegenwart des Post -
beamten ohne Verletzung der Siegel (durch Auf-
schneiden des Umschlages) z u öffnen; de r Inhal t
ist zu prüfen (zu zählen); ergibt sich ein Anstand,
so ist unter Zurücknahme des Bezugscheines die
Einleitung des postamtlichen Verfahrens zu ver-
anlassen und dem Gerichtsvorsteher (Leiter der
Verwahrungsabteilung) zu berichten.

(3) Verschlossen aufgegebene Wertbriefe und
Pakete mit Wer tangabe sind nach dem Abholen
vom Rechnungsführer (von den übernehmenden
Beamten der Verwahrungsabteilung) auf die U n -
verletztheit der Verpackung (des Umschlages) und
des Verschlusses (der Siegel) zu prüfen und so-
dann zu öffnen. Der Inha l t ist zu prüfen und
ein Anstand dem Gerichtsvorsteher (Leiter der
Verwahrungsabteilung) zu melden. Ist die Sen-
dung zu H a n d e n des Gerichtsvorstehers gestellt,
so ha t sie der Rechnungsführer in Gegenwart des
Gerichtsvorstehers oder dessen Stellvertreters zu
öffnen. Der Gerichtsvorsteher ha t gegebenenfalls
den Erlag bei der Verwahrungsabtei lung zu ver-
anlassen.

B. Bei Zustellung der Sendung durch die Post.

§ 14. Werden Bezugschein und Wertsendung
vom Postzusteller überbracht, so haben der Rech-
nungsführer oder die übernehmenden Beamten
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der Verwahrungsabteilung so vorzugehen, wie es
im § 13, Abs. (2), für den Abholer vorgeschrieben
ist. Der § 13, Ab6. (3), ist anzuwenden.

P e r s ö n l i c h e r E r l a g .

A. Bei den Verwahrungsabteilungen.

§ 15. (1) Die Verwahrungsabteilungen sind, un-
beschadet des § 7, Abs. (1), verpflichtet, jeden
nach.§ 1 zum Erlag bei Gericht geeigneten Gegen-
stand, den ihnen eine Partei als zivil- oder straf-
gerichtliches Verwahrnis für ein Gericht ihres
Amtsbereiches persönlich übergibt, anzunehmen.

(2) Jedem persönlichen Erlag, auch e inem Erlag
durch Gerichtsabgeordnete, muß ein Erlagsanbrin-
gen zugrunde liegen. Als solches kann dienen:

a) ein an das Verwahrschaftsgericht gerich-
tetes, aber bei der Verwahrungsabtei lung
zu überreichendes Erlagsgesuch;

b) ein gerichtliches Geschäftsstück, das sich auf
den Erlag bezieht, zum Beispiel ein Be-
schluß, worin der Erlag aufgetragen wird,
ein protokollarisches Erlagsgesuch, das
Pro tokol l über den Versteigerungstermin,
de r Bericht des Vollstreckers über die Ver -
wahrung (§ 259 EO.) oder die A b n a h m e
(§ 296 EO.) von Wer tpap ie ren ;

c) ein von de r Verwahrungsabte i lung nach
den Angaben des Erlegers aufzunehmender
Amtsvermerk , den der Erleger zu un te r -
schreiben ha t .

(3) Erlegt eine Partei mehrere Wer tpapiere
oder Kostbarkeiten, so ha t sie ein Erlagsgesuch
mit zwei Gleichschriften vorzulegen, wor in die
Erlagsgegenstände gleichlautend m i t d e m Gesuche
(im Durchschreibverfahren) aufgezählt werden.

§ 16. (1) Das Erlagsanbringen m u ß N a m e n ,
Beruf und! W o h n o r t des Erlegers u n d allenfalls
des Gläubigers, für d e n hinter legt wird, die ge-
naue Bezeichnung des zu erlegenden Gegen-
standes u n d den Zweck angeben, wozu der Erlag
gemacht w i rd ; ferner ist anzugeben, ob der E r -
lag i n eine neue oder in eine bereits bestehende
Masse gehört .

(2) Wer tpapiere sind durch Angabe de r Ga t -
tung, der Stückzahl, des Nennbetrages d e r Stücke
und der Fälligkeit des ersten anhaftenden Zins-
scheines z u bezeichnen; bei ver losbaren Papieren
sind überdies N u m m e r u n d Reihe (Serie), bei
Namenspapieren auch de r N a m e anzuführen, auf
den sie lauten. W e n n einem Wer tpap ie r der Er-
neuerungsschein oder die Zinsscheine u n d der Er-
neuerungsschein ode r einzelne Zinsscheine fehlen,
ist dies zu bemerken.

(3) Bei Einlagebüchern sind Anstal t , Buch-
n u m m e r u n d d e r letzte Saldo mi t Tagesangabe
anzuführen.

(4) Kostbarkeiten, auch Handelsmünzen , ferner
ausländische M ü n z - u n d Geldsorten sind nach
Zahl u n d A r t , nach Stoff, Fo rm, sonstigen Kenn-
zeichen und besonderen Eigenschaften z u bezeich-
nen. Auch ist d e r nach den §§ 21 u n d 22 er-
mi t t e l t e Schätzwert anzugeben.

(5) Bei i n Geld umse tzbaren U r k u n d e n sind
Ar t , Aussteller u n d sonstige z u r Unterscheidung
von ähnlichen U r k u n d e n dienende Merkmale an-
zugeben.

(6) Erlagsanbringen unterl iegen derselben Ge-
richtsgebühr wie Eingaben im Verfahren außer
Streitsachen.

§ 17. In d e n Fällen des § 15, Abs. (2), lit . a
und c, ha t de r Leiter d e r Verwahrungsabtei lung
die Zulässigkeit des beabsichtigten Erlages nach
den § § 1 u n d 7 zu prüfen; findet e r die Annahme
für unzulässig, so ha t er sie schriftlich u n t e r An-
gabe der G r ü n d e abzulehnen. Bei Ablehnung
kann de r Erleger b innen 14 Tagen die Über -
prüfung durch den Präsidenten des Oberlandes-
gerichtes verlangen, der unvorgreifl ich de r ge-
richtlichen Genehmigung des Erlages über die
A n n a h m e entscheidet. I m Falle d e r nachträglichen
gerichtlichen Genehmigung gil t der Erlag als be-
reite i m Ze i tpunk t des ursprünglichen Erlags-
anbringens bewirkt . I m Falle des § 15, Abs. (2),
lit. b , darf die Verwahrungsabtei lung die A n -
n a h m e nicht ablehnen.

§ 18. (1) Bei der A n n a h m e haben die beiden
übernehmenden Beamten d e n Erlagsgegenstand
in Gegenwar t des Erlegers mi t d e m Inhal t des
Erlagsanbringens genau zu vergleichen; nöt igen-
falls ist das Erlagsanbringen in einem Anhang
zu berichtigen. Eine etwaige Berichtigung oder
den Ums tand , daß das Erlagsanbringen wesent-
liche Ausbesserungen aufweist, h a t de r Erleger
mi t seiner Unterschrif t zu bestätigen.

(2) D ie Ü b e r n a h m e des Erlagsgegenstandes ist
auf dem Erlagsanbringen durch Einsetzen der
Postzahl des Einnahmetagebuches sowie durch
Amtssiegel, Tagesangabe u n d Unterschrif t d e r
beiden übernehmenden Beamten ersichtlich zu
machen. D e r Erleger erhäl t eine mi t d e m A m t s -
siegel versehene Bestätigung, die alle wesentlichen
Merkmale des Erlages enthal ten m u ß u n d auf
Verlangen des Erlegers gegen Einziehung ihrer
ursprünglichen Ausfertigung auf den gericht-
lichen Verwahrauf t rag zu über t ragen ist. Hiefür
k a n n d ie Bestät igung nach Geo. -Form. N r . 114 b
verwendet werden. In den Fällen des § 15,
Abs. (3), w i rd d ie Ü b e r n a h m e auf einer Gleich-
schrift des Erlagsgesuches bestätigt.
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B. Bei Gericht.

§ 19. (1) Der Rechnungsführer darf Erläge, die
nicht in Geld bestehen, nur von Gerichtsabgeord-
neten, von Vollstreckern oder nach richterlicher
Weisung entgegennehmen.

(2) Die Übernahme der Verwahrnisse hat der
Rechnungsführer zu bestätigen. Hiefür stehen die
Amtsbestätigungen nach Geo.-Form. Nr. 114 a
und b zur Verfügung.

W e r t g e g e n s t ä n d e , d i e i n B r i e f e n
o d e r P a k e t e n o h n e Wertangabenein-

l a n g e n .

§ 20. Findet sich in einem bei Gericht ein-
gelangten Brief oder Paket ohne Wertangabe ein
Wertgegenstand vor, so ist er, soweit es sich nicht
um Beweisgegenstände [§ 1, Abs. (5), und § 675
Geo.] handelt, an den Rechnungsführer gegen
Bestätigung [§ 19, Abs. (2)] abzugeben und von
diesem nach Eintragung in dem besonderen Ab-
schnitt des Geldbuches (§ 48 GEAV.) gegebenen-
falls an die Verwahrungsabteilung weiterzuleiten.

Schätzung.

§ 2 1 . (1) Juwelen u n d andere Kostbarkei ten sind
in der Regel beim Erlag i n einer V e r w a l t u n g s -
abtei lung durch e inen gerichtlich beeideten Sach-
verständigen, womöglich i n Gegenwar t der Par-
tei, nach A r t , F o r m u n d wesentlichen Kenn-
zeichen z u beschreiben u n d z u schätzen. V o n d e r
Schätzung k a n n abgesehen werden, w e n n der Er-
leger nachweist, daß de r W e r t bereits gerichtlieh
festgestellt wurde .

(2) Langen Juwelen oder andere Kostbarkei ten
mit der Post ein, so ist zum Öffnen der Sendung
ein Schätzmeister zuzuziehen, wenn der bei der
Post angegebene Wert 4000 S übersteigt. Aber
auch wenn ein geringerer Wert angegeben ist,
hat das Gericht eine nachträgliche Schätzung zu
veranlassen, wenn die Verwahrungsabteilung
einen höheren Wert als 4000 S vermutet.

(3) D e r Schätzmeister h a t das Ergebnis der
Schätzung auf d e m Erlagsanbr ingen ersichtlich
zu machen u n d dieses z u unterschreiben. I n Exe-
kutionssachen ist bei der Schätzung auch der
Edelmeta l lwer t festzustellen.

(4) Ist ke in Schätzmeister z u r H a n d , so haben
sich die ü b e r n e h m e n d e n Beamten im Erlags-
bericht über den Wert zu äußern; das Ver-
wahrschaftsgericht kann nachträglich die
Schätzung veranlassen.

B e s o n d e r e V o r s c h r i f t e n ü b e r d i e
S c h ä t z u n g b e i m E r l a g d u r c h Ge-
richtsabgeordnete u n d V o l l s t r e k -

k e r .

§ 22. (1) Werden Gegenstände nach .den §§ 45
und 192 a AusstreitG. von einem Gerichts-
abgeordneten oder nach den §§ 259 und 298 EO.
vom Vollstrecker gerichtlich erlegt oder auf An-

ordnung des Konkursgerichtes nach § 77 KO. ver-
wahrt, so gilt folgendes:

1. Wenn der Wert nach Ansicht des Gerichts-
abgeordneten oder Vollstreckers 4000 S nicht
übersteigt und auch die Verwahrungsabteilung
keinen höheren Wert vermutet, hat der Gerichts-
abgeordnete oder Vollstrecker den Wertgegen-
stand selbst nach Art, Form und wesentlichen
Kennzeichen zu beschreiben, ihn zu schätzen und
die Schätzung durch seine Unterschrift zu be-
stätigen.

2. Wenn aber der Gerichtsabgeordnete oder
Vollstrecker oder die Verwahrungsabteilung
einen Wert über 4000 S vermutet, ist zu unter-
scheiden:

a) ist die sofortige Beiziehung eines Schätz-
mannes möglich, so hat der Gerichtsabge-
ordnete oder Vollstrecker die Beschreibung
und Bewertung durch einen gerichtlich be-
eideten Schätzmeister sogleich beim Erlage
zu veranlassen;

b) in allen anderen Fällen hat der Gerichts-
abgeordnete oder. Vollstrecker den Wert-
gegenstand selbst zu beschreiben; die
Schätzung ist später vom Gericht zu ver-
anlassen.

(2) Notare als Beauftragte des Gerichtes gelten
als Gerichts abgeordnete im Sinne dieser Bestim-
mungen.

K o s t e n d e r S c h ä t z u n g .

§ 23. Die Kosten der Schätzung hat der Er-
leger zu tragen. Ihre Bestimmung obliegt dem
Gericht. Die Hereinbringung erfolgt nach den
Bestimmungen des Gerichtlichen Einbringungs-
gesetzes. Im Exekutionsverfahren ist die Schätz-
gebühr, wenn sie nicht der betreibende Gläubiger
berichtigt, nach Möglichkeit aus dem Erlös her-
einzubringen.

E r l a g s b e r i c h t , V e r w a h r a u f t r a g .

§ 24. (1) Über jeden Erlag hat die Ver-
wahrungsabteilung ungesäumt dem Gericht zu
berichten. Dies geschieht in den Fällen des § 15,
Abs. (3), durch Übersenden des mit den
Buchungsangaben versehenen Erlagsgesuches, in
allen übrigen Fällen durch Übersendung des
blauen Blattes des Bestätigungsheftes (Geo.-Form.
Nr. 114 b) oder eines kurzen Amtsvermerkes
mit den genannten Angaben.

(2) Das Gericht hat den Verwahrauftrag
zu erlassen oder sonst sachgemäß zu verfügen
und hievon die Verwahrungsabteilung und den
Erleger, bei Erlägen nach § 1425 ABGB., soweit.
dies möglich ist, auch den Gläubiger, durch je
eine Beschlußausfertigung zu verständigen. Im
Verwahrauftrag ist anzugeben, ob der Erlag
in eine neue Masse oder in welche der bereits
bestehenden Massen er gehört.
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(3) Sowohl im Erlagsbericht als auch in den
das Verwahrnis betreffenden Gerichtsbeschlüssen
sind die Erlagsgegenstände zu bezeichnen (§ 16).

(4) W i r d der Er lag durch das Gericht nicht
genehmigt, so ha t es ihn mit Beschluß zurück-
zuweisen. Ein solcher Beschluß gilt, sobald er
rechtskräftig geworden ist, als Ausfolgeauftrag
u n d ist der Verwahrungsabte i lung erst nach Ein-
t r i t t und mi t der Bestätigung der Rechtskraft
zuzustellen,

§ 25. Der Rechnungsführer hat die zuständige
Gerichtsabteilung von allen Erlägen schriftlich zu
verständigen. Dies geschieht durch Übersendung
des blauen Blattes aus dem Bestätigungsheft
[§§ 48, Abs. (5) und 51 GEAV. ] . Hiebei ist
der Grund des Erlages anzuführen.

III. Vormerkungen.

A l l g e m e i n e s .

§ 26. (1) Ist ein Verwahrnis einer Substitution
oder einer gleichzuhaltenden Anordnung [§ 158,
Abs. (1), AusstreitG.] unterworfen oder wird es
durch Exekution oder einstweilige Verfügung
getroffen (§ 27), so hat das Verwahrschafts-
gericht [§ 2, Abs. (3)] der Verwahrungsabteilung
aufzutragen, bei der Masse im Hinterlegungs-
massebuch oder im Hinterlegungsgeldbuch das
Substitutionsband oder das Ausfolgeverbot vor-
zumerken. Das Verwahrschaftsgericht kann auch
die Vormerkung anderer Rechtsverhältnisse an
dem Verwahrnis und die Löschung von Vor-
merkungen auftragen. Gegenstand einer Vor-
merkung können demnach auch sein: Die außer-
gerichtliche Veräußerung der Verwahrnisse, ihre
Verpfändung, die Einräumung eines Frucht-
genußrechtes, eine letztwillige Beschränkung usw.

(2) Ein gerichtlicher Auftrag zu wieder-
kehrenden Ausfolgungen oder zu wieder-
kehrenden Umsatzgeschäften [§ 35, Abs. (2) und
(3)] ist auch ohne besondere Weisung von der
Verwahrungsabteilung vorzumerken.

(3) In anderen Fällen h a t das Gericht zugleich
mi t der Weisung den W o r t l a u t der Vormerkung
in bestimmter, möglichst kurzer Fassung vorzu-
schreiben. Bezieht sich das vorzumerkende Rechts-
verhäl tnis nicht auf die ganze Masse, so ist im
Beschluß der Teil , wofür die Vormerkung zu
gelten h a t , genau zu bezeichnen.

(4) Über den Vollzug jeder Vormerkung ha t
die Verwahrungsabte i lung dem Gericht zu be-
richten.

E x e k u t i o n u n d e i n s t w e i l i g e
V e r f ü g u n g .

§ 27. Die Pfändung des Anspruches auf Aus-
folgung eines Verwahrnisses oder der Vollzug
eines Drittverbotes mit einstweiliger Verfügung
ist durch Zustellung des gerichtlichen Verbotes

an das Verwahrschaftsgericht als bewirkt anzu-
sehen. Eine Ausfertigung dieses Beschlusses ist
jedoch auch an die Verwahrungsabteilung zuzu-
stellen und von dieser zu dem Akt der Verwahr-
schaftsmasse zu nehmen. Das Verwahrschafts-
gericht hat der Verwahrungsabteilung unverzüg-
lich die im Hinblick auf die Pfändung (einst-
weilige Verfügung) erforderlichen Weisungen zu
erteilen. Die Verwahrungsabteilung ist jedoch
befugt, vom Zeitpunkt der Zustellung des Be-
schlusses (Pfändung, einstweilige Verfügung), mit
der Ausfolgung bis auf Weisung des Verwahr-
schaftsgerichtes vorläufig zuzuwarten und die
Pfändung (einstweilige Verfügung) vorläufig vor-
zumerken.

W i r k u n g d e r V o r m e r k u n g .

§ 28. Mit Vormerkungen belastete Massen darf
die Verwahrungsabteilung nur ausfolgen oder
umsetzen, wenn dem Auftrag beigefügt ist, daß
er ungeachtet der Vormerkung durchzuführen ist.
Die Vormerkung wirkt bei einem Umsatzgeschäft
(§ 29 und 30) auch auf die an Stelle der ursprüng-
lichen Werte angeschafften Verwahrnisse.

IV. Umsatzgeschäfte.

§ 29. (1) Die Verwahrungsabteilungen haben an
den hinterlegten Gegenständen die erforderlichen
Umsatzgeschäfte zu besorgen. Solche Umsatz-
geschäfte sind insbesondere:

1. Die Besorgung von Geldeinlagen, Zinsen-
zuschreibungen, Geldbehebungen, Kündigungen
sowie Sperren u n d Freischreibungen von Einlage-
bücherri bei Sparkassen und anderen Geld-
anstal ten;

2. Ankäufe u n d Verkäufe von Wertpapieren
und Zahlungsmitteln fremder Währung und die
Umwechslung solcher Zahlungsmittel;

3. Einlösung, Umtausch und Vorlage zur Ab-
stempelung von Wertpapieren, Einlösung fälliger
und Beschaffung neuer Zins-, Gewinn- und
Anteilscheine u n d die Beschaffung neuer Zins-
scheinbogen u n d Erneuerungsscheine;

4. Einzahlungen auf nicht voll eingezahlte Wer t -
papiere, Ausüben von Bezugsrechten u. dgl.

(2) Die Verwahrungsabteilungen haben Um-
satzgeschäfte der im Abs. (1) bezeichneten Art in
der Regel durch das Postsparkassenamt ausführen
zu lassen, sofern nicht Umstände des Falles die
Inanspruchnahme einer anderen Verwahrungs-
abteilung oder einer Bank als zweckmäßiger
erscheinen lassen oder es sich nicht um (Geschäfte
handelt , wozu das Postsparkassenamt nach seinen
Geschäftsbestimmungen nicht berufen ist.

(3) Der Oberlandesgerichtspräsident kann mit
Banken besondere Vereinbarungen über den Voll-
zug von Umsatzgeschäften treffen. Soweit es an
solchen Vereinbarungen mangelt , gilt als Regel,
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daß die Verwahrungsabteilung den Kaufpreis
sowie den Kauf- oder Tauschgegenstand nur
gegen gleichzeitige Übernahme des Gegenwertes
oder einer anderen Deckung zu übergeben hat.
Sind die von der Verwahrungsabteilung benötig-
ten Wertpapiere nicht sofort verfügbar, so hat
sie lediglich einen Kaufauftrag zu erteilen und
erst nach Einlangen der bestellten Wertpapiere
das Umsatzgeschäft zu vollziehen.

§ 30. (1) Die Umsatzgeschäfte werden nur auf
Grund richterlichen Auftrages vorgenommen,
sofern sich nicht die Notwendigkeit zur Vor-
nahme aus den Wertpapieren selbst ergibt, oder
es sich um Geschäfte handelt, zu deren Vornahme
in einer zu amtlichen Verlautbarungen bestimmten
Zeitung aufgefordert wurde. In den beiden
letzteren Fällen besteht jedoch keine vermögens-
rechtliche Haftung der Beamten oder des Bundes.

(2) In den gerichtlichen Aufträgen zur Vor-
nahme von Umsatzgeschäften sind diese sowie
die etwaigen besonderen Bedingungen ihrer
Durchführung bestimmt anzugeben und die
betreffenden Wertgegenstände genau (§§ 16 und
35), zu bezeichnen.

(3) Mit dem Auftrage zur Vornahme von
Umsatzgeschäften darf das Gericht nur Aufträge
zur gerichtlichen Hinterlegung oder sofortigen
Erfolglassung der Umsatzgegenstände oder der
erzielten Gegenwerte verbinden!.

(4) Kann die Höhe des Gegenwertes in dem
gerichtlichen Auftrage nicht ziffernmäßig ange-
führt werden, so bedarf es, auch wenn der
Gegenwert in Bargeld besteht, keines weiteren
gerichtlichen Beschlusses zur Angabe des Betrages
(Deckungsbeschluß), wenn dieser durch die Bank-
rechnung oder den Sparkassenschein belegt ist.

(5) Eines besonderen Empfangsauf t rages bedarf
es auch d a n n nicht, wenn das wieder erlegte E i n -
lagebuch infolge Zinsenzuschreibung auf einen
höheren Betrag lautet , als sich aus dem gericht-
lichen Beschluß ergibt.

(6) Über die Durchführung de r Umsa tz -
geschäfte ha t die Verwahrungsabte i lung dem
Verwahrschaftsgericht zu berichten.

(7) D i e Best immungen der §§ 29 u n d 30 gelten
sinngemäß für den Rechnungsführer; er darf
Umsatzgeschäfte nur auf G r u n d schriftlichen
richterlichen Auftrages v o r n e h m e n .

V . Ausfolgung (Erfolglassung).

A u s f o l g u n g b e i G e r i c h t .

§ 3 1 . (1) Die bei Gericht erlegten W e r t e darf
der Rechnungsführer nur auf G r u n d eines schrift-
lichen Auftrages des Richters oder des hiemit
betrauten Beamten ausfolgen. Die für den
Rechnungsführer best immte Ausfertigung dieses
Beschlusses ist vom Richter (dem hiemit be t rau ten

Beamten.) eigenhändig zu unterschreiben. Ü b e r
die Durchführung h a t der Rechnungsführer
schriftlich zu berichten.

(2) Geld ist grundsätzl ich im W e g e des Scheck-
verkehres auszufolgen; einer Empfangsbestät igung
bedarf es hiebei nicht. Bei persönlicher Ausfolgung
h a t der Übernehmer den Empfang zu bestätigen;
bei Wer ten , die in dem be6onderen Abschnit t
(Band) des Geldbuches eingetragen sind (§ 48
G E A V . ) genügt die Unterschrift des Empfängers
im Geldbuch. Ist der Empfänger dem Rechnungs-
führer nicht persönlich bekannt , so ha t er sich
au6zuweisen (§ 40) .

(3) W e n n der empfangenden Par te i oder Dienst-
stelle über den G r u n d der Ausfolgung oder die
Bestimmung des übersendeten Betrages Zweifel
entstehen könnten, ist ihr darüber das Erforder-
liche mitzuteilen.

(4) Im übrigen gelten die folgenden Bestim-
mungen über die Ausfolgung aus Verwahrungs -
abteilungen sinngemäß.

A u s f o l g u n g a u s V e r w a h r u n g s -
abteilungen. Ausfolgeauftrag

( E r f o l g l a s s u n g s a u f t r a g ) .

§ 32. (1) Die Verwahrungsabteilungen dürfen
ein Verwahrnis nur nach einem schriftlichen Auf-
t rag de6 Verwahrschaftsgerichtes ausfolgen. Eine
Ausfertigung des Ausfolgeauftrages ist der Ver-
wahrungsabteilung, eine zweite dem Empfangs-
berechtigten, und wenn der Erleger eine von
diesem verschiedene Person ist, auch jenem zuzu-
stellen. D ie für die Verwahrungsabtei lung be-
stimmte Ausfertigung ha t der Richter (Vor-
sitzende) zu unterschreiben [§ 79, Abs. (2) G O G . ] ;
sie ist mi t dem besonderen Siegel [§ 70, Abs. (2)
Geo.] zu versehen und darf nicht der Par te i zum
Überbringen an die Verwahrungsabteilung über-
lassen werden.

(2) H a b e n zur Ausführung des gerichtlichen
Beschlusses andere Stellen mitzuwirken (ist zum
Beispiel eine Sperre oder Breischreibung zu be-
wirken oder ist das Verwahrnis einer anderen
Stelle zu übersenden), so sind auch die Ausferti-
gungen für diese anderen Stellen der Verwah-
rungsabteilung zum Weiterbeförderin zuzustellen.

(3) Der Ausfolgeauftrag m u ß den Empfangs-
berechtigten (§ 34), den Gegenstand, de r auszu-
folgen ist (§ 35), u n d die Masse, worin dieser
Gegenstand erliegt, genau bezeichnen.

(4) W i r d die Ausfolgung auf. Einschreiten einer
Par te i bewill igt , so ist gekürzte Ausfertigung nach
§ 79, letzer Absatz , G O G . , zulässig, wenn das
in den Schriftsätzen und Halbschriften enthaltene
Begehren einen sachgemäß gefaßten und klaren
Auftrag an die Verwahrungsabteilung enthält
und wenn dem Begehren vollständig stattgegeben
wird. Das besondere Siegel ist auch auf diesen
gekürzten Ausfertigungen anzubringen.
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(5) Die Aufträge zur Vornahme von Umsatz-
geschäften (§§ 29 und 30), müssen auch den Be-
stimmungen über Ausfolgeaufträge entsprechen.

§ 33. (1) Der Auftrag darf die Ausfolgung nicht
von Bedingungen abhängig machen, deren Er-
füllung zu beurteilen der Verwahrungsabteilung
überlassen wird.

(2) Macht das Gericht die Ausfolgung von der
Rechtskraft seines Beschlusses abhängig, so ist der
Ausfolgeauftrag der Verwahrungsabteilung erst
nach Eintritt und mit der Bestätigung der Rechts-
kraft zuzustellen. Trägt das Gericht der Ver-
wahrungsabteilung auf, einen Teil der Ausfolgun-
gen sofort, einen anderen Teil nach Rechtskraft
des Beschlusses zu vollziehen, so hat es den Be-
schluß der Verwahrungsabteilung sofort zuzu-
stellen, aber beizufügen, daß es den Eintritt der
Rechtskraft nachträglich mitteilen wird.

B e z e i c h n u n g des E m p f a n g s b e r e c h -
t i g t e n .

§ 34. (1) Der Ausfolgeauftrag muß den Em-
pfangsberechtigten nach Namen, Beruf und
W o h n o r t genau bezeichnen. Soll an einen Macht-
haber ausgefolgt werden, so m u ß dieser im Auf-
trag ausdrücklich genannt sein. Die Ausfolgung
an andere als im Auftrag genannte Personen ist
unzulässig. Soll persönlich ausgefolgt werden,
(Behebung § 40), so m u ß auch dann eine physi-
sche Person als empfangsberechtigt angegeben
sein, wenn die Ausfolgung an eine Firma oder
eine Körperschaft verfügt wird.

(2) Wird die Ausfolgung an ein A m t angeord-
net , so ha t die persönliche Ausfolgung (§ 40) an
den Amtsvorstand oder eine nach amtlichen Ur-
kunden zum Empfange von Werten berechtigte
Amtsperson zu geschehen.

(3) Soll e in Verwahrnis a n einen Vollstrecker
zur Vornahme einer Exekutionshandlung ausge-
folgt werden, so ha t das Verwahrschaftsgericht
die Ausfolgung „an den Vollstrecker des
gerichtes" ohne Anführung eines Namens anzu-
ordnen. Die Verwahrungsabteilung hat dann an
die Person auszufolgen, die den Bedingungen des
§ 40 entspricht. Zur Berichtigung der Verwah-
rungsgebühr ist der betreibende Gläubiger vom
Exekutionsgericht zu verhalten; dies ha t das Ver-
wahrschaftsgericht zu überwachen. Im Ausfolge-
auftrag ist erforderlichenfalls auszusprechen, daß
die Verwahrungsgebühr zu stunden ist.

B e z e i c h n u n g des G e g e n s t a n d e s der
A u s f o l g u n g .

§ 35. (1) Der Gegenstand der Ausfolgung ist im
Ausfolgeauftrag genau zu bezeichnen [§ 16,
Abs. (2) bis (5)]. Auszufolgende Geldbeträge sind
in der Urschrift und in den Ausfertigungen des
Beschlusses mit Ziffern, die Schillingbeträge außer-
dem noch mi t Buchstaben zu schreiben.

(2) Zulässig ist nicht nu r der Auftrag, Wer te
sofort auszufolgen, sondern auch der ein für alle-
mal erteilte Auftrag, Zinsen, Zinsscheine, den
Erlös davon, ferner Kapitalsbeträge ode r Wer t -
papiere bestimmter Ga t tung jeweils nach gewissen
Zeiträumen auszufolgen. Ebenso können der
Verwahrungsabteilung regelmäßig wiederkehren-
de Umsatzgeschäfte (§ 29) aufgetragen werden. In
solchen Fällen hat die Verwahrungsabteilung die
bezüglichen Fristen von Amts wegen wahrzuneh-
men, jedoch ohne vermögensrechtliche Haftung
der Beamten oder des Bundes.

(3) Beschlüsse, die eine Partei zu regelmäßig
wiederkehrenden Behebungen ermächtigen, sind
als Ausfolgeaufträge zu behandeln u n d müssen
den Vorschriften der §§ 32 bis 34 entsprechen.

A r t e n der Aus fo lgung .

§ 36. Auszufolgen sind:
1. Geldbeträge
a) im Postscheckverkehr,
b) durch bare Einzahlung beim Postamt auf

Erlagschein oder Postanweisung,
c) ausnahmsweise, besonders in außergewöhn-

lich dringenden Fällen, durch persönliche
Ausfolgung (Behebung);

2. Wertpapiere, Juwelen und andere Kostbar-
keiten

a) durch Übersenden mit eingeschriebenem
Brief, Wertbrief oder Packet mit Wert-
angabe,

b) durch persönliche Ausfolgung (Behebung).

A u s f o l g u n g von Ge ld .

§ 37. (1) Inländisches Geld ist, wenn der Beschluß
nicht ausnahmsweise etwas anderes verfügt, sofort
nach Einlangen des Ausfolgeauftrages, bei wieder-
kehrenden Ausfolgungen nach Eintritt der Fäl-
ligkeit, dem Empfangsberechtigten zu übersenden,
und zwar mit Postscheck, wenn aber der Emp-
fangsberechtigte ein Postscheckkonto besitzt,
durch Überweisung auf dessen Konto, allenfalls
mit einem von ihm beigebrachten Erlagschein
(Erlagscheinüberweisung). Der vorherigen Ein-
sendung einer Empfangsbestätigung des Emp-
fangsberechtigten bedarf es nicht.

(2) Die Versendekosten und die Verwahrungs-
gebühren sind v o n dem auszufolgenden Betrag
abzuziehen.

(3) Die Anschrift in dem v o n der Verwahrungs-
abteilung auszufertigenden Scheck (der Über-
weisung), in der auszufertigenden Zahlungs- oder
Gutschriftsanweisung und in dem von der Partei
beigebrachten Erlagschein m u ß m i t der Bezeich-
nung des Empfangsberechtigten im Ausfolgeauf-
t rag genau übereinstimmen. Auf d e m Abschnitt
des verwendeten Einzelschecks (der Einzelüber-
weisung) oder Erlagscheines sind die erforder-
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lichen Angaben über Gegenstand und Zweck der
Übersendung zu machen.

(4) Ordnet das Gericht ausnahmsweise die per-
sönliche Ausfolgung an, so ist nach § 40 vor-
zugehen.

A u s f o l g u n g v o n W e r t p a p i e r e n
u n d a u s l ä n d i s c h e m G e l d .

§ 38. (1) Sind Wertpapiere, Einlagebücher, in
Geld oder Geldeswert umsetzbare Urkunden
oder ausländisches Geld auszufolgen, so hat sie
die Verwahrungsabteilung, wenn das Gericht
nichts anderes verfügt hat, als Wertbrief oder
Paket mit Wertangabe zu übersenden und hiebei
die Versendekosten und die Verwahrungsgebühr
nach § 85 der Postordnung, B. G. Bl. Nr. 329/
1926 in der Fassung der Verordnung vom
21. November 1946, B.G.Bl. Nr. 205, nachzu-
nehmen. Die Postgebühren für die Sendungen, die
freigemacht aufgegeben werden müssen, sind vor-
zuschießen. Bei der Aufgabe ist zu beantragen,
die Nachnahmebeträge auf das Scheckkonto der
Verwahrungsabteilung zu überweisen.

(2) Bei W e r t e n über 400 S ha t die Verwah-
rungsabteilung bei de r Postaufgabe einen Rück-
schein über die richtige Ausfolgung der Sendung
nach § 95 de r Pos tordnung zu verlangen.

(3) Befindet sich der Empfangsberechtigte am
Sitze der Verwahrungsabtei lung, so h a t diese,
wenn das Gericht nichts anderes verfügt hat , mi t
dem Absenden acht Tage vom Eintreffen des
Auftrages an zuzuwar ten , u m der Partei Zeit
zu r persönlichen Behebung zu lassen. Hierauf
ist die Partei i m Ausfolgeauftrag aufmerksam zu
machen.

(4) H a t das Gericht die persönliche Behebung
angeordnet oder erscheint die empfangsberechtigte
Partei vor dem Absenden zur Behebung bei der
Verwahrungsabteilung, so ist nach § 40 vorzu-
gehen.

A u s f o l g u n g v o n J u w e l e n u n d
a n d e r e n K o s t b a r k e i t e n .

§ 39. Sind Juwelen oder andere Kostbarkeiten
auszufolgen, deren Gesamtwert 10.000 S nicht
übersteigt, so ist nach § 38 vorzugehen. Über-
steigt der Wert 10.000 S, so darf nur persönliche
Ausfolgung nach § 40 stattfinden; in diesem Falle
ist auch bei den anderen, gleichzeitig nach § 38
auszufolgenden Verwahrnissen, die persönliche
Behebung abzuwarten.

P e r s ö n l i c h e A u s f o l g u n g
( B e h e b u n g ) .

§ 40. (1) Zur persönlichen Behebung [§ 37,
Abs. (4), § 38, Abs. (4), § 39], muß sich der
Empfangsberechtigte bei der Verwahrungs-
abteilung einfinden, die Ausfertigung des Aus-
folgeauftrages vorweisen und eine Empfangs-

bestätigung überreichen. Als Empfangsbestätigung
genügt die auf den Ausfolgeauftrag gesetzte und
v o m Empfangsberechtigten unterschriebene Er-
klärung „diese Wer te empfangen". K a n n die
Partei nicht schreiben, so ha t sie die Empfangs-
bestätigung in Gegenwart der beiden ausfolgen-
den Beamten mit ihrem Handzeichen zu ver-
sehen und von zwei Zeugen unterschreiben zu
lassen, von denen einer den N a m e n der Partei
beizusetzen hat .

(2) Die Verwahrungsabtei lung darf erst nach
Berichtigung der Verwahrungsgebühr [Ausnahmen
§ 73, Abs. (4)] und, wenn der Empfangs-
berechtigte den Beamten der Verwahrungs-
abteilung nicht persönlich bekannt ist, erst dann
ausfolgen, wenn sich der Empfangsberechtigte
nach den folgenden Vorschriften ausgewiesen ha t
(Nämlichkeitsaus weis):

1. bei Werten bis 1000 S durch Vorweisen
eines Ausweispapieres; als solches kann jedes amt-
liche Schriftstück dienen, dessen Besitz annehmen
läßt, d a ß der Vorweisende die Person ist, für die
das Schriftstück ausgestellt ist, z u m Beispiel ein
Geburts- , T r a u - oder Heimatschein, ein An-
stellungsdekret, ein Gewerbeschein usw.;

2. bei Werten in jeder Höhe
a) durch ein amtliches Ausweispapier, das

Lichtbild und Unterschrift des Bezugs-
berechtigten enthäl t und dessen Gültigkeits-
dauer noch nicht abgelaufen ist (Identi täts-
ausweis, Dienstausweis, Reisepaß u. dgl.);

b) durch zwei vertrauenswürdige Zeugen oder
durch einen solchen Zeugen und das Vor-
weisen eines Ausweispapieres wie zu Z. 1;
die Zeugen müssen entweder den ausfolgen-
den Beamten persönlich bekannt sein oder
sich durch ein amtliches Ausweispapier mit
Lichtbild und Unterschrift wie zu Z. 2,
lit. a, ausweisen können.

(3) W i r d der Ausweis durch Zeugen erbracht,
so müssen diese die Empfangsbestätigung eben-
falls unterschreiben und hiebei ausdrücklich be-
stätigen, daß sie den Behebenden kennen.

(4) Soll eine Amtsperson ein Verwahrnis be-
heben [§ 34, Abs. (2)], so muß sie den Aus-
folgebescheid vorweisen, eine Empfangsbestätigung
überreichen und sich, wenn sie den Beamten der
Verwahrungsabteilung nicht bekannt ist, nach
den vorstehenden Bestimmungen ausweisen. Das
gleiche gilt für den Vollstrecker, der ein Ver-
wahrnis zu beheben ha t [§ 34, Abs. (3)].

(5) Die Verwahrungsabteilung ha t auf der
Empfangsbestätigung zu vermerken, wie der Be-
hebende sich ausgewiesen ha t ; werden Zeugen
beigezogen, so muß ihr N a m e und ihre Anschrift
deutlich lesbar sein.

(6) W i r d der Ausfolgebeschluß der Partei
zurückgestellt, so ist der Vollzug der Ausfolgung
darauf amtlich zu vermerken.
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§ 41. (1) Werden bei der Ausfolgung diese Vor-
sichten, beachtet, so haften weder die Beamten
der Verwahrungsabteilung noch der Bund für
einen aus der Amtshandking entstandenen
Schaden.

(2) Ergeben sich trotz der Bestätigung durch
einen Zeugen und trotz Vorweisen von Ausweis-
papieren Zweifel, ob der Behebende der Emp-
fangsberechtigte ist, so kann die Verwahrungs-
abteilung verlangen, daß der Ausweis auf andere
Weise erbracht oder ergänzt wird.

B e r i c h t e d e r V e r w a h r u n g s -
a b t e i l u n g .

§ 42. (1) Die Verwahrungsabteilung hat dem
Gericht über den Vollzug eines Umsatzgeschäftes
in jedem Fall, über den Vollzug einer Ausfolgung
nur dann zu berichten, wenn es das Gericht an-
geordnet hat. Bei wiederkehrenden Umsatz-
geschäften ist über jeden Vollzug zu berichten,
durch den sich der Stand der Masse ändert.

(2) Bedarf das Verwahrschaftsgericht zu einer
Erledigung der genauen Kenntnis des Standes
einer Masse und kann es sich diese Kenntnis aus
dem Akte nicht ohne besondere Schwierigkeiten
beschaffen, so kann es der Verwahrungsabteilung
einen Bericht über den Stand der Masse abver-
langen.

Ausfolgungshindernisse.

§ 43. (1) Sobald sich zeigt, daß ein Auftrag
nach Inhalt oder Form den Bestimmungen dieser
Verordnung nicht entspricht oder etwas verfügt,
was mit dem Stand der Masse nicht im Einklang
steht, oder daß auf einem Verwahrnis eine Vor-
merkung haftet, die der Auftrag zur Ausfolgung
oder zum Umsatzgeschäft nicht beachtet (§ 28),
hat die Verwahrungsabteilung mit dem Vollzug
innezuhalten und dem Gericht darüber unverzüg-
lich in kürzester Form zu berichten.

(2) Aufträge, die von einem anderen als dem
Verwahrschaftsgericht ausgehen, sind nicht aus-
zuführen, aber dem Verwahrschaftsgericht mit-
zuteilen.

(3) Kann e in Auftrag zu persönlicher Aus-
folgung binnen drei Monaten nach dem Eintreffen
des Auftrages nicht vollzogen werden, so ist an
das Verwahrschaftsgericht zu berichten.

(4) Nach Ablauf eines Jahres dürfen Ausfolge-
beschlüsse erst nach Bestätigung durch das Gericht
ausgeführt werden.

V e r s e n d u n g v o n V e r w a h r n i s s e n
m i t d e r P o s t .

§ 44. (1) Wenn Verwahrnisse mit der Post ver-
sendet werden sollen, sind sie von den Beamten
der Einlaufstelle zu verpacken und zu versiegeln.
Die Sendung ist verschlossen aufzugeben.

(2) Wenn Verwahrnisse von einer Verwahrungs-
abteilung an eine andere zur weiteren Verwah-
rung abgegeben werden [§ 2, Abs. (4)], ist der
anderen Verwahrungsabteilung ein Auszug aus
den bestehenden Eintragungen mit allen diese
Verwahrnisse betreffenden Vormerkungen zu
übersenden. Der Auszug hat insbesondere auch
die Angaben zu enthalten, die für die seiner-
zeitige Bemessung der Verwahrungsgebühr nötig
sind.

W e r t b e r e c h n u n g .
§ 45. Soweit nach den §§ 39 und 40 die Art

der Ausfolgung und des Nämlichkeitsausweises
von der Höhe des Wertes abhängt, ist der Wert
der Verwahrnisse nach § 69 zu bestimmen.

VI. Einrichtung der Verwahrungsabteilungen.

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n .

§ 46. (1) Die Verwahrungsabteilung bei den
Oberlandesgerichten führt die Bezeichnung „Ver-
wahrungsabteilung beim Oberlandesgericht. . .".

(2) Z u r Führung der Geschäfte d e r Verwah-
rungsabteilung werden ein Leiter u n d nach Be-
darf Verwahrungsbeamte bestellt. D e r Leiter der
Verwahrungsabtei lung, de r zugleich Leiter der
Einbringungsstelle ist, u n d dessen Stellvertreter
müssen die Erfordernisse eines lei tenden Beamten
der Geschäftsstelle besitzen [§ 30, Abs. (2), Geo.].
Der Leiter (Stellvertreter) überwacht die F ü h r u n g
der Geschäfte im allgemeinen und vertei l t sie
un te r die Verwahrungsbeamten.

(3) Die Verwahrungsbeamten besorgen teils
den Verkeh r m i t den Parteien (Einlaufstelle),
teils den inneren Dienst . Sie führen die Bücher
selbständig, den Kassendienst u n t e r Gegensperre
[Abs. (4)].

(4) Je .zwei Beamten de r Einlaufstelle u n d des
inneren Dienstes werden soviel Kassen mi t
gleichen Schlüsseln zugewiesen, als es der Umfang
ihrer Geschäfte erforder t . V o n dieser Kassenreihe
erhäl t d e r eine Beamte den oberen), de r andere
den un t e r en Schlüssel, de r Leiter der Verwah-
rungsabteilung den Stecher. Bei einer Ver t re tung
ha t der Schlüssel des Ver t re tenen an den Ver-
treter überzugehen. Ein Umtausch der Schlüssel
ist unzulässig. O b e r die jeweilige Schlüsselver-
teilung ist v o m Leiter de r Verwahrungsabtei lung
ein Ausweis zu führen. Die Kassenbeamten haben
die ihnen anver t r au ten Schlüssel außerha lb de r
Amtszeit bei sich (in ihre r W o h n u n g ) sorgfältig
zu verwahren . Ist ein Beamter durch Krankhei t
oder dergleichen gehindert , im A m t zu er-
scheinen, so h a t er alle in seinen H ä n d e n be-
findlichen Kassenschlüssel rechtzeitig a n den
Leiter der Verwahrungsabte i lung zu übersenden.

P o s t s c h e c k k o n t o .
§ 47. (1) Die Verwahrungsabteilungen bei den

Oberlandesgerichten sind dem Scheckverkehr
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des Postsparkassenamtes angeschlossen. Über das
Postscheckkonto dürfen außer dem Leiter und
seinem Stellvertreter nur jene Verwahrungs-
beamten verfügen, die vom Präsidenten des
Oberlandesgerichtes als zeichnungsberechtigt er-
klärt werden); von der Zeichnungsberechtigung
sind jene Beamten ausgeschlossen, die mit der
Ausgabeverrechnung betraut sind. Zu einer Ver-
fügung über das Konto ist die gemeinsame Unter-
schrift von zwei zeichnungsberechtigten Beamten
erforderlich. Die verfügungsberechtigten Per-
sonen haben bei allen Unterschriften im Scheck-
verkehr das Siegel der Verwahrungsabteilung
beizusetzen; dieses ist vom Leiter der Verwah-
rungsabteilung (seinem Stellvertreter) sorgfältig
zu verwahren. Im übrigen gelten die Bestim-
mungen des V. Kapitels der Gerichtlichen Ein-
bringungs- und Amtswirtschaftsverordnung
(GEAV.) sinngemäß.

(2) V o n dem K o n t o der Verwahrungsabtei lung
wird a m 20. jedes Monates, falls der Kontos tand
einen bes t immten Betrag übersteigt, der Über -
schuß v o m Postsparkassenamt selbsttätig auf das
Postschecksubkonto des zuständigen Oberlandes-
gerichtspräsidiums über t ragen. Fällt der 20. auf
einen Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, so er-
folgt die Abbuchung a m folgenden Werk tag .
V o n dieser Abbuchung w i r d die Verwahrungs-
abtei lung v o m Postsparkassenamt durch eine
Lastschrift, die Buchhaltung beim Oberlandes-
gericht durch eine Gutschrift verständigt .

(3) D ie in Abs. (2) genannten Beträge werden
wie folgt festgesetzt:

a) für die Verwahrungsabte i lung beim Ober-
landesgericht Wien mi t 100.000 S,

b) für alle übrigen Verwahrungsabtei lungen
mi t je 50.000 S.

(4) H a t die Verwahrungsabtei lung eine Aus-
zahlung vorzunehmen , die ih ren Kontos tand
übersteigt, so ha t sie die Buchhal tung be im Ober-
landesgericht durch Übersendung eines Dienst-
zettels u m Überweisung des erforderlichen Mehr-
betrages von dem Postschecksubkonto des Ober -
landesgerichtspräsidiums auf das K o n t o der Ver-
wahrungsabtei lung z u ersuchen. Eine solche
Überweisung k a n n die Buchhaltung, wenn der
Betrag i m Einzelfalle 200.000 S nicht über-
steigt, selbständig, bei größeren Beträgen nur im
Einverständnis mi t dem Bundesminis ter ium für
Finanzen vornehmen . Dieses Einverständnis des
Bundesministeriums für Finanzen k a n n im kur-
zen Wege (in dr ingenden Fällen auch tele-
phonisch) eingeholt werden .

(5) Über die Überweisungen v o m Scheckkonto
nach Abs. (2) und die Vers tärkungen des Scheck-
kontos nach Abs. (4) ha t die Verwahrungs-
abteilung einen V o r m e r k (Durchlaufervormerk)
zu führen.

B ü c h e r u n d V e r z e i c h n i s s e d e r
Verwahrungsabteilung

§ 48. Die Verwahrungsabteilungen haben fol-
gende Bücher sind Verzeichnisse zu führen:

a) Einnahmetagebuch und Ausgabetagebuch,
b) Hinterlegungsmassebuch,
c) Hinterlegungsgeldbuch,
d) Namensverzeichnis zu b und c,
e) Lagerbuch,
f) Vormerkbuch für Umsatzgeschäfte,
g) Scheckkontotagebuch und Durchlaufervor-

merk,
h) Vormerkbuch für gestundete Verwahrungs-

gebühren und ausständige Barauslagen,
i) Fristenvormerk,
j) Postabholbuch.

Einlaufstelle.

§ 49. (1) Die Beamten der Einlaufstelle führen
das Einnanmetagebuch und Ausgabetagebuch, das
Scheckkontotagebuch, den Durchlaufervormerk
und das Vormerkbuch für gestundete Ver-
wahrungsgebühren und ausständige Barauslagen.
Einnahme- und Ausgabetagebuch einerseits und
Scheckkontotagebuch anderseits sollen von ver-
schiedenen Beamten geführt werden. Die Beamten
der Einlaufstelle übernehmen alle an die Ver-
wahrungsabteilung einlangenden Schriftstücke
und versehen sie mit dem Eingangsvermerk.

(2) Alle bei der Verwahrungsabteilung einlan-
genden Geld- und Wertsendungen sowie die per-
sönlichen Erläge und Einzahlungen übernehmen
je zwei Beamte der Einlaufstelle gemeinsam,
tragen sie in das nach Geo.Form. Nr. 120 zu
führende Einnahmetagebuch ein und übergeben
sie noch am Tage des Einlangens den zuständigen
Verwahrungsbeamten des inneren Dienstes.

(3) Je zwei Beamte d e r Einlaufstelle über-
nehmen femer gemeinsam v o n den Verwahrungs-
beamten des inneren Dienstes die zu r Ausfolgung
vollbereiteten Wer t e u n d folgen sie gemeinsam
unmit te lbar den Parteien aus oder besorgen die
Versendung durch die Post, wobei sie W e r t -
sendungen gemeinsam verpacken und versiegeln.
Sie haben die Ausfolgungen (§§ 32 ff.), die Über -
weisungen v o n Verwahrungsgebühren [§ 75,
Abs. (1)], d ie Rückzahlung von Verwahrungs-
gebühren (§ 74) u n d die Auslagen in das nach
Geo.Form. N r . 120 a zu führende Ausgabetage-
buch einzutragen, u n d zwar Auszahlungen im
Wege des Scheckkontos m i t d e m Tage der Aus-
ste l lung des Schecks (der Überweisung).

(4) Falls es de r U m f a n g der Geschäfte erfordert ,
kann de r Leiter der Verwahrungsabte i lung an-
ordnen, daß für den nicht baren Zahlungsver-
kehr Tagesnachweisungen nach Geo.Form.
Nr. 120 b,. getrennt für Ein- und Auszahlungen,
geführt werden. In diesem Falle werden in dem
Einnahmetagebuch und Ausgabetagebuch bloß
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die aus der Tagesnachweisung sich ergebenden
Tagessummen eingetragen. Der mit der Führung
der Tagesnachweisung betraute Beamte hat deren
Übergabe zur Eintragung in das Einnahmetage-
buch oder Ausgabetagebuch, der mit der Führung
dieser Bücher betraute Beamte die Buchung der
Tagessumme durch seine Unterschrift in der
Tagesnachweisung zu bestätigen.

(5) Einnahmetagebuch u n d Ausgabetagebuch
sind a m Monatsende abzuschließen; hiezu sind
die Beträge in den einzelnen Spalten zusammen-
zurechnen; durch Gegenüberstel lung der ent-
sprechenden Summen d e r Einnahmen u n d Aus-
gaben ist der Bestand in den einzelnen Spalten
zu ermitteln und auf den nächsten Monat zu
übertragen. Die Summe dieser Überträge ergibt
den Kassensollbestand. Er m u ß gleich sein dem
Istbestand, das ist der Barbestand, vermehrt u m
das Guthaben laut Scheckkontotagebuch und
Durchkufervormerk [§ 47, Abs. (5)].

(6) In dem nach Geo.-Form. Nr . 120 c zu füh-
renden Scheckkontotagebuch werden die Ein-
nahmen an Hand der einlangenden Kontoaus-
züge, die Ausgaben an Hand der Schecks (Über-
weisungen), unter Hinweis auf die betreffenden
Posten des Einnahmetagebuches und Ausgabe-
tagebuches verzeichnet. Einzahlungen über-
schüssiger Baribeträge auf das eigene Scheckkonto
werden an Hand des postamtlich bestätigten
Empfängerabschnittes des Erlagscheines einge-
tragen; eine Buchung im Einnahmetagebuch oder
Ausgabetagebuch findet nicht statt. Überweisun-
gen und Verstärkungen nach § 47, Abs. (5), sind
außerdem an Hand der Kontoauszüge in dem
Durchlaufervormerk einzutragen; eine Buchung
im Einnahmetagebuch oder Ausgabetagebuch
entfällt.

I n n e r e r D i e n s t .

§ 50. (1) Die Verwahrungsbeamten des inneren
Dienstes führen das Hinterlegungsmassebuch,
Hinterlegungsgeldbuch, das Namensverzeichnis
zu diesen beiden Büchern, das Lagerbuch, das
Vormerkbuch für Umsatzgeschäfte und den
Fristenvormerk selbständig. Jeder Beamte prüft
seine Eintragungen in dem (Hinterlegungsmasse-
buch und Hinterlegungsgeldbuch mit dem Beam-
ten, der die Mitsperre ausübt [§ 46, Abs. (4)]
und fertigt seine Berichte und Ausfertigungen
gemeinsam mit diesem ab.

(2) Jeder Beamte übernimmt die von der Ein-
laufstelle einlangenden Geschäftsstücke selb-
ständig, alle Wertgegenstände gemeinsam mit
dem Beamten, der die Mitsperre auszuüben hat,
und verwahrt sie gemeinsam mit diesem in den
ihnen zugewiesenen Kassen. Beide haften gemein-
sam für die ihnen anvertrauten Wertgegenstände.
Ebenso übergeben sie die zur Ausfolgung be-

stimmten Wertgegenstände gemeinsam den Be-
amten der Einlaufstelle.

(3) Wertgegenstände sind in einem Umschlag
unter Anführung des Massezeichens [§ 51, Ab-
satz (10)] nach den laufenden Nummern des
Hinterlegungsmassebuches in den Kassen der
Verwahrungsabteilung zu verwahren. Wert-
gegenstände, die zu einer Masse gehören, sind in
einem gemeinsamen Umschlag zu verwahren.

H i n t e r l e g u n g s m a s s e b u c h .

§ 51. (1) Jeder neue, das ist ein zu keiner be-
reits bestehenden Masse gehörender Erlag, mit
Ausnahme der im Hinterlegungsgeldbuch (§ 52)
zu buchenden Beträge, wird nach Übernahme
durch die Beamten des inneren Dienstes in ein
neues Blatt des nach der Geo.-Form. Nr. 121 zu
führenden Hinterlegungsmassebuches eingetragen
und bildet eine eigene Masse. Jede Masse erhält
eine fortlaufende Nummer; die Nummern be-
ginnen jährlich mit „1". Später zu dieser Masse
gehörige Erläge werden, ebenso wie alle Ände-
rungen im Bestand der Masse, auf demselben
Blatt verzeichnet. Jede neue Masse ist im Na-
mensverzeichniis zu vermerken. Die Eintragung
im Hinterlegungsmassebuch ist im Einnahmetage-
buch (in der Tagesnachweisung) durch Anführung
der laufenden Nummer und durch das Namens-
zeichen des eintragenden Beamten zu bestätigen.

(2) Die Blät ter des Hinterlegungsmassebuches
sind auswechselbar. I m Kopf jedes Blattes sind
Jahr , laufende N u m m e r , Bezeichnung der H in t e r -
legungsmasse, Verwahrschaftsgericht, Geschäfts-
zahl des Gerichtsaktes u n d etwaige V o r m e r k u n -
gen (§ 26) einzutragen. Die Hinterlegungsmasse
ist in Schlagworten un t e r Hinweis auf den G r u n d
des Erlages z u bezeichnen ( z u m Beispiel: Mündel -
vermögen des minder jähr igen . . .). Die leeren
Blätter wenden v o m Leiter der Verwahrungs-
abtei lung u n t e r Sperre ve rwah r t u n d jeweils n u r
bei nachgewiesenem Bedarf ausgegeben. Sie sind
in Gegenwar t des Leiters de r Verwahrungsabtei -
lung durch Eintragung der Nummer des Hinter-
legungsmassebuches in Benutzung zu nehmen.

(3) Als Wert der Verwahrnisse ist einzutragen:
bei Wertpapieren der Nennwert , bei Einlage-
büchern der letzte Kontostand, bei Kostbar-
keiten der Schätzwert, bei Münzen und aus-
ländischen Zahlungsmitteln der Nennwert , bei
Urkunden der allenfalls aus der Urkunde sich
ergebende Wert .

(4) Die Ausfolgung von Verwahrnissen ist in
dem betreffenden Albschnitt des Blattes einzu-
tragen. Abs. (1), letzter Satz gilt sinngemäß.
Außerdem sind die auszufolgenden Werte in dem
Abschnitt für Erläge ro t durchzustreichen; wenn
jedoch nu r einzelne Stücke einer Gattung "von
erlegten Wertsachen ausgefolgt werden, so ist
bloß die Stückzahl oder Mengenangabe mit roter
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Tinte schräg durchzustreichen und der Rest
danebenzuschreiben. In jedem Falle ist in der
Anmerkungsspalte des Abschnittes für Erläge die
Postzahl der Ausfolgung und in der Anmerkungs-
spalte der Ausgabenseite die Postzahl des Erlages
zu vermerken.

(5) Auf die Vornahme von Umsatzgeschäften
ist in der Anmerkungsspalte des Abschnittes für
Erläge durch die Buchstaben „Um" unter Bei-
fügung der Postzahl des Vormerkbuches für Um-
satzgeschäfte hinzuweisen. Bewirkt die Vornahme
des Umsatzgeschäftes eine Änderung im Stande
der Verwahrnisse, so sind diese Änderungen
nach dem Bestimmungen der Abs. (1) und (4)
nach Durchführung des Umsatzgeschäftes einzu-
tragen. In jedem Falle ist nach durchgeführtem
Umsatzgeschäft und Rücklangen des Verwahr-
nisses der Bezugsvermerk in der Anmerkungs-
spalte abzustreichen.

(6) Reichen die Zeilen der Abschnitte für Er-
läge und Ausfolgungen für die Eintragungen in
diesen Abschnitten nicht aus, so ist ein neues
Blatt hinter dem ausgeschriebenen Blatt einzu-
reihen; im Kopf dieses neuen Blattes sind die
gleichen Eintragungen zu machen, wie im aus-
geschriebenen Blatt, wobei der Vermerk „Fort-
setzung" anzubringen ist. (Die Postzahlen der Ein-
tragungen sind laufend fortzuführen.

(7) Im Falle vollständiger Ausfolgung einer
Masse ist das betreffende Blatt mit rotem Striche
zu durchkreuzen und dem Buch zu entnehmen;
diese Blätter sind nach laufenden Nummern ge-
ordnet, gesondert zu verwahren.

(8) Die Beamten des inneren Dienstes haben
jährlich einmal in den Hinterlegungsmasse-
büchern einen Abschluß herzustellen. Zu diesem
Zwecke haben) sie

a) die Erläge und Ausfolgungen an Geld zu-
sammenzurechnen und einander gegenüber-
zustellen (Solbestand); dieser muß gleich
sein jenem Solbestand, der sich durch den
Abschluß des Einnahmetagebuches und
Ausgabetagebuches in der Spalte für Geld-
erläge (Ausfolgungen) beim Hinterlegungs-
massebuch ergibt;

b) die übrigen, bei jeder Masse erliegenden
Wertgegenstände sind mit den Eintragun-
gen im Hinterlegungsmassebuch stich-
probenweise zu vergleichen.

(9) Das Ergebnis des Abschlusses ist in der An-
merkungsspalte des Hinterlegungsmassebuches
zu vermerken und von den Beamten zu unter-
schreiben.

(10) Die Massen werden mit einem Masse-
zeichen versehen, daß sich aus dem Gattungs-
zeichen HMB., der fortlaufenden Nummer des
Hinterlegungsmassebuches, dem Jahr und der
abgekürzten Bezeichnung des Gerichtes zusam-
mensetzt, zum Beispiel HMB. 380/48, BG. Tulln.

H i n t e r l e g u n g s g e l d b u c h .

§ 52. (1) Geldbeträge, deren Zweck nicht sofort
feststellbar ist oder die für die Dauer eines vor-
aussichtlich kürzeren Verfahrens zu verwahren
sind und zu keiner Masse gehören, zum Beispiel
Sicherheitsleistungen, Kostenvorschüsse, gepfän-
dete Geldbeträge, Verkaufserlöse, sind in das
nach Geo.Form. Nr. 121 a zu führende Hinter-
legungsgeldbuch einzutragen.

(2) Die Ein t ragungen erfolgen un te r fort lau-
fenden, jährlich mi t „ 1 " beginnenden Post-
zahlen. Auszahlungen sind i n der entsprechenden
Monatsspalte u n t e r derselben Postzahl wie die
Empfänge einzutragen. W e n n ein Betrag in Te i -
len a n mehrere Personen zu überweisen ist, so
ist un te r gegenseitiger Verweisung eine neue
Post zu eröffnen. Nach gänzlicher Auszahlung
einer Post, ist diese abzustreichen (§ 409 Geo.).
Nach Auszahlung n u r eines Teilbetrages, ist die
Betragsangabe schräg durchzustreichen und durch
Angabe des verbleibenden Betrages zu ersetzen.

(3) Das Hinterlegungsgeldbuch ist monat l ich
abzuschließen. D ie Best immungen des § 51 ,
Abs. (8), lit. a, und Abs. (9), s ind sinngemäß an-
zuwenden.

(4) Zu Beginn des neuen Jahres sind alle
offenen Posten i n das Hinterlegungsgeld buch des
nächsten Jahres v o r den neu einzutragenden
Posten vollinhaltlich zu über t ragen. Ausgenom-
men sind alle seit m e h r als zwölf Monaten
offenen Posten; diese sind i n das Hinter legungs-
massebuch umzubuchen. Diese Umbuchung ist
über das Einnahmetagebuch u n d Ausgabetage-
buch durchzuführen u n d dem Verwahrschafts-
gericht bekanntzugeben.

Lagerbuch.

§ 53. In dem formlos zu führenden Lagerbuch
sind die erlegten Wertpapiere, getrennt nach
Gattungen, unter Anführung der fortlaufenden
Nummer des Hinterlegungsmassebuches, bei ver-
losbaren Papieren auch der Reihe (Serie) und
Nummer zu verzeichnen. Alle Änderungen im
Stande der Wertpapiere sind auch im Lagerbuch
durchzuführen. Ein gleiches Buch kann auch für
Einlagebücher geführt werden.

U m s a t z g e s c h ä f t e , V o r m e r k b u c h .

§ 54. (1) Umsatzgeschäfte sind im Vormerk-
buch für Umsatzgeschäfte einzutragen; es ist nach
Geo.Form. Nr. 121 b zu führen. In den Spalten
1 bis 8 sind die umzusetzenden Werte und der
Gegenstand des Umsatzgeschäfts, in den Spalten
9 bis 13 der Erfolg des Umsatzgeschäftes ein-
zutragen.

(2) Der Leiter der Verwahrungsabteilung oder
dessen Stellvertreter hat die Vormerkbücher für
Umsatzgeschäfte fallweise zu prüfen und dies in
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der Anmerkungsspal te durch seine Unterschrift
zu bestätigen.

(3) D e n Banken, die z u m Vollzug von Um-
satzgeschäften herangezogen werden, ist der die
Umsatzgeschäfte besorgende Beamte der Ver-
wahrungsabtei lung namhaf t zu machen.

(4) Geld- und Wertsachen bis z u m Betrage von
10.000 S s ind durch einen, höhe re Beträge und
Werte durch zwei Beamte zu übermi t t e ln und
abzuholen.

(5) Die z u r V o r n a h m e v o n Umsatzgeschäften
best immten Verwahrnisse sind nach Ausfüllung
der Spalten 1 bis 7 des Vormerkbuches für U m -
satzgeschäfte v o n den Beamten des inneren
Dienstes den Beamten d e r Einlaufstelle z u r Aus -
folgung an den m i t der Durchführung des U m -
satzgeschäftes be t rau ten Beamten zu übergeben.
Dieser ha t die Übe rnahme d e r Wer te in Spalte 3
mi t seiner Unterschrif t z u bestätigen.

(6) (Der Vollzugsbeamte h a t das Geschäft ohne
Verzug zu besorgen, behobene Gelder und sonstige
Wertgegenstände noch am Tage der Behebung
nach Ausfüllung der Spalten 9 bis 12 des Vor-
merkbuches für Umsatzgeschäfte an die Einlauf-
stelle abzuführen u n d sich mit Rechnungen und
sonstigen Belegen über die Verwendung der ihm
ausgefolgten Wer te auszuweisen. Die Beamten
der Einlaufstelle haben die Gegenwerte zu über-
nehmen und die Übernahme in Spal te 13 des
Vormerkbuches zu bestätigen. Die Rechnungen
u n d sonstigen Belege haben die übernehmenden
Beamten auf die Richtigkeit der Ziffern und
Wertansätze zu prüfen.

(7) Änderungen der Verwahrnisse, die sich durch
die Vornahme des Umsatzgeschäftes ergeben,
sind in dem Einnahmetagebuch u n d Ausgabetage-
buch durchzuführen [§ 51 , Abs. (5)].

§ 55. (1) W e n n ein Umsatzgeschäft nicht an
einem Tage ganz durchgeführt werden kann , so
h a t der Vollzugsbeamte die für den Umsatzgegen-
stand von der mit dem Vollzug betrauten Stelle
erhal tene Erlagsbescheinigung noch am selben
Tage bei der Verwahrungsabteilung zu hinter-
legen.

(2) Gerichtsbeschlüsse, die sich auf Umsa tz -
geschäfte beziehen, deren Vollzug mehr als einen
T a g beansprucht, sind solange gesondert zu ver-
wahren, bis der gerichtliche Auftrag ganz aus-
geführt ist.

(3) Die Beamten des inneren Dienstes haben
den rechtzeitigen Vollzug der aufgetragenen
Umsatzgeschäfte sowie die Rückerläge aus den
Umsatzgeschäften genau zu überwachen.

(4) H a t die Verwahrungsabteilung im Auftrage
des Verwahrschaftsgerichtes Wertgegenstände zum
Vollzug von Umsatzgeschäften an eine auswärt ige
Stelle, zum Beispiel an eine andere Verwahrungs-
abteilung zu übersenden, so is t der Wertgegen-
s tand im Vormerk für Umsatzgeschäfte als aus-

gegeben zu buchen und die Ausgabe im Akt mi t
dem Postaufgabeschein zu belegen. Das Einlangen
des Gegenwertes ist zu überwachen.

§ 56. D ie Verwahrungsabteilung ha t an H a n d
der vorhandenen Behelfe die Verlosung von W e r t -
papieren in den Massen zu überwachen, soweit
das Ergebnis der Verlosung in einer amtlichen
Zeitung kundgemacht wi rd . In allen anderen
Fällen ha t sie, wenn sie von der Verlosung eines
verwahr ten Wertpapieres oder von sonstigen
Umständen Kenntnis erlangt, die d e m Eigentümer
des Verwahrnisses zum Vor- oder Nachteil ge-
reichen, das Gericht darauf aufmerksam zu
machen. Eine vermögensrechtliche Haf tung der
Beamten oder des Bundes besteht für die Über-
wachung der Verlosung nicht.

F r i s t e n v o r m e r k .

§ 57. Im Fristenvormerk, der für mehrere Jahre
anzulegen ist, sind alle einzuhaltenden Fristen,
insbesondere für die sich wiederholenden Amts-
handlungen einzutragen.

Aktenanlegung u n d -aufbewah-
r u n g , E i n s i c h t u n d A b s c h r i f t -

n a h m e , Auszüge aus Hinterlegungs-
massebüchern.

§ 58. (1) Alle Geschäftsstücke, die sich auf die-
selbe Masse beziehen, sind unter dem Masse-
zeichen [§ 51, Abs. (10)] als Aktenzeichen in
einem A k t zu vereinigen. Erlagsanzeigen gericht-
liche Beschlüsse u . dgl . sind nach der Zeit ihres
Einlangens zu ordnen. Jeder Ak t ist bei der zuge-
hörigen Masse z u verwahren.

(2) Geschäftsstücke, die sich auf einen im
Hinterlegungsgeldbuch eingetragenen Geldbetrag
(§ 52) beziehen, sind zu einem Akte zu ver-
einigen, u n d m i t e inem Aktenzeichen zu be-
zeichnen, das sich aus dem Gattungszeichen H G B . ,
de r Postzahl des Hinterlegungsgeldbuches, dem
Jahr und der abgekürzten Bezeichnung des Ver-
wahrschaftsgerichtes zusammensetzt, zum Beispiel
H G B . 710/48, K G . Krems. Die Akten sind nach
Aktenzahlen geordnet zu verwahren.

(3) Durch Ausfolgung einer Masse oder des i m
Hinterlegungsgeldbuch eingetragenen Betrages
erledigte Akten sind getrennt nach Jahrgängen
und Gat tungen, nach den Aktenzahlen geordnet,
abzulegen.

§ 59. (i) Dem Erleger und der Partei , für die
erlegt wurde , ist ohne gerichtlichen Auftrag Ein-
sicht in die Akten und Beilagen sowie. Abschrift-
nahme zu gestatten; andere Personen bedürfen
hiezu der Bewilligung des zuständigen Gerichtes.
Das gleiche gilt für die zu erteilenden Auskünfte.

(2) I n den Auszügen aus dem Hinter legungs-
massebuch [§ 172, Abs. (1), Geo.], sind in der
Regel n u r die zur Zeit de r Ausfertigung noch vor-
handenen Vermögenswerte der Masse und die
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noch bestehenden Vormerkungen anzuführen,
sofern die Partei nicht ausdrücklich etwas anderes
begehrt. Teilauszüge sind als solche ausdrücklich
zu bezeichnen. Wertpapiere sind auf die in § 16,
Abs. (2), angeführte Weise zu bezeichnen. Aus-
züge, die einer Partei auf ihr Verlangen erteilt
werden, unterliegen der gleichen Gerichtsgebühr
wie Grundbuchsauszüge.

Ü b e r w a c h u n g .

§ 60. (1) Der Leiter der Verwahrungsabteilung
oder der von ihm damit betraute Beamte hat die
Tätigkeit der Verwahrungsbeamten ständig zu
überwachen und sich von der richtigen Ver-
wahrung der erlegten Wertstücke und der Voll-
ständigkeit der Massen von Zeit zu Zeit zu über-
zeugen. Er hat auch die Vollständigkeit des
Hinterlegungsmassebuches an Hand des Namens-
verzeichnisses zu überprüfen.

(2) Der Präsident des Oberlandesgerichtes oder
ein von ihm damit betrauter Richter prüft
mindestens einmal im Jahr die Geschäftsführung
der Verwahrungsabteilung und die bei ihr
erliegenden Massen; ebenso hat der Revisor beim
Oberlandesgericht (§ 71 GEAV.), eine solche
Prüfung mindestens zweimal im Jähr vorzu-
nehmen.

VII. Heimfall unbehobener gerichtlicher Ver-
wahrnisse.

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n .

§ 61. (1) Verwahrnisse werden zugunsten des
Bundesschatzes als heimfällig erklärt, wenn sie
innerhalb von 30 Jahren nicht ausgefolgt werden.
Die Frist beginnt für Verwahrnisse, die nach den
bestehenden Vorschriften aus einem bestimmten
Rechtsgrund, wie Sicherheitsleistungen, pfleg-
schaftsbehördliche Obsorge, verwahrt bleiben
müssen, mit dem Wegfall des Verwahrungs-
grundes, sonst mit dem Tage des Erlages.

(2) Die Bestimmungen über die Behandlung der
Gegenstände, die mit strafbaren Handlungen
zusammenhängen (§ 670 Geo.), und über den Ver-
fall der Haftkautionen (§§ 193, 401, 401 a, 419
StPO.), bleiben unberührt. Wenn aber die nach
der Strafprozeßordnung hinsichtlich dieser Beträge
oder Gegenstände vorgesehenen Verfügungen
unterbleiben und die Gegenstände oder ihr Erlös
in gerichtlicher Verwahrung belassen werden,
finden auch auf solche Erläge beim Zutreffen der
sonstigen Voraussetzungen die Vorschriften über
den Heimfall Anwendung.

§ 62. (1) Die Verwahrungsabteilungen und das
Postsparkassenamt haben von fünf zu fünf
Jahren, das erstemal im Jahre 1950, Verzeich-
nisse sämtlicher seit 30 Jahren — vom Erlagstag
an gerechnet — bei ihnen erliegenden Verwahr-
nisse den zuständigen Gerichten behufs allfälliger

Einleitung des Heimfallsverfahrens zu übersenden
oder eine Fehlanzeige zu erstatten. Kommt dieses
Verzeichnis oder die Fehlanzeige dem Gericht
nicht bis längstens Ende September des betref-
fenden Jahres zu, so hat es die säumigen Stellen
zur Berichterstattung aufzufordern. Die Fristen
sind in geeigneter Weise in Vormerkung zu
halten.

(2) In den Verzeichnissen, die nach den zur
Verfügung über die Verwahrnisse berechtigten
Gerichten getrennt anzulegen sind, sind die Be-
zeichnung der Masse, das Aktenzeichen der Ver-
wahrungsabteilung und des Verwahrschafts-
gerichtes, der Erlagstag, der Erleger und sonstige
bekannte Berechtigte, der Erlagsgrund und der
Gegenstand des Erlages sowie nach Tunlichkeit
dessen Wert anzugeben.

H e i m f a l l s v e r f a h r e n .

§ 63. (1) Der Heimfall wird vom Verwahr-
schaftsgericht im Verfahren außer Streitsachen
ausgesprochen. D a s Verfahren ist von Amts wegen
einzuleiten, wenn das Gericht zur Kenntnis von
heimfallsreifen Verwahrnissen gelangt. Bei Ge -
richtshöfen entscheidet ein damit betrautes Mi t -
glied des Gerichtes als Einzelrichter.

(2) Das Verwahrschaftsgericht h a t die Berech-
tigten durch ein an der Gerichts- und Gemeinde-
tafel anzuschlagendes, bei Verwahrnissen im
Wer t e über 400 S auch durch ein in die für
amtliche Verlautbarungen dieses Gerichtes be-
stimmte Zeitung aufzunehmendes Edikt , aufzu-
fordern, ihre Ansprüche auf Ausfolgung binnen
sechs Monaten bei Gericht geltend zu machen. I n
einem Ed ik t können mehrere Massen zusammen-
gefaßt werden. Sind Personen, von denen oder
für die der Erlag gemacht wurde, bekannt , so ist
ihnen die Ediktaufforderung zuzustellen. Die
Kosten der Einschaltung sind v o n den Parteien
und dem Bundesschatz nach Verhältnis der ihnen
zukommenden Anteile an den Verwahrnissen zu
tragen. Die von den Parteien zu ersetzenden Ein-
schaltungskosten werden vom Bund vorschuß-
weise entrichtet u n d sind durch Abzug von dem
den Parteien zukommenden Anteil der Verwahr -
nisse oder nach den Bestimmungen des Gericht-
lichen Einbringungsgesetzes einzubringen.

(3) Sollen Verwahrnisse de r Partei ausgefolgt
werden, so ist vor der Entscheidung des Gerichtes
der F inanzprokura tur Gelegenheit zur Äußerung
zu geben.

§ 64. (1) Der Beschluß, womi t der Heimfal l aus-
gesprochen wird , ist der Verwahrungsabteilung
(dem Postsparkassenamt), der örtlich zuständigen
Finanzlandesdirektion, den Personen, die einen
Anspruch auf das Verwahrnis erhoben haben und,
wo die Verwahrnisse zum Teil dem Bund, zum
Teil einer Partei zugesprochen wurden, auch der
Finanzprokura tur zuzustellen, sofern sie nicht
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darauf verzichtet hat. Eine weitere Ausfertigung
ist zu den Akten des Verwahrschaftsgerichtes zu
nehmen.

(2) Gegen diesen Beschluß stehen den Beteiligten
die nach dem Verfahren außer Streitsachen zu-
lässigen Rechtsmittel zu.

(3) Die heimfällig erklärten Verwahrnisse sind
nach Rechtskraft des Beschlusses von der Ver-
wahrungsabteilung (dem Postsparkassenamt) der
zuständigen Finanzlandesdirektion zu übersenden
(überweisen).

VIII. Geringwertige gerichtliche Verwahrnisse.

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n .

§ 65. (1) Bei den Verwahrungsabteilungen oder
dem Postsparkassenamte erliegende Geldbeträge,
die seit einem Jahr 20 S nicht überstiegen haben,
sind am Schlusse des Jahres, jedoch nicht vor Ab-
lauf eines Jahres seit Inkrafttreten dieser Verord-
nung, vom Verwahrschaftsgericht zum Bundes-
schatz einzuziehen. Bei Notariatskautionen, im
gerichtlichen Verfahren erlegten Sicherstellungen,
sowie bei Erlägen nach § 1425 ABGB., beginnt
diese Frist erst mit Wegfall des Verwahrungs-
grundes. § 61, Abs. (2), ist anzuwenden.

(2) Die Verwahrungsabteilungen und das Post-
sparkassentamt haben alljährlich Verzeichnisse die-
ser geringwertigen Gelderläge anzulegen und dem
Verwahrschaftsgericht zu übersenden. In diesen
Verzeichnissen sind die Bezeichnung der Masse,
das Aktenzeichen der Verwahrungsabteilung und
des Verwahrschaftgerichtes, der Erlagstag und
die Höhe des Betrages anzugeben.

(3) Gehört der Betrag zu einer Masse, in der
noch andere Verwahrnisse erliegen, so finden die
Bestimmungen der Abs. (1) und (2) keine An-
wendung.

V e r f a h r e n .

§ 66. (1) Über die Einziehung entscheidet das
Verwahrschaftsgericht im Verfahren außer Streit-
sachen, und zwar auch beim Gerichtshof durch
Einzelrichter. Über alle in das Verzeichnis auf-
genommenen Erläge ist vom Gericht tunlichst
gemeinsam Beschluß zu fassen. Er ha t ohne Be-
teiligung der Parteien auf G r u n d der Aktenlage
zu ergehen u n d kann durch ein Rechtsmittel
nicht angefochten werden. De r Zustellung einer
schriftlichen) Ausfertigung an die [Berechtigten
bedarf es nicht. Eine Aufforderung der Parteien
zur Behebung findet vo r der Einziehung nicht
stat t , doch sollten die Beteiligten nach Möglich-
keit bei sich ergebender Gelegenheit auf die be-
vorstehende Einziehung aufmerksam gemacht
werden. Ist eine größere Anzahl geringwertiger
Erläge einzuziehen, so kann hievon auch durch
einen Anschlag an der Gerichtstafel u n d a n der
Gemeindetafel aufmerksam gemacht werden.

(2) Einem begründet erkannten Antrag auf
Ausfolgung ist bis z u m Ausspruch über die Ein-
ziehung stattzugeben.

(3) Der Einziehungsbeschluß ist der Verwah-
rungsabteilung (dem Postsparkassenamt) und der
örtlich zuständigen Finanzlandesdirektion zuzu-
stellen.

(4) Die eingezogenen Beträge sind v o n der Ver -
wahrungsabteilung (dem Postsparkassenamt) der
zuständigen Finanzlandesdirektion, zu überweisen.

(5) D e m Berechtigten steht auch binnen 10 Jah-
ren nach der Einziehung ein Anspruch auf Aus-
zahlung des Geldbetrages gegen den Bundesschatz
zu. Der Anspruchswerber ha t den Bund im Wege
der Finanzlandesdirektion zunächst zur frei-
willigen. Anerkennung des erhobenen Anspruches
aufzufordern. K o m m t dem Anspruchswerber die
Erklärung über sein Begehren nicht binnen drei
Monaten zu oder wird der Ersatz ganz oder teil-
weise verweigert, so kann e r den Anspruch
durch Klage gegen den Bund geltend machen.

G e r i n g w e r t i g e W e r t p a p i e r e .

§ 67. Bei Wertpapieren, deren Wert 20 S nicht
übersteigt, entfällt die Verpflichtung zur Vor-
nahme der Umsatzgeschäfte, wenn diese mit
einem unverhältnismäßigen Kosten- oder Ar-
beitsaufwand verbunden wären.

IX. Verwahrungsgebühren.

G e g e n s t a n d , G e b ü h r e n b e f r e i u n g
u n d G r u n d l a g e n f ü r das A u s m a ß

d e r V e r w a h r u n g s g e b ü h r .

§ 68. (1) Für die bei den Verwahrungsabtei-
lungen erliegenden Verwahrnisse ist neben den
Barauslagen eine Verwahrungsgebühr zu ent-
richten.

(2) Die Entrichtung der Gebühr entfällt:

a) bei Erlägen im strafgerichtlichen Verfahren,
falls nicht die Aufbewahrung nach Be-
endigung des Strafverfahrens in eine solche
nach dem bürgerlichen Recht übergeht; die
Verwahrungsdauer ist in diesem Fall vom
Zeitpunkt des Überganges zu berechnen;

b) bei Gegenständen, die außer einem Rechts-
streit zur Sicherstellung eines Anspruches
des Bundesschatzes oder eines öffentlich-
rechtlichen Fonds, dessen Abgang der Bund
zu decken hat, erlegt werden;

c) bei Erlägen, die an eine der in lit. b ge-
nannten Stellen ausgefolgt werden, insoweit
diese Stellen die Gebühren zu tragen
hätten;

d) bei Gegenständen, die von Amts wegen
irrigerweise in Verwahrung genommen
wurden, wenn die Erfolglassung binnen
drei Monaten, nachdem die Partei von dem
irrigerweise angeordneten Erlag Kenntnis
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erlangt hat, beantragt wird und die Gegen-
stände binnen 14 Tagen nach Zustellung
der Erfolglassungsbewilligung behoben
werden; auf den Verlust der Gebühren-
befreiung bei Versäumung dieser Frist ist
die Partei im Erfolglassungsbeschluß auf-
merksam zu machen;

e) bei Gegenständen, die sich im gemeinschaft-
lichen Besitz von Eigenberechtigten und
Pflegebefohlenen befinden und bis zur Aus-
einandersetzung erlegt werden mußten, von
dem Anteil der Eigenberechtigten, wenn die
Erfolglassung dieses Anteiles binnen drei
Monaten, nachdem die Berechtigten von der
Teilung der Gemeinschaft Kenntnis erlangt
haben, beantragt wird und die Anteile
binnen 14 Tagen nach Zustellung der
Erfolglassungsbewilligung behoben werden;
auf den Verlust der Gebührenbefreiung bei
Versäumung dieser Frist ist die Partei im
Erfolglassungsbeschluß aufmerksam zu
machen;

f) bei Beträgen und Gegenständen, die zum
Unterhalt, zur Erziehung oder zum Unter-
richt eines Pflegebefohlenen oder zur Be-
zahlung seiner Verbindlichkeiten ausgefolgt
werden;

g) bei Zins-, Gewinnanteil- und Erneuerungs-
scheinen, wenn sie mit der Stammurkunde
oder dem Talon verwahrt werden;

h) bei Verwahrnissen im Werte unter 100 S.
(3) Die Bestimmung des § 45 des Gesetzes vom

18. Februar 1878, R . G . B l . N r . 30, betreffend d ie
Enteignung zum Zwecke der Herstel lung und des
Betriebes von Eisenbahnen, bleibt unberührt .

(4) Für Erläge bei Gericht [§ 2, Abs. (1), Z. 2],
ist keine Verwahrungsgebühr zu entrichten.

(5) Barauslagen werden in den im Abs. (2)
bezeichneten Fällen v o m Bundesschatz getragen,
soweit d ie Verwahrung nicht vorwiegend Par te i -
interessen dient.

(6) Die H ö h e der Verwahrungsgebühr richtet
sich nach dem W e r t des Verwahrnisses u n d der
D a u e r der Ve rwahrung .

W e r t b e s t i m m u n g .

§ 69. (1) Als Wert ist anzunehmen:
1. bei Wertpapieren, die einen Börsen- oder

Marktpreis haben, der Kurs- oder Marktwert des
Tages der Erfolglassungsbewilligung, wenn aber
dieser Wert nicht bekannt ist, der nächstvorher-
gegangene bekannte Kurs- oder Marktwert, bei
bereits verlosten Wertpapieren der Einlösungs-
wert;

2. bei Wertpapieren, die keinen im Inland
bekannten Börsen- oder Marktpreis haben, der
Schätzwert, wenn aber ihr Wert nicht abge-
schätzt werden kann, der Nennwert;

3. bei Lebensversicherungspolizzen der Rück-
kaufswert;

4. bei Versatzscheinen der aus dem Schein er-
sichtliche Schätzwert des verpfändeten Gegen-
standes abzüglich der darauf lastenden Darlehens-
summe;

5. bei Sparkassebüchern und sonstigen Einlage-
büchern der aus dem Buch ersichtliche Stand am
Tage der Erfolglassungsbewilligung; bei teilweiser
Abhebung ist die Höhe des abgehobenen Betrages
maßgebend;

6. bei Kostbarkeiten und nicht gangbaren
Münzen der beim Erlag erhobene Schätzwert.

(2) Falls ein Wertbetrag, der in ausländischer
Währung ausgedrückt ist, die Grundlage für die
Berechnung der Verwahrungsgebühr bildet, so ist
dieser Betrag nach dem von der Österreichischen
Nationalbank festgesetzten Umrechnungskurs in
Schillingen umzurechnen.

B e r e c h n u n g d e r V e r w a h r u n g s -
d a u e r .

§ 70. (1) Als Dauer der Verwahrung gilt ohne
Rücksicht auf einen! Wechsel des Verwahrungs-
ortes die Zeit vom Erlag bis zur Erfolglassung.

(2) Die Verwahrungsdauer ist für jeden aus-
zufolgenden Gegenstand besonders zu berechnen.

H ö h e d e r V e r w a h r u n g s g e b ü h r .

§ 71. (1) Die Verwahrungsgebühr beträgt für
je ein Jahr:

a) bei den im § 69, Abs. (1), Z. 1 bis 5, ange-
führten Gegenständen 1 Promille,

b) bei den im § 69, Abs. (1), Z. 6, angeführten
Gegenständen u n d bei Barerlägen 2 Promille
vom Wer te ,

c) bei Urkunden , die in Geld umsetzbar sind,
jedoch nicht zu den im § 69, Abs. (1),
Z . 1 bis 5, angeführten Urkunden gehören
3 Schilling.

(2) Beträgt die Gebühr weniger als 1 S, so ist
jedenfalls eine Gebühr von 1 S zu entrichten.

(3) Ein angefangenes Jahr ist bei der Berech-
nung der Dauer für voll anzusehen.

(4) Für die Berechnung der Gebühr sind die
Wer te aller un t e r einer Masse durch die gleiche
Zeit verwahrten Gegenstände derselben Ge-
bührenstufe zusammenzurechnen; doch sind
mehreren Eigentümern gemeinsam gehörige
Gegenstände so zu behandeln, als ob die Anteile
gesondert verwahrt würden .

(5) Der für die Berechnung der Verwahrungs-
gebühr maßgebende W e r t ist, wenn er, in der
Schillingrechnung ausgedrückt, auf Schilling und
Groschen lautet , auf den nächst höheren
Schillingbetrag aufzurunden.

(6) Für die Erläge beim Postsparkassenamt
richtet sich die H ö h e der Gebühr nach den Ge-
schäftsbestimmungen dieses Amtes.
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G e b ü h r e n f ü r U m s a t z g e s c h ä f t e .

§ 72. (1) Für folgende, durch Organe der Ver-
wahrungsabteilung vorzunehmende Umsatz-
geschäfte sind nebst dem Ersatz allfälliger Bar-
auslagen die folgenden Gebühren zu entrichten:

a) Einlagen und Behebungen von wenigstens
400 S bei Sparkassen und anderen Kredit-
anstalten:

1 Promille des erlegten oder behobenen
Betrages;

b) An- und Verkäufe von Wertpapieren:
1 Promille des Kurswertes; haben die

betreffenden Wertpapiere keinen Kurswert,
so ist der tatsächliche Kauf- oder Verkaufs-
preis zugrunde zu legen;

c) Wertpapiererläge bei Kreditanstalten:
1 Promille vom Nennwert; keine Gebühr

ist zu entrichten, wenn die Wertpapiere zur
Fortsetzung der gerichtlichen Verwahrung
von der Verwahrungsabteilung in die Ver-
wahrung einer Kreditanstalt oder des Post-
sparkassenamtes übergehen oder die Über-
gabe an eine solche Anstalt sich als Aus-
folgung an die Partei darstellt;

d) Geltendmachung, An- und Verkäufe von
Bezugsrechten:

1 Promille der zu beziehenden oder zu
leistenden Werte;

e) Sperre und Freischreibung von Wert-
papieren:

1 Promille des Nennwertes;
f) Umsetzung von Pfandscheinen:

1 Promille des Wertes nach § 69, Abs. (1),
Ziffer 4;

g) Einlösung (Rückkauf) von Versicherungs-
polizzen:

1 Promille des Versicherungs(Rückkaufs)-
betrages.

(2) Bei gleichzeitigen An- und Verkäufen ist
jedes dieser Geschäfte gesondert in Anschlag zu
bringen.

(3) § 69, Abs. (2), ist anzuwenden.

(4) Eine Gebühr für Umsatzgeschäfte, die durch
das Postsparkassenamt oder durch eine Bank
vorgenommen werden, ist nicht einzuheben. In
diesen Fällen sind die Gebühren nach den Ge-
schäftsbestimmungen dieser Stellen zu entrichten.

(5) Für die Einlösung im In land zahlbarer
Wertpapiere , für die Einlösung von Zins- und
Gewinnanteilscheinen, für die Behebung von
Erneuerungsscheinen, für den Umtausch von
Wertpapieren bei Konvertierungen und von
Interimsscheinen gegen endgültige Stücke, sowie
für alle sonstigen, nicht im Abs. (1) angeführten
Umsatzgeschäfte, wird keine Gebühr berechnet
und sind nur allfällige Barauslagen zu vergüten.

Einhebung der Verwahrungs-
gebühr.

§ 73. (1) Für die Einhebung der Verwahrungs-
gebühr sind, soweit in dieser Verordnung nicht
besondere Bestimmungen getroffen werden, die
Vorschriften des Gerichtlichen Einbringungs-
gesetzes sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Verwahrungsgebühr ist bei de r Erfolg-
lassung zu entrichten. Vor Berichtigung der Ge-
bühr darf de r verwahrte Gegenstand nicht aus-
gefolgt werden. Eine Ausnahme hievon kann das
Verwahrschaftsgericht gegen angemessene Sicher-
stellung der Gebühr bewilligen. Im Falle der
Übersendung v o n Verwahrnissen durch die Post,
ist die Gebühr nachzunehmen (§ 38).

(3) Der Ersatz der Gebühren für Umsatz-
geschäfte u n d die Barauslagen können auch vor
der Erfolglassung jederzeit begehrt werden.

(4) V o n der Einhebung der Gebühr ist abzu-
sehen, wenn das Verwahrschaftsgericht im Aus-
folgeauftrag ausdrücklich die Freihei t v o n d e r
G e b ü h r ausgesprochen oder eine S tundung der
Gebühr bewilligt ha t . Die Anfechtung wegen
Unterlassung dieses Beisatzes r ichtet sich nach den
Best immungen jenes Verfahrens, i n dem über die
Ausfolgung entschieden wird. Die Entscheidung
des Rekursgerichtes k a n n deshalb keinesfalls a n -
gefochten werden.

(5) Gestundete Gebühren u n d ausständige Bar-
auslagen sind vorzumerken .

(6) D ie Verpflichtung .zur En t r i ch tung d e r Ver-
wahrungsgebühr obliegt der Partei , an die das
Verwahrnis ausgefolgt wird. Die Barauslagen sind
v o n d e r Partei , auf deren Einschreiten ode r an.
deren Interesse die Verwahrung oder H a n d l u n g
vorgenommen wurde, zu ersetzen. Diese ha t auch
die Gebühren für Umsatzgeschäfte, sofern diesel-
ben gesondert eingehoben werden [Abs. (3)] zu
bezahlen.

(7) Mi t dem Erlage wi rd an d e m V e r w a h r n i s
ein Pfandrecht fü r die Verwahrungsgebühren und
Barauslagen [Abs. (2) und (3)] im Range des Er-
lagstages begründet .

Bemessung der Verwahrungs-
gebühr.

§ 74. Die Verwahrungsgebühr ist von der Ver-
wahrungsabteilung zu bemessen (§ 6, GEG. 1948).
Einem Berichtigungsantrag (§ 7, GEG. 1948)
kann der Leiter der Verwahrungsabteilung selbst
stattgeben, wenn es sich um eine offenbare Un-
richtigkeit handelt; sonst entscheidet der Präsi-
dent des Oberlandesgerichtes. Im übrigen gilt § 7,
GEG. 1948 sinngemäß.

V e r r e c h n u n g d e r V e r w a h r u n g s -
g e b ü h r .

§ 75. (1) Die Verwahrungsabteilungen haben
die Verwahrungsgebühr monatlich auf das Post-
schecksubkonto des Obenlandesgerichtspräsidiums
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zu überweisen. Nicht zu ersetzende oder unein-
bringliche Barauslagen sind hievon in Abzug zu
bringen; diese Beträge sind im Ausgabetagebuch
in der Spalte für Verwahrungsgebühren als Aus-
gaben und im Einnahmetagebuch in der Spalte
für Auslagenersätze als Einnahmen zu verrechnen.

(2) Sind Verwahrungsgebühren zu Unrecht ein-
gehoben worden, so hat die Verwahrungsabtei-
lung diese Beiträge auf Grund der Entscheidung
des Präsidenten des Oberflandesgerichtes zurück-
zuzahlen und im Ausgabetagebuch in der Spalte
für Verwahrungsgebühren zu buchen.

X. Übergangs- und Schlußbestimmungen.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n .

§ 76. (1) Die Buchhaltungen der Oberlandes-
gerichte haben bis spätestens 15. Jänner 1949 der.
Gesamtbetrag an Verwahrungs- und Hinter-
legungsgeldern, der sich aus den bei den Gerichts-
kassen geführten Verwahr- und Hinterlegungs-
büchern ergibt, auf die Postsparkassenkonten der
Verwahrungsabteilungen zu überweisen.

(2) Die bisher von den Gerichtskassen geführ-
ten Verwahrbücher, Geld- und Werthinter-
legungsbücher und die dazu gehörigen Hilfsbücher
sind an die Verwahrungsabteilungen zu über-
senden und werden von diesen für die bereits
erfolgten Eintragungen weitergeführt; die neuen
Erläge werden in den nach den Bestimmungen
dieser Verordnung zu führenden Büchern einge-
tragen. Die in den Werthinterlegungsbüchern und
im Verwahrbuch, Teilband II, Verwahrgegen-
stände, gebuchten und noch nicht ausgefolgten
Wertgegenstände sind unter Anschluß eines Ver-
zeichnisses in zweifacher Ausfertigung über die
offenen Hinterlegungs- und Verwahrbuchmassen
und unter Berücksichtigung der in dieser Verord-
nung für solche Übersendungen vorgeschriebenen
Sicherungsmaßnahmen an die Verwahrungsabtei-
lungen bei den Oberlandesgerichten zu über-
mitteln. Die Durchschrift dieses Verzeichnisses ist
von der Verwahrungsabteilung, mit der Über-
nahmsbestätigung versehen, an das für die auf-
gelassene Gerichtekasse zuständige Gericht zu
übersenden, das sie zu den Justizverwaltungs-
akten nimmt.

(3) Die bei den Gerichtszahlstellen in Spalte 6
der Einzahlungsliste eingetragenen und an die
Gerichtskassen noch nicht abgeführten Beträge
sind vor Abschluß der Bücher auf das Konto der
Verwahrungsabteilung zu überweisen, die sie wie
Hinterlegungen, die nach Inkrafttreten dieser
Verordnung erfolgt sind, behandelt.

(4) Die verwahr ten , nicht in Geld umsetzbaren
Urkunden [§ 1, Abs. (3)], sind un te r Vormerkung
der Verwahrungsgebühr bei den dazugehörigen
Akten zu hinterlegen. Ist dies nicht zweckmäßig
und ist die weitere Verwahrung nicht geboten, so
sind die Berechtigten zur Behebung dieser Ur -

kunden innerhalb einer bestimmten Frist aufzu-
fordern. Ist die Ausfolgung unmöglich oder die
Aufforderung zur Behebung erfolglos, so sind
auch diese Urkunden unter Vormerkung der Ver-
wahrungsgebühr bei den dazugehörigen Ak ten zu
hinterlegen oder erforderlichenfalls nach den Vor-
schriften über die Verwahrung wichtiger U r -
kunden aufzubewahren. Auf die Folgen der Ver -
säumung sind die Berechtigten in der Aufforde-
rung aufmerksam zu machen. Die Verwahrungs-
gebühr für solche Urkunden bet rägt ohne Rück-
sicht auf den Wert für jedes begonnene Jahr
drei Schilling.

(5) Die vorhandenen Formblät ter und Druck-
sorten sind, soweit dies möglich ist, aufzu-
brauchen und den Bestimmungen dieser Verord-
nung anzupassen. Die neuen Formblät ter für den
ersten Bedarf sind den Verwahrungsabteilungen
rechtzeitig zuzumitteln. De r Wort laut der neuen
Formblät ter ist einem Er laß zu entnehmen, der
vor Inkraft t reten dieser Verordnung im Amts-
blatt der Österreichischen Justizverwaltung be-
kanntgemacht werden wird.

(6) Die abgeschlossenen Bücher sind durch zehn
Jahre aufzubewahren.

(7) Die Hinterlegungsstellen beenden ihre
Tätigkeit mit dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung. Die Hinterlegungsakten werden, soweit sie
zu bestimmten Gerichtsakten gehören, zu diesen
genommen; soweit dies nicht der Fall ist, werden
6ie in das Nc-Register übertragen und von dem
Bezirksgericht am Sitz der bisher zuständigen
Hinterlegungsstelle weitergeführt.

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .

§ 77. (1) Diese Verordnung t r i t t am 1. Jänner
1949 in Kraf t ; mit dieser Verordnung trit t
gleichzeitig der § 1 des Bundesgesetzes über M a ß -
nahmen auf dem Gebiete des Gerichtserlags-
wesens vom 22. April 1948, B. G. Bl. Nr . 110,
in Wirksamkeit.

(2) Die Bestimmungen dieser Verordnung
finden auf bereits bestehende Erläge Anwendung.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
werden alle Vorschriften aufgehoben, die mit den
Bestimmungen dieser Verordnung im Wider-
spruch stehen; insbesondere verlieren die §§ 559
bis 561 Geo. und die früheren Geo.Form. N r . 120
und 121 ihre Wirksamkeit .

(4) Insoweit in anderen Vorschriften auf Be-
st immungen verwiesen wird , die durch diese
Verordnung geänder t oder aufgehoben werden;
t re ten die entsprechenden Best immungen dieser
Vero rdnung an deren Stelle. Einer Verweisung
s teht es gleich, w e n n die Anwendbarke i t der
neuen Vorschriften an Stelle der aufgehobenen
vorausgesetzt werden k a n n .

Gerö
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